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KOLLEKTIVVERTRAG

fir Angestellte der Gas- und
Wadrmeversorgungsunternehmungen

STAND 1.NOVEMBER 2017



§ 1 VertragschlieBende

Der Kollektivvertrag wird vereinbart zwischen dem
Fachverband der Gas- und Warmeversorgungs-
unternehmungen und dem Osterreichischen Ge-

werkschaftsbund, Gewerkschaft der Privatan-
gestellten, Sektion Industrie und Gewerbe.

§ 2 Geltungsbereich

(1) Der Kollektivvertrag gilt:
rdaumlich: fiir das Gebiet der Republik Osterreich;

fachlich: fir alle Mitgliedsunternehmungen des Fach-
verbandes der Gas- und Warmeversorgungsunter-
nehmungen, mit Ausnahme

a) aller Gas- und Warmeerzeugungs- und Vertei-
lungsanlagen im Nebenbetrieb, die Bestandteile
anderer industrieller Unternehmungen sind und
Gas bzw Warme an Fremdbezieher abgeben und
die gemeinsam mit dem Hauptbetrieb von den In-
teressenvertretungen der Arbeithehmer und Ar-
beitgeber des Hauptbetriebes betreut werden;

b) Gas- und Warmeerzeugungs- und Verteilungsan-
lagen, die einer anderen kollektivvertraglichen Re-
gelung unterliegen; doch kénnen sich diese Unter-
nehmungen durch schriftliche Erklarung dem
Fachverband der Gas- und Warmeversorgungsun-
ternehmungen gegenliber diesem Kollektivver-
trag anschlieBen;

c) Gemeindewerke, das sind alle Gasanlagen und
Warmeversorgungsunternehmungen, deren
Dienstvertrage einer offentlich-rechtlichen Rege-
lung (Landesgesetzgebung) unterworfen sind,
bzw alle Gas- und Warmeversorgungsunterneh-
mungen in denen eine Besoldung nach den Be-
stimmungen flir offentlich Bedienstete erfolgt
bzw deren Bedienstete im Wesentlichen nach
dem Schema fir Offentlich Bedienstete entlohnt
werden. Ist ein Unternehmen auch gleichzeitig
Mitglied einer anderen Arbeitgeberorganisation,
soistin Zweifelsfallen seine Vertragszugehorigkeit
einvernehmlich zwischen den beteiligten Arbeitge-
berorganisationen und Gewerkschaften festzu-

stellen. Bei dieser Feststellung ist davon auszuge-
hen, welcher Produktionszweig Uberwiegend aus-
gelbt wird;

personlich: fir alle dem Angestelltengesetz unterlie-
genden Dienstnehmer sowie fir kaufmannische Lehr-
linge und technische Zeichnerlehrlinge. Als kaufman-
nische Lehrlinge gelten aufgrund des Berufsausbil-
dungsgesetzes und der Lehrberufsliste insbesondere
die Lehrlinge, die in den Lehrberufen Industriekauf-
mann und Blrokaufmann ausgebildet werden.

(2) Der Kollektivvertrag gilt nicht:

a) furVorstandsmitglieder, Direktoren, Geschaftsfiih-
rer von Gesellschaften mit beschrankter Haftung,
soweit Vorgenannte nicht arbeiterkammerumlage-
pflichtig sind;

b) flr Pflichtpraktikanten und Volontare;

Pflichtpraktikanten sind Studierende, die zum
Zweck einer beruflichen (technischen, kaufmanni-
schen oder administrativen) Vor- oder Ausbildung
aufgrund schulrechtlicher Vorschriften voriberge-
hend beschaftigt werden. Hinsichtlich der Vergu-
tung fur diese Pflichtpraktikanten gilt § 18a des
Rahmenkollektivvertrages fir Angestellte der In-
dustrie.

Volontare sind Personen, die zum Zwecke einer
beruflichen (technischen, kaufmannischen oder
administrativen) Vor- oder Ausbildung beschaftigt
werden, sofern dieser Umstand bei der Einstellung
ausdricklich festgelegt worden ist und sie nicht
langer als ein halbes Jahr in einer Firma beschaftigt
werden.

§ 3 Geltungsdauer

(1) Der Kollektivvertrag tritt am 1. November 1994
in Kraft.

(In der vorliegenden Fassung sind alle Verbesserun-
gen bis zum 1. November 2017 eingearbeitet.)

KV Stand 1. November 2017

(2) Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter
Einhaltung einer dreimonatigen Kiindigungsfrist zu je-
dem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes
gekiindigt werden.



(3) Die Bestimmungen des Kollektivvertrages tber
Reisekosten- und Aufwandsentschadigung (§ 6), Be-
schaftigung auBerhalb des stédndigen Betriebes (§ 7),
Trennungskostenentschadigung (§ 8), Heimfahrten
(8§ 9), Messegeld (§ 10), Zulage flir die zweite Schicht
(§ 11), Erreichbarkeit (§ 12) und Entsendung zu Aus-
landsdienstreisen (§ 15) kdnnen mit einmonatiger

Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels ein-
geschriebenen Briefes gekiindigt werden.

(4) Wahrend der Kindigungsfrist sollen Verhandlun-
gen wegen Erneuerung beziehungsweise Abanderung
des Kollektivvertrages geflihrt werden.

§ 4 Bestimmungen Gber die Anwendung des Rahmenkollektivvertrages fir

Angestellte der Industrie

Auf die Angestellten im obigen Geltungsbereich (§ 2) findet folgender Kollektivvertrag in der jeweils geltenden
Fassung Anwendung (siehe ab Seite 26):

Rahmenkollektivvertrag fiir Angestellte der Industrie mit folgenden
Sonderregelungen:

Verwendungsgruppenschema

Die Bestimmungen hinsichtlich des Verwendungs-
gruppenschemas betreffend die Verwendungsgruppe
III und IV treten mit 1. November 2005 auBer Kraft.

1. Erganzende Tatigkeitsmerkmale flr Beschafti-
gungsgruppen I/M III sowie M IV

Verwendungsgruppe M II1

Tatigkeitsmerkmale:

Meister mit Anordnungs- und Aufsichtsbefugnis
mit verantwortlicher Einflussnahme auf ein gro-
Beres Aufgabengebiet als jenes der Verwen-
dungsgruppe M II.

Verwendungsgruppe M IV

Tatigkeitsmerkmale:

Obermeister mit selbststiandiger und verant-
wortlicher fachlicher Fiihrung mehrerer kleiner
Abteilungen oder einer groBen Betriebsabtei-
lung, denen ein Meister der Gruppe M III oder
mehrere der Gruppe M II unterstellt sind.

2. § 15 Punkt 40 des RKYV fiir Angestellte der Industrie
gilt mit der MaBgabe, dass das Verteilvolumen 100 %
eines Vorrickungswertes nach 6, 9 und 12 BGJ be-
tragt.

-5- KV Stand 1. November 2017



§ 5 Gehaltsordnung 2017

fiir Angestellte der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

Giiltig ab 1. November 2017

Mindestgrundgehailter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,121]

A 1.924,07 1.961,09 1.998,11 37,02
B 1.924,07 1.961,42 1.998,77 2.017,44 2.036,11 2.054,78 37,35 18,67
C 2.055,92 2.095,87 2.135,82 2.155,82 2.175,82 2.195,82 39,95 20,00
D 2.252,60 2.302,96 2.353,32 2.378,50 2.403,68 2.428,86 50,36 2518
E 2.548,29 2.605,30 2.662,31 2.690,81 2.719,31 2.747 81 57,01 28,50
F 2.872.96 2.956,86 3.040,76 3.082,71 3.124,66 3.166,61 83,90 41,95
G 3.338,56 3.468,71 3.598,86 3.663,95 3.729,04 3.794,13 130,15 65,09
H 3.067,48 3.810,45 3.953,42 4.024,92 4.096,42 4.167,92 142,97 71,50
I 4612,99 479285 497271 5.062,63 5.152,55 5.242.47 179,86 89,92
I (MIII-15%) 3.921,02 4.073,89 4.226,76 4.303,19 4.379,62 4.456,05 152,87 76,43
] 5.100,25 5.299,29 5.498,33 5.597,84 5.697,35 5.796,86 199,04 99,51

Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 6.463,14 6.715,35 6.841 46 6.967,57 7.093,68 252,21 126,11

§ 6 Reisekosten- und Aufwandsentschéddigung (Inland)

Sonderregelungen

(1) Wenn der Angestellte eine Dienstreise zu unter-
nehmen hat, so sind ihm die durch die Dienstreise ver-
ursachten Auslagen und Mehraufwendungen nach
MaBgabe der folgenden Bestimmungen zu erstatten.

Die Bestimmungen der Abs 5 bis 11 finden auf jene
Angestellten keine Anwendung, die aufgrund ihres
Dienstvertrages oder ihrer dienstlichen Verwendung
regelmdBig zu reisen haben (Reisende, Vertreter)
und mit denen entweder einvernehmlich ein Pauschal-
satz flr Reiseaufwandsentschadigungen vereinbart
ist oder mit denen einvernehmlich ein Entgelt verein-
bart ist, in dem Reiseaufwandsentschadigungen be-
reits abgegolten sind.

Enthélt das vereinbarte Pauschale oder Entgelt auch
eine Abgeltung der Fahrtauslagen, so entfallt fiir diese
Angestellten auch die Anwendung des Abs 4 Uber die
,Fahrtvergitung”.

Ebenso finden die Abs 5 bis 11 keine Anwendung auf
Angestellte, die ihren Dienstort nicht nur voriberge-
hend verlassen, ausgenommen bei Baustellen- und
Montagetatigkeiten. In diesen Fallen konnen Anspri-
che auf Reiseaufwandsentschadigung, Fahrtkosten-
vergltungen und Wegzeitvergitungen durch Be-
triebsvereinbarung im Sinn des § 68 Abs 4 Z 5 EStG
geregelt werden.

KV Stand 1. November 2017

Begriff der Dienstreise

(2) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte
seinen Dienstort verldsst, um in einem oder mehreren
anderen Orten Auftrage seines Dienstgebers auszu-
fihren. Dienstort im Sinn dieser Bestimmung ist das
Gemeindegebiet des Ortes, in dem die standige Ar-
beitsstatte des Angestellten liegt.

Fir Wien gelten als Gemeindegebiet die Bezirke 1 bis
23 gemaB dem Gebietsdanderungsgesetz vom 26.7.
1946, BGBI Nr 110/54.

Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt auBer-
dem in allen Fallen ein Tatigkeitsgebiet im Umkreis
von 12 km, gerechnet von der Betriebsstatte als Mit-
telpunkt.

(Abs 1 und 2 idF ab 1.Janner 2010)

Bemessung der Reisedauer

(3) Die Reise beginnt, wenn sie von der Arbeitsstatte
aus angetreten wird, mit dem Verlassen der Arbeits-
stdtte; in allen anderen Fallen mit dem notwendigen
Verlassen der Wohnung. Das Gleiche gilt sinngeman
fir die Beendigung der Reise.

Fahrtvergiitung

(4) Angestellte der Beschaftigungsgruppe A-F und
M I und M II erhalten bei ununterbrochenen Fahrten
bis 200km Entfernung die Eisenbahn-Fahrtkosten
II. Klasse oder Autobus, bei ununterbrochenen Fahr-

-6 -



ten Uber 200 km oder bei angeordneten Nachtfahrten
die Eisenbahn-Fahrtkosten I. Klasse oder Autobus er-
setzt. Angestellte der Beschaftigungsgruppe G-K,
M III und M 1V erhalten einheitlich die Eisenbahn-
Fahrtkosten I. Klasse oder Autobus erstattet. Eine
Nachtfahrt liegt vor, wenn wenigstens 3 Fahrtstunden
in die Zeit zwischen 22 und 6 Uhr fallen. Vergitung flr
Schlafwagenbenitzung, Verwendung von Flugzeugen
und Luxusziigen wird nur aufgrund besonderer Bewil-
ligung der Betriebsleitung gewahrt. Es werden nur tat-
sachlich aufgelaufene Fahrtkosten ersetzt.

(Abs 4 idF vom 1.11. 2005)

Reiseaufwandsentschdadigung

(5) Fur die Bestreitung des mit der Dienstreise ver-
bundenen persénlichen Mehraufwandes erhalt der An-
gestellte flr jeden vollen Kalendertag eine Reiseauf-
wandsentschadigung. Sie besteht aus dem Taggeld
und dem Nachtgeld. Die Reiseaufwandsentschadi-
gung betragt pro Kalendertag fur

volle Reise
aufwands-
entschadi-
Taggeld Nachtgeld gung (Tag-
und Nacht-
geld)
Angestellte der Beschéaf- )
tigungsgruppe mindestens
€ € €
A-K, MI-M1V 54,34 3223 86,57

(Werte gliltig ab 1. November 2017)

(6) Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausgaben
fur Verpflegung sowie aller mit der Dienstreise ver-
bundenen persénlichen Aufwendungen, einschlieBlich
der Trinkgelder fiir persénliche Bedienung.

Das Nachtgeld dient zur Deckung der Unterkunftbe-
zahlung beziehungsweise bei angeordneten Fahrten
wahrend der Nacht fiir den anfallenden Mehraufwand.
Unvermeidliche Mehrauslagen fiir Ubernachtung wer-
den gegen Vorlage der Quartierrechnung gesondert
vergultet. Flr eine Nacht wird nur einmal Nachtgeld
vergltet. Ist die Dienstreise mit keiner Nachtigung
beziehungsweise angeordneten Nachtfahrt verbun-
den oder wird das Quartier oder Schlafwagen kosten-
los beigestellt, entfallt das Nachtgeld.

Bei Fahrten im Schlafwagen oder bei kostenlos beige-
stelltem Quartier wird tatsachlich verausgabtes Trink-
geld bis zu € 2,18 erstattet. Bei aufeinander folgenden
Nachtigungen im gleichen kostenlos beigestellten
Quartier gebuhrt der Betrag von € 2,18 flr die erste
Nachtigung. Fur jede weitere Nachtigung erhéht sich
der genannte Betrag um je € 0,36, jedoch geblhrt
pro Woche nur ein Hoéchstbetrag von € 3,63. Fir jede
weitere Woche der Nachtigung im gleichen kostenlos
beigestellten Quartier ist daher ebenfalls fir die erste
Nachtigung ein Betrag von € 2,18, flr jede weitere
Nachtigung ein Betrag von € 0,36, héchstens jedoch
€ 3,63 zu erstatten.

(7) Ist gelegentlich einer Dienstreise ein mehr als 28-
tagiger ununterbrochener Aufenthalt in einem Ort er-
forderlich, so vermindert sich ab dem 29. Tag die ge-
blihrende Reiseaufwandsentschadigung (Abs 5) um
25%.

(8) Flr den Tag des Antrittes und der Beendigung ei-
ner mehrtagigen Dienstreise sowie bei Dienstreisen,
die keinen vollen Kalendertag beanspruchen, betragt
das Taggeld Bruchteile des vorgesehenen Satzes nach
MaBgabe der Reisedauer an dem betreffenden Kalen-
dertag. Und zwar gebihrt bei einer Abwesenheit von:

0 bis 3 Stunden ... 0O,
mehrals 3 bis 6 Stunden ... 1/4 des Taggeldes,
mehrals 6 bis 8 Stunden ... 1/2 des Taggeldes,
mehrals 8 bis 12 Stunden ... 3/4 des Taggeldes,
mehrals 12 Stunden ... das volle Taggeld.

Sonstige Aufwendungen

(9) Sonstige, mit der Dienstreise im Zusammenhang
stehende notwendige Dienstauslagen, wie Porti, Tele-
gramm- und Fernsprechgebihren, Kosten fir die Zu-
und Abfahrt vom Bahnhof und dergleichen, sind in ih-
rem notwendigen und glaubhaft gemachten Ausmaf
gesondert zu vergtten.

Entgelt fiir Reisezeit (zusatzliche Reiseauf-
wandsentschadigung)

(10) Soweit bei angeordneten Dienstreisen die effek-
tive Reisezeit (das ist die Zeit der unmittelbaren Reise-
bewegung in Befdorderungsmitteln, wie Eisenbahn,
Autobus usw, einschlieBlich notwendiger Wartezeiten
auf Umsteigbahnhofen) nicht in die Normalarbeitszeit
des Dienstnehmers fallt, gebihrt flir jede solche be-
gonnene - sonst dienstfreie — effektive Reisestunde
ein Siebentel der vollen kollektivvertraglichen Reise-
aufwandsentschadigung. Fur Reisestunden an Sams-
tagen ab 13 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen ge-
blhrt ein Viertel der vollen kollektivvertraglichen Rei-
seaufwandsentschadigung. Liegt jedoch gleichzeitig
eine Nachtfahrt im Sinne des § 6 Abs 4, 3. Satz vor,
dann gebihrt die obige zusatzliche Reiseaufwands-
entschadigung nur flr die vor 22 Uhr liegenden effek-
tiven Reisestunden.

(Abs 10 gilt ab 1. J&nner 1986)

Lenkzeitvergiitung

(11) Soweit Angestellte bei einer Dienstreise Uber
Aufforderung des Arbeitgebers das Beforderungsmit-
tel selbst lenken, gilt hinsichtlich der auBerhalb der
Normalarbeitszeit anfallenden Lenkzeit folgende Re-
gelung:

Fur Fahrzeiten auBerhalb der taglichen bzw wdchentli-
chen Normalarbeitszeit wird eine Vergltung in der H6-
he des Uberstundenentgeltes gewéhrt, wobei nur vol-
le Viertelstunden vergltet werden. Die Berechnungs-
grundlage flr die Grundvergitung ist ihrer Héhe nach
mit dem jeweiligen Mindestgrundgehalt der Beschafti-
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gungsgruppe I Grundstufe nach oben begrenzt. Diese
Regelung gilt nicht flir jene Angestellten, die in Aus-
Ubung ihrer Tatigkeit vorwiegend zu reisen haben,
wie zB Vertreter, Angestellte mit standiger Reisetatig-
keit und sonstige Angestellte, die in der Gestaltung
des taglichen Arbeitsablaufes ungebunden sind.
(Letzter Absatz idF 1. 11. 2005)

Uberstunden auf Dienstreisen
(12) Fur Zeiten, fir welche Reiseaufwandsentschadi-
gung gezahlt wird, erfolgt in der Regel keine besonde-

re Vergiitung von Uberstunden. Die Reisezeit gilt nicht
als Arbeitszeit. Werden jedoch von der Firmenleitung
effektive Dienstleistungen am Zielort der Dienstreise
Uber die tagliche Normalarbeitszeit hinaus angeord-
net, so werden neben der gebiihrenden einfachen Rei-
seaufwandsentschadigung die tatsachlich geleisteten
Uberstunden vergiitet.

§ 7 Beschdftigung au3erhalb des stdndigen Betriebes

Bei Dienstverrichtungen am Dienstort auBerhalb des
standigen Betriebes gilt folgende Regelung: Bei einer
ununterbrochenen Abwesenheit von mehr als 5 Stun-
den oder wenn sich die Abwesenheit liber die Zeit von
11 Uhr bis 14 Uhr erstreckt und der Arbeitnehmer kei-
ne Méglichkeit hat, am standigen Arbeitsort das Essen

einzunehmen, gebuhrt eine AuBendienstzulage in der
Hoéhe von mindestens € 11,18%*. Bei einer Abwesen-
heit von mehrals 11 Stunden - einschlieBlich Wegzeit,
ausschlieBlich Mittagspause - gebihrt eine AuBen-
dienstzulage in der Hohe von mindestens € 27,93*.
(* Werte giiltig ab 1. November 2017)

§ 8 Trennungskostenentschéddigung

(1) Angestellte, die infolge Versetzung an einen ande-
ren Dienstort gezwungen sind, einen getrennten
Haushalt zu fuhren, erhalten zur Abgeltung des da-
durch entstehenden Mehraufwandes eine Trennungs-
kostenentschadigung.

(2) Anspruchsberechtigt sind Angestellte, die mit ih-
rem Ehegatten, mit ihren Eltern oder einem Elternteil,
mit eigenen Kindern (auch Zieh- oder Stiefkindern)
oder Geschwistern dauernd im gemeinsamen Haus-
halt lebten und die Mittel hiezu nachweislich ganz oder
zum Uberwiegenden Teil aufbringen.

AuBerdem besteht unter den gleichen Voraussetzun-
gen die Anspruchsberechtigung auch flir Angestellte,
die mit einem(r) Lebensgefahrten(in) mindestens seit
einem Jahr im gemeinsamen Haushalt leben.

(3) Die Notwendigkeit getrennter Haushaltsfiihrung
ist als gegeben anzunehmen, wenn dem Angestellten
die tagliche Heimfahrt vom neuen Dienstort zum bis-
herigen Wohnort nicht zugemutet werden kann.

(4) Die Trennungskostenentschadigung betragt pro
Kalendertag mindestens € 23,32.

(Wert gliltig ab 1. November 2017)

Wird ein angemessenes Quartier vom Dienstgeber un-
entgeltlich beigestellt, so verringern sich der Satz um
25%. Fur die ersten zwei Wochen nach erfolgter Ver-
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setzung gebuhrt statt obigem Satz die Reiseauf-
wandsentschadigung.

(5) Der Anspruch auf Trennungskostenentschadigung
ruht:
a) wahrend des Urlaubs;

b) wahrend einer Krankheit, wenn der Angestellte
sich nach Hause in Pflege begibt, ab dem auf die
Abreise folgenden Tag;

c) wahrend des Kankenhausaufenthaltes, ab dem auf
die Aufnahme folgenden Tag;

d) wahrend jenes Zeitraumes, den ein Angestellter
unentschuldigt der Arbeit fernbleibt;

e) fir Zeitraume, flr die Reisekosten verrechnet wer-
den;

f) bei Dienstreisen an seinen standigen Wohnort.

Bei nachweislich weiterlaufenden Quartierkosten ge-
buhrt jedoch auch in den Fallen a) bis f) ein Viertel
der Trennungskostenentschadigung.

(6) Die Trennungskostenentschadigung entfallt:

a) wenn dem Angestellten eine geeignete, seinen
Einkommens- und Familienverhaltnissen ange-
messene Wohnung am neuen Dienstort oder so



nahe hiervon angeboten wird, dass ihm die tagli-
che Heimfahrt zugemutet werden kann;

b) wenn der Angestellte wéahrend mehr als drei Mona-
ten seit der Versetzung nachweislich nur ungenu-
gend um die Beschaffung einer Wohnung besorgt
war;

c) wenn die sonstigen, nach den Bestimmungen die-
ses Paragraphen noétigen Voraussetzungen zur
Zahlung der Trennungskostenentschadigung nicht
mehr gegeben sind.

(7) Der Angestellte ist verpflichtet, jede Anderung der
Voraussetzungen flr die Gewahrung der Trennungs-
kostenentschadigung unverziglich zu melden. Wider-
rechtlich bezogene Trennungskostenentschadigungen
sind zurickzuzahlen.

(8) Die Auszahlung der Trennungskostenentschadi-
gung erfolgt mit der monatlichen Gehaltszahlung.

§ 9 Heimfahrten (Inland)

Anspruchsberechtigung

(1) Bei Dienstleistungen im 6sterreichischen Bundes-
gebiet, die mehr als 150 km vom standigen Dienstort
entfernt geleistet werden, hat jeder dorthin entsandte
Angestellte nach jeweils 3 Monaten ununterbrochener
Abwesenheit vom standigen Dienstort Anspruch auf
eine Heimfahrt nach diesem Dienstort.

(2) Der Zeitpunkt des Antrittes der Heimfahrt ist zwi-
schen Firmenleitung und dem Angestellten einver-
nehmlich festzulegen.

Freizeitanspruch, Fahrtkostenvergiitung

(3) Fir die Heimfahrt gebihrt eine Freizeit von 4 Ar-
beitstagen. Die Zeit der Hin- und Rlckreise wird in die-
se Freizeit eingerechnet.

(4) Fur jede Heimfahrt werden fir die Hin- und Rick-
fahrt die Kosten fiir das vom Betrieb zu bestimmende
Verkehrsmittel erstattet; bei Fahrten mit der Eisen-
bahn der Fahrpreis 2. Klasse D-Zug unter Bedacht-
nahme auf bestehende FahrpreisermaBigungen flr
Rickfahrten.

Wird unmittelbar im Anschluss an die Heimfahrt ein
Urlaub oder ein Karenzurlaub angetreten, wird insge-
samt nur eine Hin- und Rickfahrt vom Montageort
zum standigen Dienstort vergltet.

(5) Flr die gesamte Zeit der durch die Heimfahrt be-
dingten Abwesenheit vom Montageort (gerechnet
vom Zeitpunkt der Beendigung der Arbeit bis zur Wie-
deraufnahme der Arbeit nach Riickkehr zu der Monta-
gestelle) finden die Bestimmungen der §§ 6 (Reise-
kosten- und Aufwandsentschadigung), 7 (Beschafti-
gung auBerhalb des standigen Betriebes) und 8 (Tren-
nungskostenentschadigung) keine Anwendung.

Verfall der Wartezeit und des Heimfahrtanspru-
ches

(6) Die dreimonatige Wartezeit wird durch Gebuhren-
urlaub, Karenzurlaub, Rickkehr infolge Erkrankung
oder durch einen Wechsel des Montageortes, der mit
einer Rickkehr zum standigen Dienstort oder standi-
gen Wohnort verbunden ist, unterbrochen. Im Falle ei-
ner solchen Unterbrechung verfallt die bereits zurick-
gelegte Wartezeit ohne Abldse. Sie beginnt mit dem
Wiedereintreffen beziehungsweise Neueintreffen am
Montageort neu zu laufen.

(7) Die Heimfahrt muss innerhalb von 2 Monaten
nach Entstehen des Anspruches angetreten werden,
ansonsten verfallt der Anspruch ohne jede Abldse.
Der Anspruch verfallt nicht, wenn die Heimfahrt infol-
ge betrieblicher Notwendigkeit auf Veranlassung der
Betriebsleitung nicht ausgefiihrt wurde. In diesem Fall
wird auBerdem die Uber die 3 Monate hinausgehende
Zeit als Wartezeit flir einen neuerlichen Anspruch auf
eine Heimfahrt angerechnet.

Dekadenarbeit*

(8) Bei Beschaftigung in Dekadenarbeit gemaB § 4
Absatz 6 Kollektivvertrag flir Industrieangestellte
vom 29.10. 1985 idgF (Neuregelung der Arbeitszeit)
hat der Angestellte nach jeweils einem Monat Warte-
zeit ab der Entsendung beziehungsweise einer Heim-
fahrt gemaB Absatz 1 Monatlich Anspruch auf Ersatz
der Fahrtkosten zum standigen Dienstort und zurlick,
wenn die Bau- oder Montagestelle mehr als 70 km
vom standigen Dienstort entfernt ist. Dieser Anspruch
besteht nicht fiir Monate, in denen eine bezahlte
Heimfahrt gebihrt beziehungsweise gewahrt wird.

* (gilt ab 1. Jénner 1986)
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§ 10 Messegelder

(1) Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Messen
oder Ausstellungen am Dienstort herangezogen wer-
den, erhalten, sofern sie dadurch an der Einnahme
des Mittagmahles am sonst Ublichen Ort verhindert
sind, eine Aufwandsentschadigung (Messegeld).

Das Messegeld betragt pro Kalendertag € 25,69.
(Wert gliltig ab 1. November 2017)

(2) Sonstige durch Messe-(Ausstellungs-)Dienst be-
grindete Auslagen (zum Beispiel Reprasentations-
spesen) sind gesondert zu verglten.

(3) Tatsachliche Mehrarbeitsstunden gegentiber der
normalen taglichen Arbeitszeit sind durch das Messe-
geld nicht abgegolten und sind gemaB3 § 5 des Rah-
menkollektivvertrages flir die Angestellten der Indus-
trie gesondert zu verguten.

(4) Fur Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Mes-
sen oder Ausstellungen auBerhalb ihres Dienstortes
herangezogen werden, gelten die Bestimmungen der
Reisekosten- und Aufwandsentschadigung gemaf

§ 6.

§ 11 Nacht- und Schichtarbeit

(1) Fallt die normale Arbeitszeit aufgrund der im Be-
trieb festgelegten Arbeitszeiteinteilung regelmaBig
zur Ganze oder zum Teil in die Nachtzeit, so geblhrt
den zu dieser Arbeit herangezogenen Angestellten ei-
ne Vergutung.

(2) Ihre H6he bestimmt sich nach der flir die Arbeiter
des Betriebes geltenden Regelung. Sie betragt jedoch
mindestens

a) fur jede in die Zeit zwischen 22 und 6 Uhr
oder in die betriebsibliche dritte Schicht
(Nachtschicht) fallende Arbeitsstunde ...

b) flir jede in die betriebslibliche zweite
Schicht fallende Arbeitsstunde ............ € 0,466

(Werte gliltig ab 1. November 2017)

€1,964

§ 12 Erreichbarkeit

Wird der Angestellte wahrend der Ruferreichbarkeit zu
einer tatsachlichen Arbeitsleistung herangezogen, so
gilt diese als Uberstundenleistung.

Ruferreichbarkeit

(1) Ruferreichbarkeit liegt vor, wenn ein Angestellter
auBerhalb seiner normalen, flir den betreffenden Tag
vorgesehenen regelmadBigen Arbeitszeit auf Anord-
nung des Dienstgebers oder dessen Bevollmachtigten
in seiner Wohnung jederzeit erreichbar sein muss. Die
Vergltung (Erreichbarkeitszulage) fir die Ruferreich-
barkeit betragt, sofern die Erreichbarkeit an Wochen-,
Sonn- oder Feiertagen in die Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr
fallt, 45 %, sofern sie an Wochen-, Sonn- oder Feierta-
gen in die Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr fallt, 15 % des auf
eine Normalstunde entfallenden Entgeltes je Erreich-
barkeitsstunde.

Allgemeine Erreichbarkeit

(2) Allgemeine Erreichbarkeit liegt vor, wenn ein An-
gestellter auBerhalb seiner normalen, flir den betref-
fenden Tag vorgesehenen regelmaBigen Arbeitszeit
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auf Anordnung des Dienstgebers oder dessen Bevoll-
machtigten innerhalb einer Entfernung von 4 Wegkilo-
metern - von seiner Wohnung aus gerechnet - fur all-
fallige Dienstleistungen erreichbar ist.

Er ist verpflichtet, seinen jeweiligen Aufenthaltsort in
der vom Dienstgeber oder dessen Bevollmachtigten
vorgeschriebenen Weise bekannt zu geben.

* Wenn im Rahmen von Erreichbarkeitsdiensten, die
in Unternehmungen zur Aufrechterhaltung der Ver-
sorgungs- und Betriebssicherheit von unmittelbaren
und mittelbaren Versorgungseinrichtungen und -anla-
gen eingerichtet sind, eine drahtlose Rufeinrichtung
vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellt wird, entfallt
die Verpflichtung, den jeweiligen Aufenthaltsort be-
kannt zu geben und wird die obige Entfernungsrege-
lung auf 8 Kilometer ausgeweitet. Durch Betriebsver-
einbarung kann davon abweichend eine andere Ent-
fernungsregelung - jeweils von der Wohung des An-
gestellten ausgehend - getroffen und/oder eine Zeit-
spanne bis zum Arbeitseinsatz definiert werden, wo-
bei auf die geographischen und verkehrstechnischen
Gegebenheiten sowie auf eine Gleichwertigkeit mit
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der kollektivvertraglichen Regelung Bedacht zu neh-
men ist. Bestehende betriebliche Regelungen bleiben
in ihrem gesamten bisherigen Umfang als Betriebs-
vereinbarungen im obigen Sinne aufrecht und treten
an Stelle dieses Kollektivvertrages, wenn bis spates-
tens 1.11. 1998 der Dienstgeber und der Betriebsrat
einvernehmlich die Weitergeltung der betrieblichen
Regelung festlegen.

Die Vergutung (Erreichbarkeitszulage) fir die allge-
meine Erreichbarkeit betrégt, sofern die Erreichbar-

keit an Wochen-, Sonn- oder Feiertagen in die Zeit
von 6 Uhr bis 22 Uhr fallt, 30 %, sofern sie an Wo-
chen-, Sonn- oder Feiertagen in die Zeit von 22 Uhr
bis 6 Uhr fallt, 10 % des auf die Normalstunde entfal-
lenden Entgeltes.

Wird der Angestellte wahrend der allgemeinen Er-
reichbarkeit zu einer tatsachlichen Arbeitsleistung he-
rangezogen, so ist diese als Uberstundenleistung zu
verguten.

* (gilt ab 1. Juli 1998)

§ 13 Zeitvorriickung innerhalb der Verwendungsgruppe

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 RKV enthalten).

§14 Vorgan%swgise bei Umreihung in eine héhere Verwendungsgruppe
ei Uberzahlung Gber das Mindestgrundgehalt

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 RKV enthalten).

§ 15 Entsendung zu Auslandsdienstreisen*)

Auslandsdienstreisen

(1) Eine Auslandsdienstreise liegt vor, wenn ein Ange-
stellter von seinem Dienstort in Osterreich voriiberge-
hend zur Dienstleistung ins Ausland entsendet wird.

Reisevorbereitung

(2) Dem Angestellten ist vor Antritt der Beschaftigung
im Ausland die zur Erledigung der mit der Entsendung
verbundenen Angelegenheiten notwendige Zeit frei-
zugeben. Die notwendigen und unvermeidlichen Auf-
wendungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung
der Entsendung sind zu ersetzen.

Schriftliche Aufzeichnungen

(3) Die flr die Entsendung vereinbarte Aufwandsent-
schadigung gemaB § 15 Abs 6 dieses Kollektivvertra-
ges und Vereinbarungen im Zusammenhang mit der
Entsendung, soweit Letztere von diesem Kollektivver-
trag beziehungsweise einer betrieblichen Regelung
abweichen oder diese erganzen, sind schriftlich fest-
zuhalten, zum Beispiel in Form einer Erganzung des
Dienstzettels (§ 15 Absatz 9 des Rahmenkollektivver-
trages fir die Angestellten der Industrie).

*) (gilt ab 1. J&nner 1986)
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Dem Betriebsrat sind schriftliche Aufzeichnungen
Uber die vereinbarte Hohe der Aufwandsentschadi-
gungen sowie Uber aufgrund dieses Kollektivvertrages
ermdoglichte abweichende Regelungen zu Ubergeben.
Werden derartige Regelungen im Betrieb, insbesonde-
re aufgrund einer Betriebsvereinbarung, allgemein
angewendet, geniigt die einmalige Ubergabe dieser
Regelung.

Dem Angestellten ist vor Beginn der Entsendung ins-
besondere mitzuteilen:

a) Beginn und voraussichtliches Ende der Beschafti-
gung,

b) Hohe des Tag- und Nachtgeldes,

c) Art des Verkehrsmittels,

d) Uberweisungsart des Entgelts,

e) Entlohnungs- und Abrechnungszeitraume,

f) Art und Hohe der Versicherungen.

Die Mitteilung kann insoweit entfallen, als sich auf-

grund der Dauer der Entsendung und bestehender Re-

gelungen im Unternehmen keine Notwendigkeit einer
besonderen Mitteilung ergibt.
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Beforderungsmittel und Fahrtkosten

(4) a) Die Wahl des Beférderungsmittels und die Fest-
legung der Reiseroute obliegen dem Dienstgeber.
Soweit eine Wahima&glichkeit fur den Dienstgeber be-
steht, darf durch die getroffene Wahl nicht ein offen-
sichtliches Missverhaltnis zwischen den wirtschaftli-
chen und betrieblichen Interessen des Arbeitgebers
und den eintretenden Belastungen des Angestellten
in zeitlicher und korperlicher Hinsicht entstehen.

b) Es werden nur tatsachlich aufgelaufene und nach-
gewiesene Fahrtkosten ersetzt.

c) Hinsichtlich des Kostenersatzes der benitzten Wa-
genklasse bei Bahnfahrten sind die entsprechenden
kollektivvertraglichen Bestimmungen fir Inlands-
dienstreisen im Sinne des dsterreichischen Standards
sinngemal anzuwenden.

Arbeitszeit und Wochenruhe

5) a) Die Verteilung der in Osterreich geltenden wé-
chentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen Tage
der Woche und die Festlegung der taglichen Normalar-
beitszeit kann fur die im Ausland tatigen Angestellten
entsprechend den Regelungen und der Ubung des
Auslandsstaates und dem Erfordernis der Zusammen-
arbeit mit Arbeitnehmern des Auslandsstaates oder
unter Berlcksichtigung der sonstigen Gegebenheiten
und Erfordernisse abweichend von den Regelungen
im Inland festgelegt werden.

b) Gilt in dem Auslandsstaat, in den der Angestellte
entsendet wird, ein anderer Tag der Woche als der
Sonntag als wochentlicher Ruhetag, tritt dieser Tag
an die Stelle des Sonntags.

Aufwandsentschadigung
(6)

a) Fur die Bestreitung des mit der Entsendung ver-
bundenen Mehraufwandes erhalt der Angestellte
eine Aufwandsentschadigung, welche aus einem
Tag- und Nachtgeld besteht. Das Taggeld dient
zur Deckung der Mehrausgaben flir Verpflegung
sowie aller mit der Entsendung verbundenen per-
sonlichen Aufwendungen einschlieBlich der Trink-
gelder flr personliche Bedienung.

Das Nachtgeld dient zur Deckung der Unterkunfts-
bezahlung bzw bei angeordneten Fahrten wahrend
der Nacht fur den anfallenden Mehraufwand. Fir
die Definition der Nachtfahrt ist der Zusatzkollek-
tivvertrag flr Inlandsdienstreisen heranzuziehen.
Unvermeidliche Mehrauslagen flir Unterkinfte
werden gegen Vorlage der Quartierrechnung ge-
sondert vergltet. Bei kostenloser Beistellung von
zumutbarem Quartier bzw Schlafwagen entfallt
das Nachtgeld. Allfallig erforderliche Unterkunfts-
zusatzkosten sind in diesem Falle vom Arbeitgeber
zu entrichten oder zu ersetzen.

(Zweiter Absatz gilt ab 1. November 1990)

KV Stand 1. November 2017

b) Durch die Vereinbarung des Tag- und Nachtgeldes
darf das Taggeld sowie das Nachtgeld wahrend der
ersten 28 Tage einer Dienstreise jenes der Gebiih-
renstufe 3 der Bundesbediensteten nicht unter-
schreiten. Danach darf das Taggeld und das Nacht-
geld der Gebuhrenstufe 3 der Bundesbediensteten
um nicht mehr als 10 % unterschritten werden.

c) Bei Reisen in Mitgliedsstaaten der Europaischen
Union zum Stand 1. 11. 2001 sowie in die Schweiz
und Liechtenstein geblhren Tages- und Nachti-
gungsgelder zumindest im AusmaB der fir In-
landsreisen vorgesehenen Satze, soweit sich da-
raus ein hdherer Anspruch ergibt.

Fir die Schweiz und Liechtenstein gilt diese Be-
stimmung flir Dienstreisen, die nach dem 1.11.
2007 beginnen.

(Abs 6b und 6c¢ gelten fir Dienstreisen, die nach dem
1.11. 2001 beginnen)

Reiseaufwandsentschadigungen bei Reisen
nach Norwegen und in Lander, die nach dem
1.11. 2001 Mitglied der Europdischen Union
wurden, gilt:

Bei Reisen nach Bulgarien, Estland, Kroatien, Lett-
land, Litauen, Malta, Norwegen, Polen, Rumanien,
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zy-
pern sind die Tages- und Nachtigungsgelder der
Geblhrenstufe 3 der Bundesbediensteten ab 1. 1.
2018 bis 31.10. 2018 um € 3,00 anzuheben.
Ab1.11.2018sind bei Reisen in die 0.a. Lander die
Tages- und Nachtigungsgelder der Gebuhrenstufe
3 der Bundesbediensteten pro 12-Monatszeitraum
(1.11. - 31.10.) schrittweise um die auf das In-
land anzuwendende Erhéhung der kollektivver-
traglichen Aufwandsentschadigung sowie um je-
weils € 3,00 anzuheben, bis der Wert des Tages-
bzw Nachtigungsgeldes flr Dienstreisen innerhalb
Osterreichs erreicht ist.

Ab dem 29. Tag der Dienstreise darf das Taggeld
und das Nachtgeld um nicht mehr als 10% unter-
schritten werden.

(Letzter Abschnitt giltab 1. 11. 2017)

Hinweis: Siehe Ubersicht EU-Auslandssétze, Seite 107

d) Die Aufwandsentschadigung nach diesem Kollek-
tivvertrag gebuhrt fir die Dauer des Aufenthalts
im Ausland, der mit dem Grenzlbertritt beginnt
beziehungsweise endet. Wird bei der Entsendung
ein Flugzeug benitzt, so gilt als Grenzlbertritt
der Abflug vom beziehungsweise die Ankunft am
letztbenltzten Inlandsflughafen. Das Tag- und
Nachtgeld - lit b) beziehungsweise c) - richtet sich
nach dem Ansatz flr den Staat, der bei der Entsen-
dung durchfahren wird beziehungsweise in dem
sich der Angestellte zur Verrichtung der Dienstleis-
tung aufhalt. Bei Flugreisen richtet sich das Tag-
geld - lit b) beziehungsweise ¢) — nach dem Ansatz
des Staates, in den die Entsendung fihrt. Der An-
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e)

f)

g)

gestellte erhalt fur je volle 24 Stunden des Aufent-
haltes im Ausland das vereinbarte Taggeld. Bruch-
teile bis zu 5 Stunden bleiben unberticksichtigt, fir
Bruchteile in der Dauer von mehrals 5 Stunden ge-
bihrt 1/3, von mehr als 8 Stunden 2/3 und von
mehr als 12 Stunden das volle Taggeld. Diese Re-
gelung gilt auch flr jene Dienstreisen, bei denen
gem Abs 3 die Taggelder flir Inlandsdienstreisen
gebuhren.

Ausdrucklich auf die Aufwandsentschadigung als
anrechenbar bezeichnete, vom Arbeitgeber oder
einem Dritten gewahrte besondere Entschadigun-
gen sind auf die Aufwandsentschadigungen im Sin-
ne dieses Paragraphen anrechenbar.

Die Aufwandsentschadigung gebihrt grundsatz-
lich in osterreichischer Wahrung. Die Bezahlung
der Aufwandsentschadigung in Fremdwahrung ist
in Betrieben mit Betriebsrat im Einvernehmen mit
diesem, ansonsten im Einvernehmen mit dem An-
gestellten zu regeln, wobei auf auftragsbezogene
Bedingungen Ricksicht zu nehmen ist.

Vom Taggeld entfallen 159% auf das Frihstlick,
30 % auf das Mittagessen und 25 % auf das Nacht-
mahl.

Werden die Mahlzeiten umsonst zur Verfligung ge-
stellt beziehungsweise die sonstigen Aufwendun-
gen nicht vom Angestellten getragen, verringert
sich das vereinbarte Taggeld entsprechend. Im Fal-
le der Zurverfligungstellung von verbilligten Mahl-
zeiten (etwa Werkskiiche) gilt ebenfalls die Kiirz-
ungsbestimmung des ersten Satzes, es sind je-
doch in diesem Falle die Kosten der Mahlzeit durch
die Firma zu ersetzen. Diese Bestimmung ist dann
anzuwenden, wenn die umsonst oder verbilligt zur
Verfligung gestellten Mahlzeiten nach inldndischen
Begriffen zumutbar sind oder nicht gesundheitli-
che Griinde entgegenstehen.

Sonstige mit der Dienstreise im Zusammenhang
stehende notwendige Dienstauslagen, wie zum
Beispiel Porti, Telegramm- und Fernsprechgebiih-
ren, Kosten fiur die Zu- und Abfahrt vom Bahnhof
und notwendige Kleiderreinigung, sind in ihrem
notwendigen und glaubhaft gemachten Ausmal
gesondert zu verglten.

Die tagliche Aufwandsentschadigung (Tag- und
Nachtgeld) entfallt im Falle eines unentschuldigten
Fernbleibens zur Génze. Das Gleiche gilt, wenn ei-
ne Dienstverhinderung beziehungsweise Arbeits-
unfahigkeit jedweder Art vorsatzlich oder grob-
fahrlassig herbeigefiuhrt wird. Im Falle eines Ar-
beitsunfalles entfallt die tagliche Aufwandsent-
schadigung nur bei vorsatzlicher Herbeiflihrung.
Bei einem notwendigen Krankenhausaufenthalt
im Ausland verringert sich der Taggeldsatz auf 1/
3 des vollen vereinbarten Taggeldsatzes. Das
Nachtgeld entfallt, jedoch werden weiterlaufende

h)

Quartierkosten gegen Nachweis bis auf Widerruf
durch die Firmenleitung ersetzt.

Bis zum Grenzubertritt bzw letztbeniltzten In-
landsflughafen ist die Aufwandsentschadigung
nach den entsprechenden im Inland geltenden Kol-
lektivvertragen zu bemessen. Das Gleiche gilt
sinngemas fur die Riickkehr.

Ergibt sich bei Dienstreisen von bis zu 24-stindi-
ger Dauer aufgrund der Dauer des Auslandsau-
fenthaltes kein (aliquoter) Anspruch auf eine Auf-
wandsentschadigung im Sinne des Abs 6d, sind
auf die gesamte Dienstreise die entsprechenden
im Inland geltenden Kollektivvertrage hinsichtlich
der Bemessung der Aufwandsentschadigung anzu-
wenden.

(gilt ab 1. November 1990)

GeblUhrt bei Reisen in der Dauer von bis zu 2 Kalen-
dertagen nicht mehr als ein volles Taggeld fir den
Auslandsaufenthalt, sind Zeiten der Dienstreise
im Inland fir die Bemessung der Aufwandsent-
schadigung Inland zusammenzurechnen.

(gilt ab 1. November 1997)

Bei Aufenthalten zur Schulung oder Ausbildung
kann vereinbart werden, dass sich das gemag lit b)
beziehungsweise c) jeweils zustehende Taggeld
auf 10 Prozent dieses Satzes verringert, wenn ein
ganztagig erweiterter Betreuungsumfang (Mahl-
zeiten und Nebenleistungen) gewahrt wird.

Vergiitung fiir Reisezeit und Lenkzeit

(7)

a)

b)

Hinsichtlich der Vergilitung von Reisezeit und Lenk-
zeit sind die entsprechenden Bestimmungen des
geltenden Kollektivvertrages betreffend die In-
landsdienstreisen anzuwenden, wobei fiir die Be-
messung der Vergltung flr Reisezeit die Auf-
wandsentschadigungssatze (Tag- und Nachtgeld)
des Inlandes heranzuziehen sind. Dasselbe gilt
hinsichtlich Uberstunden auf Dienstreisen. Mit die-
ser Vergutung ist die zeitliche Inanspruchnahme
des Angestellten durch die Reisetatigkeit abgegol-
ten.

Hinsichtlich der Verglitung gelten die Zeiten der
Reisebewegung im In- und Ausland als Einheit.
Wird vom Einsatzort am Zielort der Dienstreise
im Auslandsstaat eine Dienstreise vergleichbar ei-
ner Dienstreise nach den jeweiligen Bestimmun-
gen des geltenden Kollektivvertrages lber In-
landsdienstreisen angetreten, gelten die Bestim-
mungen Uber die Definition des Dienstortes sinn-
gemaB im Ausland.

Familienheimfahrt

(8) Nach einem ununterbrochenen Aufenthalt von der
Dauer eines halben Jahres in Europa oder 9 Monaten
in auBereuropaischen Staaten hat der Angestellte An-
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spruch auf eine bezahlte Familienheimreise mit an-
schlieBendem Geblihrenurlaub, sofern die Beendi-
gung der Entsendung beziehungsweise eine Heimrei-
se aus sonstigen Grinden nicht in den nachsten 3 Mo-
naten zu erwarten ist. Heimreisezeiten dirfen auf den
Geblhrenurlaub nicht angerechnet werden. Fir die
Familienheimreise gelten hinsichtlich der Beférde-
rungsmittel und der Reisezeit die entsprechenden Be-
stimmungen dieses Kollektivvertrages. Wird jedoch
die Heimreise zum Beispiel bedingt durch die Auf-
tragslage nicht maoglich, gebihrt bei ununterbroche-
nem Aufenthalt von mehr als 6 Monaten in europa-
ischen Staaten fiur jeden darlber hinausgehenden Mo-
nat 1/6, in auBereuropadischen Staaten flir jeden Uber
9 Monate hinausgehenden Monat 1/9 der gesamten
Fahrtkosten fiir die Hin- und Riickreise zum standigen
Wohnort als Abgeltung fir die nicht konsumierte
Heimreise.

Versicherungen

(9)

a) Der Arbeitgeber hat dem Angestellten die Kosten
einer Unfallversicherung flir Unfalle wahrend der
Dauer der Entsendung, ausgenommen Arbeits-
und Wegunfall im Sinne des ASVG, die zum Tod
oder dauernder Invaliditat fihren, zu ersetzen.
Hinsichtlich des Kostenersatzes wird fiir Tod eine
Versicherungssumme von mindestens
€ 21.802,-, fur dauernde Invaliditat von mindes-
tens € 43.604,- festgesetzt. Es werden nur die
Kosten fiir eine Versicherung gedeckt, die jene Ris-
ken abdeckt, die nach den &sterreichischen Versi-
cherungsbedingungen unter das normale Unfallri-
siko fallen. Der Kostenersatz fallt weg oder verrin-
gert sich entsprechend, wenn auf eine andere Wei-
se flr Abdeckung des Unfallrisikos in obigem Aus-
maf durch die Firma gesorgtist; von dieser ander-
weitigen Vorsorge ist dem Angestellten schriftlich
Mitteilung zu machen.

b) Der Arbeitgeber hat dem Angestellten die Kosten
einer Krankenricktransportversicherung fiir die
Dauer der Entsendung zu ersetzen, sofern der Ar-
beitgeber nicht auf andere Weise flir einen ent-
sprechenden Versicherungsschutz Sorge tragt;
von dieser anderweitigen Vorsorge ist dem Ange-
stellten schriftlich Mitteilung zu machen.

Tod naher Angehoriger

(10) Bei Tod des Ehegatten, des Lebensgefdhrten (im
Sinne der Bestimmungen des ASVG), der Kinder, der
Adoptivkinder oder der Eltern sind die Kosten der
Rickreise zu erstatten und die Fahrzeit bei der Riick-
reise in gleicher Weise wie bei einer Entsendung zu be-
handeln, sofern die Heimfahrt beansprucht wird.
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Erkrankungen und Unfille

(11) Bei Erkrankungen im Ausland gilt § 130 ASVG
beziehungsweise das jeweilige zwischenstaatliche So-
zialversicherungsabkommen. Uber Verlangen der un-
ter Abs 10 genannten nahen Angehdérigen hat die Fir-
ma im Falle des Todes des Angestellten wahrend der
Dauer der Entsendung die notwendigen Kosten des
Rlcktransportes zu Gbernehmen, soweit diese nicht
von dritter Seite (zum Beispiel Versicherung) getra-
gen werden, wobei die Kostenibernahme mit
€ 7.268,- nach oben begrenzt ist. Uber Verlangen
der Hinterbliebenen hat die Firma bei der administra-
tiven Abwicklung des Ricktransportes behilflich zu
sein.

Hohere Gewalt

(12) Im Falle einer konkreten personlichen Gefahr-
dung (zum Beispiel durch Krieg, innerpolitische Unru-
he am Zielort der Entsendung) ist der Angestellte be-
rechtigt, die Heimreise anzutreten. Vor Antritt ist nach
Mdéglichkeit das Einvernehmen mit dem Arbeitgeber
beziehungsweise dessen bevollmachtigten Vertreter
herzustellen, ansonsten ist der Arbeitgeber vom An-
tritt der Reise unverzilglich zu verstandigen. Wird
der Angestellte durch hdohere Gewalt an der Rickreise
gehindert, so ist den Angehdrigen, zu deren Erhaltung
der Angestellte gesetzlich verpflichtet ist, jenes Ge-
halt fir die Dauer von 6 Monaten weiterzubezahlen,
das er bei Dienstleistung an der Dienststelle im Inland
erreicht hatte.

Fir weitere 6 Monate ist diesen Angehdrigen ein Be-
trag in der Hohe des auf gleicher Basis berechneten
pfandungsfreien Einkommens zu bezahlen.

Bevorschussung und Reiseabrechnung

(13) Die Aufwandsentschadigung (Tag- und Nacht-
geld) und Fahrtkosten (soweit nicht Fahrkarten ge-
stellt werden) sind dem Angestellten zeitgerecht ge-
gen nachherige Verrechnung zu akontieren. Die Ab-
rechnung der Anspriche hat grundsatzlich flr jeden
abgelaufenen Kalendermonat bis zum Ende des
nachsten Kalendermonates durch schriftliche Rech-
nungslegung zu erfolgen. Die Anspriiche verfallen,
wenn diese Rechnungslegung nicht innerhalb von 2
weiteren Kalendermonaten, im Falle einer unverschul-
deten Verhinderung an der Rechnungslegung inner-
halb von 2 Kalendermonaten nach Wegfall der Verhin-
derung, erfolgt.

Abtretung von Anspriichen

(14) Uber Aufforderung des Dienstgebers hat der An-
gestellte beziehungsweise seine Hinterbliebenen Er-
satzanspriiche, die sich aus einem Ereignis im Sinne
der Absatze 9, 11 und 12 gegen Dritte ergeben, bis
zur Héhe des vom Dienstgeber auszubezahlenden be-
ziehungsweise ausbezahlten Betrages an den Dienst-
geber bei sonstigem Verlust im Sinne obiger Absatze
abzutreten.
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Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarun-
gen, betriebliche Regelungen und Giinstigkeits-
klausel

(15)

a) Die Anspriche nach Abs 6 und 7 kénnen einver-
nehmlich auch auf andere Weise als in diesem Kol-
lektivvertrag, etwa durch ein Pauschale, eine Aus-
landszulage oder ein Entgelt beziehungsweise eine
andere Vergltung, das die Abgeltung flr diese An-
spriiche einschlieBt, abgegolten werden.

b) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem
gesamten Umfang als Betriebsvereinbarung auf-
recht und treten an Stelle dieses Kollektivvertra-
ges, wenn binnen zwei Monaten nach In-Kraft-Tre-
ten dieses Kollektivvertrages die Firmenleitung
und der Betriebsrat einvernehmlich die Weitergel-
tung der Regelung festlegen. Kommt keine Eini-
gung zustande, giltlit c). Regelungen im Sinne die-
ses Absatzes haben schriftlich zu erfolgen.

c) Bestehende, fur die Angestellten glnstigere Ver-
einbarungen, Betriebsvereinbarungen und Rege-
lungen bleiben aufrecht und kdnnen auch in Hin-
kunft abgeschlossen werden. Die Gunstigkeits-
klausel ist so anzuwenden, dass nur die betriebli-
che Regelung als Ganzes auf ihre Glinstigkeit ge-
pruft wird, ein Herausgreifen einzelner Teile der ei-
nen oder anderen Regelung unter Berufung auf
diese Glnstigkeitsklausel ist nicht gestattet.

Schlichtungsverfahren

(16) Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten
und Streitigkeiten Uber die Anwendung der Gunstig-
keitsklausel gemafB Abs 15 lit c) hat sich vor Anrufung
des Einigungsamtes ein paritatisch aus je drei Vertre-
tern der vertragschlieBenden Organisationen zusam-
mengesetzter Ausschuss zu befassen, dessen Mitglie-
der tunlichst aus dem Kreis der an den Verhandlungen
Uber diesen Kollektivvertrag Beteiligten zu entneh-
men sind.

§ 16 Verfall der Anspriiche

Die Abrechnung der Anspriiche der §§ 6 bis 12 und 15
aus diesem Kollektivvertrag hat grundsatzlich fir je-
den abgelaufenen Kalendermonat bis zum Ende des
nachsten Kalendermonats durch schriftliche Rech-
nungslegung zu erfolgen. Die Anspriiche verfallen,

wenn diese Rechnungslegung nicht innerhalb von
6 weiteren Kalendermonaten erfolgt. Die Verlange-
rung der Frist auf 6 Monate gilt flir Anspriiche, die nach
dem 31.10. 2006 fallig bzw bekannt werden.

(§ 16 idF 1. November 2006)

§ 17 Schlichtungsverfahren

Mit der Beilegung von Gesamtstreitigkeiten, die sich
aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages ergeben,
hat sich vor Anrufung des Einigungsamtes ein paritati-
scher, aus je drei Vertretern der vertragschlieBenden

Organisationen zusammengesetzter Ausschuss zu
befassen, dessen Mitglieder tunlichst dem Kreis der
an den Verhandlungen Uber diesen Kollektivvertrag
Beteiligten zu entnehmen sind.

§ 18 Ginstigkeitsklausel

(1) Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Kollektivvertrages
treten fir dessen Geltungsbereich alle bisher gelten-
den Kollektivvertrage auBer Kraft.

(2) Bestehende, fir die Angestellten glnstigere
Ubungen und Vereinbarungen bleiben unberiihrt.
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(3) Der Kollektivvertrag fur die Angestellten der
Elektrizitatsversorgungsunternehmungen Oster-
reichs gilt als derartige glinstigere Regelung im Sinne
dieses Paragraphen und tritt daher, falls er angewen-
det wird, in seiner Gesamtheit anstelle dieses Kollek-

tivvertrages.
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KOLLEKTIVVERTRAG

Ist-Abschluss 1.11. 2017

abgeschlossen zwischen dem Fachverband
Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck,
Journalismus, Papier

andererseits.

|I. GELTUNGSBEREICH

Der Kollektivvertrag gilt

rdaumlich: fir alle Bundeslander der Republik Oster-
reich;

fachlich: fir alle Mitgliedsfirmen des oben genannten
Fachverbandes; flr alle Mitgliedsfirmen, die gleichzei-
tig auch anderen als dem vertragsschlieBenden Fach-
verband angehdren, ist in Zweifelsfallen die Vertrags-
zugehorigkeit einvernehmlich zwischen dem beteilig-

ten Fachverband und der Gewerkschaft der Privatan-
gestellten, Druck, Journalismus, Papier festzustellen.
Bei dieser Feststellung ist davon auszugehen, welcher
Produktionszweig Uiberwiegend ausgelibt wird;

personlich: fir alle jene dem Angestelltengesetz un-
terliegenden Dienstnehmer, auf welche der Rahmen-
kollektivvertrag fir Angestellte der Industrie vom
1.November 1991 anzuwenden ist.

Il. ERHOHUNG DER IST-GEHALTER

1) Das tatsachliche Monatsgehalt (Ist-Gehalt) der An-
gestellten - bei Provisionsvertretern ein etwa verein-
bartes Fixum - ist mit Wirkung ab 1.November
2017 um 3,0% pro Monat zu erhéhen. Berech-
nungsgrundlage fiir diese Erhdhung ist das Oktober-
gehalt 2017.

Erreichen die so erhéhten Ist-Gehalter nicht die neuen
Mindestgehalter, so sind sie entsprechend anzuheben.

2) Liegt bei Provisionsvertretern das Fixum unter dem
bisherigen kollektivvertraglichen Mindestgrundge-
halt, ist es um den Eurobetrag zu erhéhen, um den
sich das vordem 1. November 2017 auf den Angestell-
ten anwendbare Kollektivvertragsgehalt aufgrund der

kollektivvertraglichen Gehaltserhohung erhdht. Bei
nicht vollbeschaftigten Vertretern verringert sich die-
se Erhéhung entsprechend dem zeitlichen Anteil der
vereinbarten Arbeitszeit an der kollektivvertraglichen
Normalarbeitszeit.

3) Angestellte, die nach dem 31. Oktober 2017 in eine
Firma eingetreten sind, haben keinen Anspruch auf
Erhéhung ihres Ist-Gehaltes.

4) Andere Bezugsformen als Monatsgehalt (Fixum),
wie zB Provisionsbezlige, Mindestprovisionen, Min-
destgarantien bei Provisionsbeziehern, Pramien,
Sachbezlige etc bleiben unverandert.

lll. MINDESTGRUNDGEHALTER

1) Die ab 1. November 2017 flr obigen Fachverband
geltenden Mindestgrundgehalter ergeben sich aus
der im Anhang beigefligten Mindestgehaltstabelle.

2) Nach Durchfiihrung der Ist-Gehaltserhéhung im
Sinne des Art II ist zu Uberpriifen, ob das tatsachliche
Gehalt dem neuen, ab 1.November 2017 geltenden
Mindestgrundgehalt bzw bei den Ubergangsféllen auf-
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grund der Neugestaltung des Gehaltssystems ab
1. Mai 1997 bzw Einflihrung des Einheitlichen Entgelt-
systems ab 1. November 2005 dem jeweiligen indivi-
duellen Mindestgrundgehalt entspricht. Ist dies nicht
der Fall, so ist das tatsdachliche Monatsgehalt des An-
gestellten so aufzustocken, dass es den kollektivver-
traglichen Mindestgehaltsvorschriften entspricht.
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IV. UBERSTUNDENPAUSCHALIEN

Uberstundenpauschalien sind um den gleichen Pro-
zentsatz zu erhéhen, um den sich das Monatsgehalt
des Angestellten aufgrund der Vorschriften der Art I1

oder III effektiv erhoht. Der Kollektivvertrag vom
17.10. 1988 (Neuregelung der Mehrarbeit) ist zu be-
achten.

V. ANDERUNGEN VON RAHMENRECHTLICHEN BESTIMMUNGEN

a) Regelung zum Rahmenkollektivvertrag fiir
die Angestellten der Gas- und Wairmeversor-
gungsunternehmungen:

8§ 15 Ziffer 6¢ iiber die Entsendung zu Auslands-
dienstreisen wird nachfolgende Bestimmung
angeschlossen:

~Reiseaufwandsentschiddigungen bei Reisen
nach Norwegen und in Ldnder, die nach dem
1.11. 2001 Mitglied der Europdischen Union
wurden, gilt:

Bei Reisen nach Bulgarien, Estland, Kroatien, Lett-
land, Litauen, Malta, Norwegen, Polen, Ruménien,
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern
sind die Tages- und Ndchtigungsgelder der Geblhren-
stufe 3 der Bundesbediensteten ab 1.1. 2018 bis
31.10. 2018 um € 3,00 anzuheben.

Ab 1.11. 2018 sind bei Reisen in die o.a. Lénder die
Tages- und Né&chtigungsgelder der Geblhrenstufe 3
der Bundesbediensteten pro 12-Monatszeitraum
(1.11. - 31. 10.) schrittweise um die auf das Inland
anzuwendende Erhéhung der kollektivvertraglichen
Aufwandsentschédigung sowie um jeweils € 3,00 an-
zuheben, bis der Wert des Tages- bzw Né&chtigungs-
geldes fiir Dienstreisen innerhalb Osterreichs erreicht
ist.

Ab dem 29. Tag der Dienstreise darf das Taggeld und
das Nachtgeld um nicht mehr als 10% unterschritten
werden.”

Hinweis: Siehe Ubersicht EU-Auslandssétze, Seite 107

b) Anderungen des Rahmenkollektivvertrages
der Angestellten der Industrie:

1. In § 4 Abs 4b lit I) wird das Datum ,30.6. 2019”
durch ,,30.6. 2021” ersetzt sowie der letzte Satz von
§ 4b lit 1) ersatzlos gestrichen.

2. In § 4 Abs 5 wird das Datum ,,30.6. 2019” durch
,30.6. 2021" ersetzt.

3. Es wird ein neuer § 5b mit nachfolgendem In-
halt eingefiigt:
~»8§ 5b

1. GemdéB § 12a ARG sind Arbeitnehmer/Arbeitneh-
merinnen, wenn dies zur Verhinderung eines wirt-
schaftlichen Nachteils sowie zur Sicherung der Be-
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schéftigung erforderlich ist, maximal viermal pro
Kalenderjahr von der Wochenend- und Feiertagsru-
he im Sinne des ARG ausgenommen.

Dies betrifft vor allem Arbeitnehmer/innen in der Pro-
duktion, wenn dies beispielsweise aus Griinden der
Kurzfristigkeit eines Auftrages notwendig ist.

2. Arbeitgeber/innen, welche von der Ausnahmerege-
lung Gebrauch machen wollen, miissen dies beim zu-
stdandigen Fachverband sowie bei der Gewerkschaft
GPA-djp schriftlich beantragen. In diesem Antrag
muss das bendtigte zeitliche AusmaB der Ausnahme-
regelung, die Beschreibung der Art der Tétigkeiten so-
wie die Anzahl der Arbeitnehmer/innen, die voraus-
sichtlich benétigt werden und in welchen Abteilungen
(Geschéftsbereichen, Produktionsbereiche etc) wéh-
rend den Wochenenden bzw Feiertagen gearbeitet
werden soll, angeflihrt werden. Darliber hinaus muss
der drohende wirtschaftliche Nachteil, welcher ohne
die Ausnahmeregelung entstehen wiirde, im Antrag
dargelegt werden. In Betrieben mit Betriebsrat muss
dem Antrag eine Zustimmungserklédrung des zustén-
digen Betriebsrates beigefiigt werden. Fehlt diese Zu-
stimmungserkldrung des zusténdigen Betriebsrates,
wird der Antrag zur Verbesserung zurtickgeschickt.
Nach Einlangen des Antrages entscheiden die Kollek-
tivvertragsparteien einvernehmlich und in Schrift-
form, ob dem Antrag zugestimmt wird oder nicht.
Die Wochenend- bzw Feiertagsarbeit ist mit dem Da-
tum der Einbringung zuldssig, wenn innerhalb von
14 Tagen die Zustimmung der Kollektivvertragspar-
teien erfolgt.

Die Kollektivvertragsparteien haben das Recht, feh-
lende Informationen zur Entscheidung beim Antrags-
steller einzufordern. Wird einem Antrag schriftlich
die Zustimmung erteilt, so ist eine Kopie dieses
Schriftstiickes im Betrieb an fir alle Arbeitnehmer/in-
nen sichtbarer Stelle auszuhdngen. Ohne diesen Aus-
hang wird die Zustimmung nicht rechtswirksam.

3. Arbeitnehmer/innen kénnen die Wochenend- bzw
Feiertagsarbeit jederzeit ablehnen. Sie dlrfen deswe-
gen nicht benachteiligt werden, insbesondere hin-
sichtlich des Entgelts, der Aufstiegsméglichkeiten
und der Versetzung. Kindigungen wegen der Ableh-
nung der Wochenend- bzw Feiertagsarbeit sind un-
wirksam.
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4. Fiir diese zusétzliche Wochenend- und Feiertagsar-
beit gebihrt eine 18-miniitige bezahlte Pause pro
Schicht.

5. Wéhrend der Wochenend- und Feiertagsruhe darf
nur die unumgénglich notwendige Anzahl von Arbeit-
nehmern beschéftigt werden. Die Tages- und Wo-
chenhéchstarbeitszeit ist strikt einzuhalten. Dariiber
hinaus sind die Bestimmungen des § 6 ARG (Ersatzru-
he) zu beachten.

6. Allen Arbeitnehmer/innen, die ausnahmsweise
kurzfristige Wochenendarbeit leisten, gebiihrt fiir jede
Arbeitsstunde an einem Samstag ein Zuschlag von
mindestens 50 %, an einem Sonntag von mindestens
150 %. Flir Arbeiten an einem Feiertag iSv § 5b ge-
bihrt ebenfalls ein Zuschlag von 150 % flir jede Ar-
beitsstunde. Fur die Berechnung der Zuschldge ist
§ 5 (2) sinngemaB anzuwenden.

Auf Wunsch des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin
ist anstelle der Bezahlung ein Zeitausgleich zu gewéh-
ren. Dieser Zeitausgleich ist auf einem Zeitkonto fest-
zuhalten. Der Verbrauch des Zeitausgleichs ist zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer/der
Arbeitnehmerin zu vereinbaren. Kommt es zu keiner
Vereinbarung, so kann der Arbeitnehmer/die Arbeit-
nehmerin unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen
den Verbrauch von Zeitguthaben, bis zu drei Arbeits-
tagen, einseitig festlegen. § 5 Abs 9 ist anzuwenden.

7. § 5b gilt befristet bis 31. 10. 2018.”

8§ 15 Lehrlinge wird wie folgt abgeandert:

~Lehrlingsentschadigung
(61)

a) Die monatliche Lehrlingsentschadigung flir Lehr-
linge im Sinne des § 2 Abs 1 betragt ab 1. Novem-
ber 2017 im

4. § 15 Ziffer 17 lautet neu wie folgt:

»17. Elternkarenzen (Karenzurlaube) im Sinne der
gesetzlichen Bestimmungen sind nach MaBgabe der
folgenden Bestimmungen anzurechnen, wenn sie im
laufenden Arbeitsverhéltnis in Anspruch genommen
werden:

- Elternkarenzen, die am 1. 11 .2011 oder spéter be-
gonnen haben, werden im AusmaB von insgesamt
bis zu 16 Monaten je Kind als Beschéftigungsgrup-
penjahre angerechnet.

- Elternkarenzen, die vor dem 1.11. 2011 begonnen
haben, werden im HdbchstausmalB von insgesamt
bis zu 10 Monaten angerechnet.

- Elternkarenzen, die nach dem 31.10. 2017 enden,
werden im Ausmal3 von insgesamt bis zu 22 Monaten
je Kind als Beschéaftigungsgruppenjahre angerech-
net.

Nimmt ein Elternteil fiir dasselbe Kind mehrere Eltern-
karenzen in Anspruch, werden fiir Elternkarenzen, die
bis zum 31. 10. 2016 enden, hochstens 16 Monate je
Kind bzw. fir Elternkarenzen, die bis zum 31.10.
2011 enden, hochstens 10 Monate insgesamt ange-
rechnet.

Diese Héchstgrenzen gelten auch fir Elternkarenzen
nach Mehrlingsgeburten.”

Tabelle 1 Tabelle II
1. Lehrjahr € 61936 € 82892
2. Lehrjahr € 83045 € 111355
3. Lehrjahr € 112423 € 1.385,10
4. Lehrjahr* € 1.520,14 € 1.609,99

* Gilt fur Lehrlinge in Lehrberufen, in denen eine mehr
als dreijéhrige Lehrzeit in den geltenden Ausbildungs-
vorschriften vorgesehen ist.”

Vil. ERHOHUNG DER SCHICHTZULAGEN

§ 5a: € 0,466
§6:€1,964

VIIl. GELTUNGSBEGINN

Dieser Kollektivvertrag tritt mit Wirkung ab 1. November 2017 in Kraft.
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Wien, am 17. November 2017

FACHVERBAND DER GAS- UND WARMEVERSORGUNGSUNTERNEHMUNGEN

Der Obmann: Der Geschaftsfishrer:
DI Peter Weinelt Mag. Michael Mock

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN, DRUCK, JOURNALISMUS, PAPIER

Der Vorsitzende: Der Geschdftsbereichsleiter:
Wolfgang Katzian Karl Dirtscher

WIRTSCHAFTSBEREICH ENERGIE

Der Verhandlungsfihrer: Der Wirtschaftsbereichssekretér:
Roland Boigner Christian Schuster

Ist-Abschluss 2017
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AUSZUG AUS DEM KV VOM 28. OKTOBER 1996

uber die Neuregelung des Gehaltssystems

ARTIKEL Ill UBERGANGSBESTIMMUNGEN

Diese Ubergangsbestimmungen gelten fiir alle Ange-
stellten, deren Dienstverhaltnis vor dem 1. Mai 1997
begonnen hat, solange sie nicht friihestens mit die-
sem Datum in eine héhere Verwendungsgruppe, un-
beschadet Abs 6, 3. Absatz, umgestuft werden.

Alle Angestellten, deren Dienstverhaltnis vor dem
1. Mai 1997 begonnen hat, sind in die Gehaltsordnung
~heu” einzustufen. Bei dieser Umreihung ist der seit
Vollendung der letzten Vorrickung laufende Vorri-
ckungsstichtag weiter anzuwenden.

1) Fir die Anwendung der entsprechenden Uber-
gangsbestimmung sind die erreichten Verwendungs-
gruppenjahre zum Zeitpunkt des Geltungsbeginnes
dieses Kollektivvertrages maBgeblich.

Unter Gehaltsordnung ,alt” und Biennalsprung ,alt”
sind Gehaltsordnung und Biennalsprung vor dem
1.Mai 1997 zu verstehen.

Unter Gehaltsordnung ,,neu” und Biennalsprung , neu
sind Gehaltsordnung und Biennalsprung in der ab
1. Mai 1997 geltenden Hohe zu verstehen.

"

2) Angestellte der Verwendungsgruppen I und
VI

Angestellte der Verwendungsgruppe I sind in die Ge-
haltsordnung ,,neu” umzustufen. Jene, die am 30. Ap-
ril 1997 in die Mindestgehaltsstufe nach 6 Jahren oder
hoher eingestuft sind, sind in die schillingmaBig
nachsthohere Mindestgehaltsstufe der Verwendungs-
gruppe II ,neu” umzustufen, unter Anrechnung der
dieser Mindestgehaltsstufe in der Verwendungsgrup-
pe Il entsprechenden Verwendungsgruppenjahre. Be-
steht zu diesem Zeitpunkt kein schillingmaBig nachst-
hoheres oder zumindest gleich hohes Mindestgrund-
gehalt in der Verwendungsgruppe II ,neu”, bleibt das
bisher erreichte Mindestgrundgehalt solange abgesi-
chert, als die entsprechende Mindestgrundgehaltspo-
sition ,neu” unter diesem Betrag liegt.

Angestellte der Verwendungsgruppe VI sind in die der
bisher erreichten Verwendungsgruppenjahrstufe ent-
sprechenden Stufe der Gehaltsordnung ,neu” umzu-
stufen.

3) Angestellte der Verwendungsgruppen II bis
V, M1 bis M III bzw M 1V

a) Angestellte, die sich zum Zeitpunkt des Geltungs-
beginnes des Kollektivvertrages in den Mindest-
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grundgehaltspositionen nach 12, 14, 16 (18) VGJ
befinden, sind in die Position nach 10 Verwen-
dungsgruppenjahren der Gehaltsordnung ,neu”
einzustufen.

b) Angestellte, die sich zum Zeitpunkt des Geltungs-
beginnes des Kollektivvertrages in den Mindest-
grundgehaltspositionen nach 10 Verwendungs-
gruppenjahren befinden, sind in die Position nach
8 Verwendungsgruppenjahren der Gehaltsord-
nung ,neu” einzustufen.

c) Angestellte, die sich zum Zeitpunkt des Geltungs-

beginnes dieses Kollektivvertrages in den Mindest-
grundgehaltspositionen nach 2 Verwendungsgrup-
penjahren bis zu jenen nach 8 Verwendungsgrup-
penjahren befinden, sind in die jahresmaBig
nachstniedrigere Stufe der Gehaltsordnung ,,neu”
einzustufen.
In den Verwendungsgruppen Meister I sowie Meis-
ter II o.F. und m.F. sind die in die Verwendungs-
gruppenstufe nach 2 Jahren eingestuften Ange-
stellten in die entsprechende Verwendungsgrup-
penstufe nach 2 Jahren der Gehaltsordnung
»~neu” einzustufen.

d) Angestellte im 1. und 2. Verwendungsgruppenjahr
sind in die Gehaltsordnung ,neu” einzustufen.

4) Mindestgehaltsabsicherung im Zuge kollek-
tivvertraglicher Erhohungen der Mindestge-
haltsordnungen.

a) Angestellte gemas Absatz 3anach 12, 14, 16
(18) VGJ ,alt”
Diesen Angestellten wird das vor dem 1. Mai 1997
fir den Angestellten geltende Mindestgrundgehalt
wie folgt im Sinne eines individuellen Mindest-
grundgehaltes gesichert: Dieses Mindestgrundge-
halt wird kinftig zum Zeitpunkt kollektivvertragli-
cher Mindestgehaltserhbhungen um jenen Pro-
zentsatz erhdht, um den sich die jeweilige Mindest-
gehaltsstufe nach 10 Verwendungsgruppenjahren
der Gehaltsordnung ,neu” erhéht. Diese Mindest-
garantie erhéht sich zum jeweiligen Anfallszeit-
punkt um die Biennalspriinge im Sinne des Abs 5
lit a) dieses Artikels.
Die Obergrenze dieser Absicherung der Mindestga-
rantie ist das schillingmaBige Mindestgrundgehalt
dieser Verwendungsgruppe nach 16 Verwendungs-

Auszug aus dem KV vom 28. 10. 1996



gruppenjahren zum Stichtag 30.April 1997. Die
Mindestgarantie gilt sinngemaB auch fir jene An-
gestellten, die in die Mindestgehaltsstufe nach
18 Jahren eingestuft waren (Schillingbetrag der
Gehaltsordnung ,alt” nach 18 Verwendungsgrup-
penjahren zum Stichtag 30. April 1997).

b) Angestellte gemaB Absatz 3b (nach 10 VGJ
~alt”) und 3c (nach 2 bis nach 8 VGJ ,,alt”)
Soweit das neue Mindestgrundgehalt niedriger ist
als das Mindestgrundgehalt ,alt”, wird das indivi-
duelle Mindestgrundgehalt wie folgt abgesichert:
Das individuelle Mindestgrundgehalt darf jenen
Betrag nicht unterschreiten, der sich aus dem je-
weiligen Mindestgrundgehalt ,neu” plus dem Um-
stellungsunterschiedsbetrag ergibt. Der ,Umstel-
lungsunterschiedsbetrag” ist der Differenzbetrag
zwischen dem Mindestgrundgehalt ,alt” zum
Stichtag 30.4. 1997 und dem Mindestgrundgehalt
»~heu” zum Stichtag 1. 5. 1997, der im weiteren un-
verandert bleibt.

Flr Angestellte gemaB3 Absatz 3b erhoht sich die-
ses individuelle Mindestgrundgehalt 2 und 4 Jahre
nach Vollendung des 10. Verwendungsgruppenjah-
res (,neu”) um je einen Biennalsprung ,alt” Ab-
satz 5a) letzter Satz.

Fir Angestellte gemaB Absatz 3c erhdht sich die-
ses individuelle Mindestgrundgehalt 2 Jahre nach
Vollendung des 10. Verwendungsgruppenjahres
um einen Biennalsprung ,neu” (Unterschiedsbe-
trag zwischen der Mindestgrundgehaltsposition
nach 8 Verwendungsgruppenjahren und jener
nach 10 Verwendungsgruppenjahren).

Die Obergrenze dieser Absicherung der Mindestga-
rantie ist das schillingmaBige Mindestgrundgehalt
dieser Verwendungsgruppe nach 16 Verwendungs-
gruppenjahren zum Stichtag 30. April 1997.

5) Zeitvorriickung in der Verwendungsgruppe
(..echter Biennalsprung”).

a) Biennalspriinge fiir Angestellte gemafB3 Ab-
satz 3a)
Diese Angestellten haben Anspruch auf Biennal-
springe unter Anwendung der Grundsatze des
§ 13 des Kollektivvertrages flir Angestellte der
Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen,
auf die sie bei Verbleiben in der selben Verwen-
dungsgruppe nach der bis zum 1. Mai 1997 gelten-
den Regelung noch Anspruch gehabt hatten. Als
Biennalbetrag fiir diese Ubergangsregelung gilt
der schillingmaBige Wert vor dem 1. Mai 1997.

b) Angestellte gemadB Absatz 3b)
Fur diese Angestellten gilt die Regelung des voran-
gehenden Absatzes mit der MaBgabe, dass der
Biennalsprung in die Stufe nach 10 Jahren in der
Gehaltsordnung ,neu” auf die Biennalsprungsan-
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zahl im Sinn des vorangehenden Absatzes ange-
rechnet wird.

Die Angestellten im Sinne der Absatze a) und b)
sind von der Berechnungsgrundlage gemaB § 13
Abs 3 des Kollektivvertrages flir Angestellte der
Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
(5 %-Klausel) ausgenommen. Auf diese Angestell-
ten findet § 13 Abs 3 keine Anwendung.

c) Angestellte gemas Absatz 3c)

Diese Angestellten erhalten 2 Jahre nach Vollen-
dung des 10. Verwendungsgruppenjahres einen
Biennalsprung ,neu” unter Anwendung der Grund-
satze des § 13.

In den Fallen des Absatzes 3c), 2. Absatz, erhalten
die entsprechend dieser Vorschrift mit 1. Mai 1997
in die Mindestgehaltsstufe nach 2 Verwendungs-
gruppenjahren eingestuften Meister weitere 2 Jah-
re nach dem Biennalsprung im Sinn des vorange-
henden Absatzes einen weiteren Biennalsprung.

6) Einstufung in die Verwendungsgruppen IVa
oder Va

Wird ein Angestellter zum Geltungsbeginn des Kollek-
tivvertrages (1.Mai 1997) aufgrund der ausgelbten
Tatigkeit in IVa oder Va umgestuft, wird bei jenen An-
gestellten, deren tatsachliches Monatsgehalt dem
Mindestgrundgehalt ,alt” entspricht, der laufende
Vorrlickungsstichtag aufgrund der bisherigen Einstu-
fung beibehalten. Die Einstufung erfolgt in die gegen-
Uber dem bisher erreichten Mindestgrundgehalt
nachsthéheren Mindestgehalt entsprechenden Stufe
der neuen Verwendungsgruppe (§ 15 Abs 11 zweiter
Absatz RKV).

Bei Uberzahlten Angestellten sind § 14 Abs 3 und 4 des
Kollektivvertrages fir Angestellte der Gas- und War-
meversorgungsunternehmungen anzuwenden. Den
Angestellten, die mit 30.4. 1997 das 10. Verwen-
dungsgruppenjahr vollendet oder Uberschritten ha-
ben, und ab diesem Zeitpunkt in IVa oder Va umge-
stuft werden, bleiben unter sinngemaBer Anwendung
der Bestimmungen des § 13, unter Anrechnung der
sich aus der Einstufung in der neuen Verwendungs-
gruppe noch ergebenden Zeitvorrickungen, die An-
zahl jener Zeitvorrickungen gesichert, die sie beim
Verbleib in der bisherigen Verwendungsgruppe noch
erreicht hatten, soweit daraus noch ein lber die anzu-
rechnenden Biennalspriinge in den Gruppen IVa bzw
Va hinausgehender Biennalsprung zusteht ist dieser
ein Biennalsprung ,alt” Absatz 5 Z a) letzter Satz. Die-
se Angestellten sind von der Berechnungsgrundlage
gemaB § 13 Abs 3 (5 %-Klausel) ausgenommen. Auf
diese Angestellten findet § 13 Abs 3 keine Anwen-
dung.

7) Fallt der Geltungsbeginn der Gehaltsordnung ,neu”
mit einem Biennalsprung zusammen, dann ist der

- 22 -



Biennalsprung aufgrund der Gehaltsordnung ,alt” zu
ermitteln.

8) Wird ein(e) Angestellte(r), auf den (die) die Uber-
gangsregelung dieses Artikels anzuwenden ist, in eine
hohere Verwendungsgruppe umgestuft, gilt als bisher
erreichtes Mindestgrundgehalt das sich aufgrund der
Bestimmungen Uber die Mindestabsicherung gemaf
Abs 4 ergebende Gehalt. Dieses Gehaltist auch als Ba-
sis fuir das AusmaB der Uberzahlung maBgeblich.

9) Durch den Umstieg und die dementsprechende
Einstufung in die Gehaltstabellen ,,neu” gemafB Abs 2
und 3 bewirkte Erh6hungen von Mindestgrundgehal-
tern lassen effektive Monatsgehalter unberthrt, so-
weit die neuen Mindestgrundgehalter bzw Mindestge-
haltsabsicherungen gemaB Abs 4 nicht unterschritten
werden.

ARTIKEL IV

Betriebliche Regelungen im Zusammenhang mit
Anderungen des Rahmenkollektivvertrages
(Artikel II, Abs 1) und der §§ 13 und 14 des
Kollektivvertrages fiir Angestellte der Gas- und
Warmeversorgungsunternehmungen

Mit In-Kraft-Treten der kollektivvertraglichen Neuord-
nung der Verwendungsgruppen und Mindestgehalts-
tabellen sind betriebliche Regelungen, nach denen
Entgelte in einem fixierten AusmalB von einem kollek-
tivvertraglichen Mindestgehalt oder einer Mindestge-
haltstabelle abhdngen, unter Anwendung der Grund-
satze dieses Kollektivvertrages so abanderbar, dass
sich gegeniber dem Zustand vor Geltungsbeginn der
Neuordnung eine Gleichwertigkeit, dh infolge der Min-
destgehaltserhéhungen aufgrund der Neuordnung
keine Uber die bisherige Effektivauswirkung hinausge-
hende Auswirkung ergibt. Dies gilt auch fir Umstu-
fungsregelungen, betriebliche Verwendungsgruppen
oder Zwischengruppen bzw die Anwendung betriebli-
cher Regelungen auf die neu eingefiihrten Verwen-
dungsgruppen, sofern eine Abhangigkeit vom Min-
destgehalt besteht.

Kommt es binnen 3 Monaten nach In-Kraft-Treten der
Neuordnung nicht zu einer innerbetrieblichen Rege-
lung im Sinn des ersten Absatzes, bleiben obige Rege-
lungen nur insoweit unberihrt, als sich durch die Er-
hoéhung der Mindestgehdlter oder Umstufungen auf-
grund der Neuordnung keine Erhéhung der schilling-
maBigen Uberzahlung vor In-Kraft-Treten dieses Kol-
lektivvertrages ergibt. Diese Regelungen gelten daher

nur in dem Umfang weiter, als sich keine darlber hi-
nausgehende Wirkung ergibt.

Betriebliche Regelungen, die eine héhere Anzahl von
Zeitvorrickungen als die bisherigen kollektivvertragli-
chen Mindestgehaltsordnungen vorsehen, verklrzen
sich um die Anzahl, die der Neuordnung gegentber
den bisherigen Mindestgehaltsordnungen entspricht,
ausgenommen flr jene Angestellten, die zum Zeit-
punkt der Einfihrung der neuen Gehaltsordnung be-
reits in der Stufe nach 16 Verwendungsgruppenjahren
oder héher eingestuft sind und nicht in eine hdhere
Verwendungsgruppe umgestuft werden. Fur die Gbri-
gen Angestellten, sofern diese im Umstiegszeitpunkt
in die Verwendungsgruppenstufe nach 2 bis ein-
schlieBlich nach 14 Jahren eingestuft sind, ist die Um-
stiegsregelung dieses Kollektivvertrages innerbe-
trieblich so zu adaptieren, dass sich eine mit der kol-
lektivvertraglichen Umstiegsregelung gleichwertige,
der betrieblich verklrzten Zeitvorriickung entspre-
chend, ergibt.

Als betriebliche Regelung im Sinn dieser Bestimmung
gelten Betriebsvereinbarungen und sonstige betriebli-
che Regelungen oder Ubungen, bei denen eine ein-
heitliche Vorgangsweise, gegenuber allen oder einem
Teil der Dienstnehmer ohne Riicksicht auf eine be-
stimmte formale Grundlage eingehalten wird, aus de-
nen Anspriiche abgeleitet werden.

Uber betriebliche Regelungen im obigen Sinne kénnen
Betriebsvereinbarungen gemaf ArbVG abgeschlossen
werden.

ARTIKEL V UMSTELLUNGSDIENSTZETTEL

Die fur die Umstellung im Sinn dieses Kollektivvertra-
ges notwendigen Angaben sind dem Angestellten mit-
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tels Dienstzettel (Umstiegsdienstzettel) bekannt zu
geben.
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ARTIKEL VI RECHTSSTREITIGKEITEN

Fir Rechtsstreitigkeiten im Einzelfall, die sich aus der
Anwendung der Verwendungsgruppenregelung, auch
insbesondere im Zusammenhang mit der Neurege-
lung des Gehaltssystems zum 1.5. 1997, der Um-
stiegsregelung, der Einreihung in die neuen Verwen-
dungsgruppen und der Anpassung betrieblicher Rege-

lungen ergeben, ist vor Anrufung des Arbeitsgerichtes
eine von der Bundessektion Industrie oder vom Fach-
verband und der Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Industrie und Gewerbe eingerichtete Schieds-
kommission anzurufen, welche eine Streitbeilegung
versucht und einen Schlichtungsvorschlag erstellt.

ARTIKEL VII GEHALTSORDNUNG

Die ab 1. Mai 1997 geltenden Mindestgrundgehalter ergeben sich aus der beigefugten Gehaltsordnung.

ARTIKEL VIII GELTUNGSBEGINN

Dieser Kollektivvertrag tritt mit 1. Mai 1997 in Kraft.

Wien, am 28. Oktober 1996

Auszug aus dem KV vom 28. 10. 1996
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RAHMEN-
KOLLEKTIVVERTRAG

for Angestellte der Industrie

in der fir die Angestellten der Gas- und
Wadrmeversorgungsunternehmungen
geltenden Fassung

STAND 1.NOVEMBER 2017



§ 1 VertragschlieBende

Der Kollektivvertrag wird vereinbart zwischen der
Sektion Industrie der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft einerseits und dem Oster-

reichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Privatangestellten, Sektion Industrie und
Gewerbe, andererseits.

§ 2 Geltungsbereich

(1) Der Kollektivvertrag gilt:

rdaumlich: fir alle Bundeslander der Republik Oster-
reich;

fachlich: fur alle Mitgliedsunternehmungen gemaf
§ 2 und § 4 des Kollektivvertrages fir die Angestellten
der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen.

personlich: fir alle dem Angestelltengesetz unterlie-
genden Dienstnehmer sowie fur kaufmannische Lehr-
linge und technische Zeichner-Lehrlinge. Als kauf-
mannische Lehrlinge gelten aufgrund des Berufsaus-
bildungsgesetzes und der Lehrberufsliste insbesonde-
re die Lehrlinge, die in den Lehrberufen Industriekauf-
mann und Blrokaufmann ausgebildet werden.

(2) Der Kollektivvertrag gilt nicht:

a) flur Vorstandsmitglieder, Direktoren, Geschaftsfih-
rer von Gesellschaften mit beschrankter Haftung,

soweit Vorgenannte nicht arbeiterkammerumlage-
pflichtig sind;

b) Fur Pflichtpraktikanten und Volontére;

Pflichtpraktikanten sind Studierende, die zum
Zweck einer beruflichen (technischen, kaufmanni-
schen oder administrativen) Vor- oder Ausbildung
aufgrund schulrechtlicher Vorschriften voriiberge-
hend beschaftigt werden. Hinsichtlich der Vergi-
tung fur diese Pflichtpraktikanten gilt § 18a.

(gilt ab 1. November 1998)

Volontare sind Personen, die zum Zwecke einer
beruflichen (technischen, kaufmdnnischen oder
administrativen) Vor- oder Ausbildung beschaftigt
werden, sofern dieser Umstand bei der Einstellung
ausdricklich festgelegt worden ist und sie nicht
langer als ein halbes Jahr in einer Firma beschaftigt
werden. (Siehe Einstellungsbeschrankungen § 21,
Z1,2, 3, Seite 59)

§ 3 Geltungsdauer

(1) Der Kollektivvertrag tritt am 1. November 1991
in Kraft. (In der vorliegenden Fassung sind alle Ver-
besserungen bis zum 1. November 2017 eingear-
beitet.)

(2) In der Neufassung dieses Kollektivvertrages sind
alle Anderungen beriicksichtigt, die im Zeitraum vom
1.November 1984 bis 31.Oktober 1991 zwischen
den abschlussberechtigten Partnern vereinbart wur-
den.

(3) Der Kollektivvertrag kann von beiden Teilen unter
Einhaltung einer dreimonatigen Kindigungsfrist zu je-
dem Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes
gekilndigt werden.

(4) Die Bestimmungen Uber die Hohe der Mindest-
grundgehalter (§ 15 Abs 4) und Vereinbarungen, die
gemaB § 22 Abs 1 lit d) und e) getroffen worden sind,
kdnnen mit einmonatiger Kiindigungsfrist zu jedem

Rahmen-KV Industrie (Globalrunde)

Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes ge-
kindigt werden.

(5) Die Bestimmungen Uber die Hohe der Lehrlings-
entschadigungen flr Lehrlinge (§ 15 Abs 61) und des
Nachtarbeitszuschlages (§ 6) kdnnen mit einmonati-
ger Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels
eingeschriebenen Briefes geklindigt werden.

(6) Fur den Ausspruch und die Entgegennahme von
Kindigungen im Sinne der Abs 3 und 5 ist unterneh-
merseits die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, Sektion Industrie, zustandig. Fir den Aus-
spruch und die Entgegennahme von Kindigungen im
Sinne des Abs 4 sind unternehmerseits die einzelnen
Fachverbande zustandig.

(7) Wahrend der Kindigungsfrist sollen Verhandlun-
gen wegen Erneuerung beziehungsweise Abanderung
des Kollektivvertrages geflihrt werden.
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§ 4 Normalarbeitszeit*)

(1) Die normale Arbeitszeit betragt ausschlieBlich der
Pausen 38,5 Stunden wdchentlich. In Betrieben, in de-
nen flr die mannlichen Arbeiter Gber 18 Jahre kollek-
tivvertraglich eine kiirzere Arbeitszeit festgelegt ist,
gilt diese Arbeitszeit auch fir alle Angestellten.

(2) Die Normalarbeitszeit des Personals von Ver-
kaufsstellen im Sinne des Ladenschlussgesetzes kann
in den einzelnen Wochen eines Zeitraumes von 4 Wo-
chen bis zu 44 Stunden ausgedehnt werden, wenn in-
nerhalb dieses Durchrechnungszeitraumes die regel-
maBige wochentliche Arbeitszeit durchschnittlich
38,5 Stunden nicht Uberschreitet. Der zur Erreichung
der durchschnittlichen Arbeitszeit im Durchrech-
nungszeitraum erforderliche Zeitausgleich ist unter
Berilcksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernis-
se zusammenhangend zu gewadhren. Zeitausgleich
von mehr als 4 Stunden kann in zwei Teilen gewahrt
werden, wobei ein Teil mindestens 4 Stunden zu be-
tragen hat.

(Siehe auch Anhang I: Kollektivvertrag ,Erweiterte Off-
nungszeiten — Ladenschluss”, Seite 82)

(2a) Falltin Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit
an Werktagen aus, um dem Dienstnehmer eine lange-
re zusammenhangende Freizeit zu ermdglichen, so
kann, sofern ein Einarbeitungszeitraum von 7 Wochen
Uberschritten werden soll, durch Betriebsvereinba-
rung die Verteilung der ausfallenden Normalarbeits-
zeit auf die Werktage von hdchstens 52, die Ausfalls-
tage einschlieBenden Wochen geregelt werden. Ein
Einarbeitungszeitraum von mehr als 13 Wochen ist
zulassig, wenn grundsatzlich die einzuarbeitende Ar-
beitszeit gleichmaBig auf die Wochen oder Tage des
Einarbeitungszeitraumes verteilt wird. Durch Einar-
beiten im Sinn dieser Bestimmung darf die Normalar-
beitszeit 45 Stunden einschlieBlich Mehrarbeit im Sinn
des § 4a nicht Ubersteigen bzw in jenen Fallen, in de-
nen die Normalarbeitszeit einschlieBlich Mehrarbeit
40 Stunden in der Arbeitswoche Ubersteigt, um
hoéchstens 5 Stunden verlangert werden. Endet das
Dienstverhaltnis vor Konsumierung der eingearbeite-
ten Zeit (Freizeit), so gebuhrt flir die nicht konsumier-
te Zeit die entsprechende Uberstundenvergiitung. Die
Bestimmungen dieses Absatzes lassen die Regelung
des Abs 3 unberihrt.

(§ 2a gilt ab 1. November 1994)

(3) Die wochentliche Normalarbeitszeit kann insbe-
sondere zur Beibehaltung der Betriebslaufzeit oder
zur Einarbeitung in Verbindung mit Feiertagen bis zu
40 Stunden ausgedehnt werden, wenn daflir ein Zeit-

ausgleich in ganzen Tagen erfolgt. Dieser Zeitaus-
gleich hat innerhalb von 13 Wochen zu erfolgen. Der
13-Wochen-Zeitraum beginnt ab Geltungsbeginn der
betrieblichen Regelung, ansonsten ab Beendigung
des vorangegangenen Zeitraumes. Durch Betriebs-
vereinbarung kann dieser Zeitraum bis zu 52 Wochen
erstreckt werden.

Steht die Lage des Zeitausgleichs nicht von vornhe-
rein fest, ist der Zeitpunkt im Einvernehmen zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer festzulegen. Im Falle
der Nichteinigung hat der Zeitausgleich vor Ende des
Ausgleichszeitraumes zu erfolgen, wobei in diesem
Fall bei Urlaub, Feiertag und bezahlter Dienstverhin-
derung vor Ende des Ausgleichzeitraumes der Zeit-
ausgleich unmittelbar vor- oder nachher zu erfolgen
hat. Ist dies aus wichtigen Grinden im Sinne des
§ 20 AZG nicht mdglich, kann er in den nachsten Ka-
lendermonat vorgetragen werden.

Ist die Lage des Zeitausgleiches nicht im Voraus fest-
gelegt, entsteht flir Tage des Gebihrenurlaubs kein
Anspruch auf Zeitausgleich. Wird der Zeitausgleich
aus Grinden, die aufseiten des Arbeitgebers liegen,
nicht moglich, ist mit Ablauf des vereinbarten Zeitrau-
mes die Uber 38,5 Stunden pro Woche geleistete Zeit
als Uberstunde zu bezahlen. Dasselbe gilt bei Beendi-
gung des Arbeitsverhaltnisses vor Inanspruchnahme
des Zeitausgleichs.

(4) Die Normalarbeitszeit kann innerhalb eines Zeit-
raumes von 13 Wochen so verteilt werden, dass sie
im Durchschnitt die nach Abs 1 geltende Normalar-
beitszeit nicht Uberschreitet. Die Normalarbeitszeit
pro Woche darf 40 Stunden nicht Uberschreiten und
37 Stunden nicht unterschreiten (Bandbreite). Ein Un-
terschreiten der 37 Stunden in der Woche ist mdglich,
wenn der Zeitausgleich insbesondere in Form von
ganzen Arbeitstagen erfolgt.

Diese Regelung ist durch Betriebsvereinbarung, in Be-
trieben ohne Betriebsrat schriftlich mit jedem Arbeit-
nehmer, zu vereinbaren. Ein langerer Durchrech-
nungszeitraum bis zu 52 Wochen ist nur durch Be-
triebsvereinbarung und mit Zustimmung der Kollek-
tivvertragspartner rechtswirksam. Bei Nichteinigung
der Kollektivvertragspartner ist eine Schiedskommis-
sion der Kollektivvertragspartner zu befassen.

Die Verteilung der Normalarbeitszeit ist fiir den ge-
samten Durchrechnungszeitraum spatestens 2 Wo-
chen vor Beginn festzulegen. Eine Ausnahme ist fir
jenen Zeitausgleich méglich, der in ganzen Tagen un-
ter sinngemaBer Anwendung des Absatzes 3 erfolgt.
Wahrend des Durchrechnungszeitraumes gebuhrt das
Gehalt fir das AusmaB der durchschnittlichen Normal-

*) §§ 4 bis 5a aus dem Kollektivvertrag fiir Arbeitszeitverkiirzung vom 29. Oktober 1985
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arbeitszeit (38,5 Stunden). Auf Stunden bezogene
Entgeltsteile (zB Zulagen und Zuschldage) werden
nach den geleisteten Stunden abgerechnet. Scheidet
der Arbeitnehmer durch Kindigung seitens des Ar-
beitgebers, durch Austritt mit wichtigem Grund sowie
Entlassung ohne sein Verschulden aus, gebihrt fir die
bis zum Ausscheiden im Verhaltnis zur durchschnittli-
chen Normalarbeitszeit zu viel geleistete Arbeit Uber-
stundenentlohnung, in den anderen Fallen die Grund-
vergltung fir die Normalstunde. Das im Verhaltnis zu
der geleisteten Arbeit bis zum Ausscheiden gegenliber
der durchschnittlichen Normalarbeitszeit zu viel be-
zahlte Gehalt hat der Arbeitnehmer zurtckzuzahlen,
wenn er selbst kiindigt, ohne wichtigen Grund vorzei-
tig austritt oder aus seinem Verschulden entlassen
wird.

(4a) Erweiterte Bandbreite: *

a) Anstelle der Absatze 2a, 3 und 4 kann eine erwei-
terte Bandbreite im Sinne dieses Absatzes verein-
bart werden. Wahrend des Durchrechnungszeit-
raumes kann gleitende Arbeitszeit und Mehrarbeit
gemaB § 4a nicht angewendet werden. Eine Kom-
bination der erweiterten Bandbreite mit Abs 5 ist
unzulassig.

Die Regelungen dieses Punktes gelten nur flr die
Dauer des vereinbarten Durchrechnungszeitrau-
mes.

Far Jugendliche im Sinne des Kinder- und Jugend-
lichenbeschaftigungsgesetzes kann die Wochenar-
beitszeit innerhalb eines mehrwdchigen Zeitrau-
mes so verteilt werden, dass sie im wdchentlichen
Durchschnitt die kollektivvertragliche Normalar-
beitszeit nicht Uberschreitet.

Bei einem Durchrechnungszeitraum bis zu 13 Wo-
chen ist diese Regelung mit Zustimmung des Be-
triebsrates und in Betrieben, in denen kein Be-
triebsrat besteht, schriftlich mit jedem Arbeitneh-
mer zu vereinbaren. Flr langere Durchrechnungs-
zeitrdume ist jedenfalls die Zustimmung des Be-
triebsrates und die Zusendung an die Kollektivver-
tragspartner notwendig. Bei erfolgter Zustimmung
des Betriebsrates ist auf deren Grundlage eine Be-
triebsvereinbarung abzuschlieBen.

* (Die Bestimmungen des § 4 Abs 4a sowie 11 vorletz-
ter und letzter Satz treten mit 1. November 1997 in
Kraft)

Siehe Protokollanmerkung vom 5. 11. 2008 auf Seite 73

b) Durchrechnungszeitraum und Bandbreite:
Die Normalarbeitszeit kann innerhalb eines Durch-
rechnungszeitraumes bis zu 52 Wochen unregel-
maBig so verteilt werden, dass sie im Durchschnitt
des Durchrechnungszeitraumes 38,5 Stunden pro
Woche nicht Gberschreitet.

Die Normalarbeitszeit pro Woche darf 45 Stunden
nicht Uberschreiten und 32 Stunden nicht unter-
schreiten. Ein Unterschreiten der 32 ,Stunden in
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der Woche ist. mdglich, wenn der Zeitausgleich in
Form von ganzen Tagen erfolgt.

c) Zeitzuschlage:
Fur Wochenstunden nach der 40. Stunde bis ein-
schlieBlich der 45. Stunde gebuhrt ein Zeitzuschlag
von 25 %.
Anstelle dieses Zeitzuschlages kann flir den betref-
fenden Geltungsbereich eine gleichwertige Verkr-
zung der Wochenarbeitszeit bei gleichem Gehalt
vereinbart werden.
(Fassung giltab 1.11. 2004)

d) Lage der Normalarbeitszeit:
Die Vereinbarung hat nahere Bestimmungen daru-
ber zu enthalten, wie die jeweilige Normalarbeits-
zeit festgelegt wird und wie der Zeitausgleich in
Anspruch genommen wird.
14 Tage vor Beginn des Durchrechnungszeitrau-
mes ist ein Rahmenplan zu vereinbaren, aus dem
aufgrund der zu diesem Zeitpunkt bekannten Tat-
sachen die zu erwartenden Abweichungen von
der durchschnittlichen Arbeitszeit ersichtlich sind.
Ist die Lage der Normalarbeitszeit nicht fir den ge-
samten Durchrechnungszeitraum festgelegt, ist
sie spatestens 2 Wochen vor der jeweiligen Ar-
beitswoche entsprechend der Grundvereinbarung
festzulegen. Diese Frist kann in Ausnahmefallen
im Einvernehmen mit dem Betriebsrat verkilrzt
werden; in diesem Fall ist § 6 Abs 2 AZG hinsicht-
lich der Ablehnungsmoglichkeit aus persénlichen
Griinden anwendbar.
Wenn die Lage der Normalarbeitszeit und der Zeit-
ausgleich nicht von vornherein feststehen, darf die
Zahl der Guthabenstunden einschlieBlich Zeitzu-
schlage die Anzahl von 80 Stunden nicht Uber-
schreiten. Diese Stundenzahl kann bis zu 120 Stun-
den (einschlieBlich Zeitzuschlage) betragen, wenn
der Zeitausgleich fiir die 80 Stunden Ubersteigen-
de Stundenzahl in ganzen Wochen erfolgt.
Uber die zuriickgelegte Normalarbeitszeit ist ein
Zeitkonto zu fuhren, das dem Arbeitnehmer bei
der monatlichen Abrechnung zu Gbermitteln ist.

e) Verbrauch des Zeitguthabens:

Steht die Lage des Zeitausgleichs nicht von vorn-
herein fest, so kann vereinbart werden, dass Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer den Verbrauchszeit-
punkt flir jeweils die Halfte der Guthabenstunden
und Zeitzuschlage einseitig festlegen. Ist dies nicht
vereinbart, hat der Arbeitnehmer das Recht, fir je
3 Monate nach einer Vorankundigungsfrist von
4 Wochen den Zeitpunkt des Ausgleichs von Zeit-
guthaben im AusmaB von 24 Stunden einseitig zu
bestimmen. Der Verbrauchszeitpunkt, der vom
einseitigen Antrittsrecht nicht erfassten Zeitgutha-
ben ist einvernehmlich festzulegen.
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f) Abgeltung bzw Ubertragung von Zeitgutha-
ben am Ende des Durchrechnungszeitrau-
mes:

Flr Zeitguthaben aus am 1.11. 2004 laufenden
Durchrechnungszeitraumen gilt lit f) in der bis
zum 31.10. 2004 glltigen Fassung.

Fur ab dem 1.11. 2004 beginnende Durchrech-
nungszeitraume gilt: Ist bei Ende des Durchrech-
nungszeitraumes der Zeitausgleich nicht vollstan-
dig erfolgt, kénnen Zeitguthaben im AusmaB bis
zu 40 Stunden (einschlieBlich Zeitzuschlage) in
den nachsten Durchrechnungszeitraum ubertra-
gen werden.

Nicht Ubertragene Zeitguthaben (Grundstunden
und Zeitzuschlag) sind als Uberstunden mit 50 %
abzurechnen.

(Fassung giltab 1.11. 2004)

g) Abgeltung von Zeitguthaben bei Ende des Ar-
beitsverhiltnisses:
Besteht bei Ende des Arbeitsverhaltnisses ein Zeit-
guthaben, erfolgt die Abgeltung im Falle der Ent-
lassung aus Verschulden des Arbeitnehmers, bei
Selbstkliindigung des Arbeitnehmers und bei Aus-
tritt ohne wichtigen Grund mit dem Stundenver-
dienst, in den anderen Fallen mit der Uberstunden-
entlohnung (lit f).
Die Vereinbarung kann vorsehen, dass sich flir den
Fall der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses
durch Kindigung die Kiindigungsfrist um den nicht
verbrauchbaren offenen Zeitausgleich verlangert.
Der Zeitausgleich gilt in diesem Fall als konsu-
miert.
Eine Zeitschuld hat der Arbeitnehmer im Falle der
Entlassung aus Verschulden des Arbeitnehmers
und des unbegriindeten vorzeitigen Austrittes zu-
riickzuzahlen. Die beiden vorangehenden Satze
treten mit 31. 10. 2004 auBer Kraft.
Soweit bestehende Vereinbarungen Uber den
31.10. 2004 hinaus eine solche Regelung vorse-
hen, bleibt diese bis zum Ende des laufenden
Durchrechnungszeitraumes unberihrt.

h) Sonstige Bestimmungen:

Soweit keine allgemeine Betriebsvereinbarung
Uber die Beschaftigung von Leiharbeithnehmern be-
steht, kann die erweiterte Bandbreite nur verein-
bart werden, wenn eine gemag lit a) abzuschlie-
Bende Betriebsvereinbarung Regelungen Uber die
allfallige Beschaftigung von Leiharbeitnehmern in
den betroffenen Bereichen und Bereichen, die da-
mit in einem Arbeitszusammenhang stehen, ent-
halt.

Die Uber der durchschnittlichen Normalarbeitszeit
liegenden Normalstunden in Wochen mit oberer
Bandbreite verklrzen nicht den Gesamtanspruch
des Arbeitnehmers auf bezahlte Pflegefreistellung
in Hohe einer bzw zwei Arbeitswochen.
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Wird im Zusammenhang mit dem Abschluss einer
Betriebsvereinbarung Uber die erweiterte Band-
breite eine Betriebs(teil)versammlung einberufen,
haben die Arbeitnehmer flr die erforderliche Dauer
Anspruch auf Entgeltfortzahlung ohne Anrechnung
auf bestehende Vereinbarungen bzw betriebliche
Ubungen. Die (Betriebs-)Vereinbarung hat nach-
teilige Folgen der erweiterten Bandbreite im Pri-
vatbereich (zB familiare Pflichten, Aus- und Wei-
terbildung) teilzeitbeschaftigter Arbeitnehmer
madglichst zu vermeiden.

Protokoll zum Kollektivvertrag

Erweiterte Bandbreite vom 7.10. 1997

Die Vertragspartner halten fest, dass Regelungen, die
unter Beachtung der vor der Arbeitszeitgesetznovelle
1997 geltenden Bestimmungen in Verbindung mit
den Anderungen des Kollektivvertrages im Zuge der
Arbeitszeitverklirzung 1986 (88 4 und 4a) abge-
schlossen wurden, aufrecht bleiben und weiterhin ab-
geschlossen werden kdnnen.

Das Verbot der Kombination mit den bisherigen kol-
lektivvertraglichen Arbeitszeitmodellen (§ 4 Abs 2a,
3, 4 und 5) schlieBt nicht aus, dass im Sinne des § 4
Abs 2a eingearbeitet wird, wenn das Einarbeiten
gleichmaBig erfolgt, eine wdchentliche Arbeitszeit
von 40 Stunden dadurch nicht Uberschritten wird
und der Verbrauchszeitpunkt im Vorhinein fix festge-
legt ist. Die Vertragspartner stellen klar, dass Uber-
stunden auch in Wochen mit weniger als 38,5 Stunden
Normalarbeitszeit dann anfallen, wenn die fur den Ar-
beithehmer aufgrund der erweiterten Bandbreite gel-
tende tagliche oder woéchentliche Normalarbeitszeit
Uberschritten wird.

(4b) Zeitkontenmodell

a) Voraussetzungen
Bei ein- bzw zweischichtiger Arbeitsweise kann an-
stelle der Absatze 2a (ausgenommen erster Ab-
satz) bis 4a ein Zeitkontenmodell im Sinne dieses
Punktes vereinbart werden. Die Regelungen dieses
Punktes gelten nur fir die Dauer des vereinbarten
Durchrechnungszeitraumes (bzw Ausgleichszeit-
raumes).
Wahrend des Durchrechnungszeitraumes kann
Mehrarbeit gemaB § 4a sowie Gleitzeit nicht ange-
wendet werden. Das Einarbeiten in Verbindung mit
Feiertagen ist zuldssig, doch sind alle nachstehen-
den Regelungen einzuhalten.
Die Durchrechnung der Normalarbeitszeit ist nur
zulassig, wenn die Lage der gesamten Normalar-
beitszeit fliir den gesamten Durchrechnungszeit-
raum im Vorhinein vollstandig festgelegt ist. Der
Aufbau bzw Abbau von Zeitguthaben erfolgt in
Form von Abweichungen von dieser Arbeitszeit-
verteilung bzw vom Schichtplan, die alle nachste-
henden Bedingungen erfiillen missen.
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Jugendliche im Sinne des Kinder- und Jugendli-
chen-Beschaftigungsgesetzes kénnen unter Ein-
haltung der Voraussetzungen des KIBG (insb § 11
Abs 2a bis 3) einbezogen werden.

Werden teilzeitbeschaftigte Arbeithehmer bzw Ar-
beitnehmerinnen in das Zeitkontenmodell mitein-
bezogen, bleiben die aus § 19d Abs 3 bis 3e AZG
resultierenden Anspriiche unberthrt.

In Betrieben mit Betriebsrat ist jedenfalls die Zu-
stimmung des Betriebsrates notwendig. Bei erfolg-
ter Zustimmung des Betriebsrates ist auf deren
Grundlage eine Betriebsvereinbarung abzuschlie-
Ben und an die Kollektivvertragspartner zu senden.
In Betrieben ohne Betriebsrat kann das Zeitkon-
tenmodell bei einem Durchrechnungszeitraum bis
zu 13 Wochen durch schriftliche Vereinbarung mit
den Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern fest-
gelegt werden; bei einem dariiber hinausgehen-
den Durchrechnungszeitraum bis zu 52 Wochen
mit der Gewerkschaft GPA-djp. Soweit im Folgen-
den eine Betriebsvereinbarung bzw das Einverneh-
men mit dem Betriebsrat notwendig ist, wird dies
durch die Vereinbarung bzw das Einvernehmen
mit der Gewerkschaft ersetzt.

Zeitguthaben, die nach den Regeln Uber den Zeit-
ausgleich fiir Uberstunden (§ 5) entstanden sind,
kénnen einvernehmlich auf einem der drei Zeit-
konten (in der Regel dem Zeitkonto 2) des Zeitkon-
tenmodells gutgeschrieben werden; fiir den Ver-
brauch und ihre Abgeltung gelten dann die Rege-
lungen des Zeitkontenmodells.

Eine Betriebsvereinbarung Uber die Anwendung
des Zeitkontenmodells soll als solche bezeichnet
werden.

b) Allgemeine Bestimmungen

c)

Zwecks Durchfithrung des Zeitkontenmodells sind
nachstehende 3 Zeitkonten zu bilden:

- Das Zeitkonto 1 dient der Aufzeichnung von
Zeitguthaben und deren Abbau wahrend des
Durchrechnungszeitraumes.

- Das Zeitkonto 2 dient der Aufzeichnung von
Zeitzuschlagen.

- Das Zeitkonto 3 dient als Ausgleichskonto flr
Ubertragene Zeitguthaben aus Zeitkonto 1 und
fUr die Aufzeichnung von negativen Zeitsalden.

Dem Arbeitnehmer bzw der Arbeitnehmerin ist der
jeweilige Zeitsaldo der einzelnen Zeitkonten 1, 2
und 3 monatlich schriftlich bekanntzugeben und
jederzeit Einsicht in die Aufzeichnungen zu gewah-
ren.

Durchrechnungszeitraum und Bandbreite

Die Normalarbeitszeit kann innerhalb eines Durch-
rechnungszeitraumes von bis zu 52 Wochen unre-
gelmaBig so verteilt werden, dass sie im Durch-
schnitt des Durchrechnungszeitraumes 38,5 Stun-
den pro Woche nicht Gberschreitet. Die Normalar-
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e)
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beitszeit darf einschlieBlich der zusatzlichen Arbeit
9 Stunden pro Tag und 45 Stunden pro Woche nicht
Uberschreiten und sie darf 32 Stunden nur unter-
schreiten, wenn der Zeitausgleich in Form von
ganzen Tagen (Schichten) erfolgt.

Zusatzliche Arbeit im Sinne dieses Modells kann
nicht fir Nacht-, Sonn- und Feiertagsstunden so-
wie an Samstagen ab 14 Uhr (bzw Beginn der
2. Schicht) festgelegt werden.

Die Betriebsvereinbarung kann abweichend von
vorstehendem Satz zulassen, dass Montag bis
Freitag

- vor Beginn der Friihschicht und
— im Anschluss an die Spatschicht

flr jeweils eine Stunde zusatzliche Arbeit festge-
legt wird wenn dies auch im Interesse des Arbeit-
nehmers bzw der Arbeitnehmerin gelegen ist. Wird
von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht, darf an
Samstagen keine zusatzliche Arbeit im Sinne des
Zeitkontenmodells geleistet werden.

Abweichung vom AusmaB der regelmadBigen
wochentlichen Normalarbeitszeit (Zeitkon-
to1)

Die Betriebsvereinbarung hat nédhere Bestimmun-
gen dariber zu enthalten, wie die jeweilige Nor-
malarbeitszeit festgelegt wird und wie der Zeitaus-
gleich in Anspruch genommen wird. 14 Tage vor
Beginn des Durchrechnungszeitraumes ist ein
Rahmenplan zu vereinbaren, aus dem aufgrund
der zu diesem Zeitpunkt bekannten Tatsachen die
zu erwartenden Abweichungen von der durch-
schnittlichen Arbeitszeit ersichtlich sind.
Zusatzliche Arbeit ist spatestens 2 Wochen vor Be-
ginn der jeweiligen Arbeitswoche entsprechend
der Grundvereinbarung festzulegen. Diese Frist
kann in Ausnahmefédllen im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat verkirzt werden; in diesem Fall
kann die Leistung der zusatzlichen Arbeit aus be-
ricksichtigungswirdigen Interessen des Arbeit-
nehmers bzw der Arbeitnehmerin abgelehnt wer-
den.

Die Zahl der Guthabenstunden darf, unabhangig
vom Stand der Gbrigen Zeitkonten, 167 nicht Gber-
schreiten. Die zusatzliche Arbeitszeit und der Ver-
brauch von Zeitguthaben ist auf diesem Zeitkonto
aufzuzeichnen.

Zeitzuschlage (Zeitkonto 2)

Der Stand des Zeitguthabens am Zeitkonto 1 am
Letzten des vorigen Kalendermonats bestimmt
die Hohe der Zeitzuschlage fiur zusatzliche Arbeit,
die im Folgemonat geleistet wird.Betragt das Zeit-
guthaben

- 0 bis 60 Stunden, geblhrt kein Zeitzuschlag,

- mehr als 60 bis 100 Stunden, gebuhrt fir jede
Stunde zusatzliche Arbeit ein Zeitzuschlag von
10%,



f)

- mehr als 100 Stunden, gebihrt fir jede Stunde
zusatzliche Arbeit ein Zeitzuschlag von 20 %.

Diese Zeitzuschlage sind dem Zeitkonto 2 gutzu-
schreiben.

Verbrauch der Zeitguthaben

Der Verbrauch von Zeitguthaben kann nicht fir
Zeitraume vereinbart oder durch Betriebsverein-
barung festgelegt werden, fir welche Anspruch
auf bezahlte Freistellung von der Arbeit besteht.

Fiir die Zeitkonten gelten folgende Ver-
brauchsregeln:

Zeitkonto 1:

Das Verfahren zur Festlegung des Verbrauchszeit-
raumes von Zeitguthaben ist durch Betriebsver-
einbarung festzulegen. Die Betriebsvereinbarung
kann vorsehen, dass auch individuelle Vereinba-
rungen Uber den Verbrauchszeitraum zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer zulassig sind.

Zeitkonto 2:

Den Verbrauch der Zeitguthaben legt der Arbeit-
nehmer bzw die Arbeitnehmerin fest, doch hat er
bzw sie sich um das Einvernehmen mit dem Arbeit-
geber zu bemuhen. Kommt das Einvernehmen
nicht zustande, kann er bzw sie mit einer Voran-
kindigungszeit von vier Wochen den Verbrauchs-
zeitpunkt fir jeweils bis zu finf Arbeitstage bzw
funf Schichten einseitig festlegen. Auf Wunsch
des Arbeitnehmers bzw der Arbeitnehmerin und
sofern dies betrieblich mdglich ist und Zeitgutha-
ben bestehen, ist Altersteilzeit iSd § 4c zu verein-
baren, um in diesem Rahmen deren Verbrauch zu
ermdoglichen.

Zeitkonto 3:

Der Verbrauch der Zeitguthaben erfolgt einver-
nehmlich zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer.
Abweichend davon kann bei konjunkturell beding-
ter Unterauslastung durch Betriebsvereinbarung
ein bestimmtes AusmaB des Verbrauchs der Zeit-
guthaben festgelegt werden.

Zeitguthaben im Zeitkonto 3 sind, soweit sie daftir
ausreichen, in mehrwochigen zusammenhangen-
den Zeitraumen zu verbrauchen.

ArbeitnehmerInnen kénnen einmal pro Kalender-
jahr unter Einhaltung einer Vorankindigungsfrist
von 4 Wochen den Zeitpunkt des Zeitausgleichs
im AusmaB bis zur Halfte des Zeitguthabens, maxi-
mal aber flr bis zu finf Arbeitstage bzw Schichten
einseitig festlegen. Die Betriebsvereinbarung kann
einen anderen 52-Wochen-Zeitraum festlegen.

§ 19f AZG gilt mit der MaBgabe, dass anstelle des-
sen Verbrauchsregelungen (Abs 1), nicht jedoch
hinsichtlich dessen Regelungen zur Abgeltung in
Geld, die vorstehenden Regelungen treten; dies
gilt auch flr die Zeitzuschlage (Zeitkonto 2).

Innerhalb der einzelnen Zeitkonten gelten die al-
testen Zeitguthaben als zuerst verbraucht.

g) Abgeltung bzw Ubertragung von Zeitgutha-

ben am Zeitkonto 1 bei Ende des Durchrech-
nungszeitraumes

Ist bei Ende des Durchrechnungszeitraumes der
Zeitausgleich nicht vollsténdig erfolgt, kénnen
Zeitguthaben im AusmaB von bis zu 40 Stunden
in den Ausgleichszeitraum (Zeitkonto 3) Ubertra-
gen werden. Nicht tGbertragene Zeitguthaben sind
als Uberstunden mit 50 % Zuschlag und auf Grund-
lage des Teilers 143 auszuzahlen oder auf Wunsch
des Arbeitnehmers bzw der Arbeitnehmerin

- der Zeitraum des Zeitausgleichs im Verhaltnis
1:1,67 zu vereinbaren oder

- die Stunden im Verhaltnis 1:1,67 dem Zu-
schlagskonto (Zeitkonto 2)

gutzuschreiben.

h) Ausgleichszeitraum fiir iibertragene Zeitgut-
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haben und negative Zeitsalden (Zeitkonto 3)
GemaB lit g in den Ausgleichszeitraum Ubertrage-
ne Zeitguthaben sind jeweils binnen langstens drei
Jahren nach dem Ubertrag zu verbrauchen.

Bei gegebenem Bedarf kann dartber hinaus ein
negativer Zeitsaldo im AusmaB von bis zu
120 Stunden als Vorgriff auf kinftig gutzuschrei-
bende Zeitguthaben aufgebaut werden. Ein sol-
cher Aufbau eines negativen Zeitsaldos kann nur
einvernehmlich zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer erfolgen oder vom Arbeitgeber im Einver-
nehmen mit dem Betriebsrat flir Gruppen von Ar-
beithehmern bzw Arbeitnehmerinnen einseitig an-
geordnet werden. Negative Zeitsalden verfallen
nach Ablauf von zwei Kalenderjahren ab dem Ende
jenes Kalenderjahres in dem sie entstanden sind.
Die Betriebsvereinbarung kann einen anderen
52-Wochen-Zeitraum festlegen.

Zeitguthaben bzw negative Zeitsalden bei
Ende eines Arbeitsverhadltnisses

Besteht bei Ende des Arbeitsverhéltnisses ein Zeit-
guthaben (Zeitkonto 1) oder ein Guthaben an Aus-
gleichsstunden (Zeitkonto 3), erfolgt die Abgel-
tung im Falle der Entlassung aus Verschulden des
Arbeitnehmers bzw der Arbeitnehmerin, bei des-
sen/deren Selbstkiindigung und bei unberechtig-
tem vorzeitigen Austritt mit dem zuletzt gebihren-
den Stundenverdienst, in den anderen Fallen mit
der Uberstundenentlohnung (lit g).

Besteht ein Guthaben am Zuschlagskonto (Zeit-
konto 2) ist es mit dem zuletzt gebuhrenden Stun-
denverdienst auszuzahlen.

Ein negativer Zeitsaldo (Zeitkonto 3) ist mit einem
allfalligen Zeitguthaben auf Zeitkonto 1 zu saldie-
ren. Dabei ist abhangig von der Art der Beendigung
des Arbeitsverhaltnisses, wie in Abs 1 geregelt, die
Stundenzahl oder das 1,67-fache der Stundenan-
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zahl zugrunde zu legen. Verbleibende negative
Zeitsalden hat der/die Arbeitnehmer/in nur im Fal-
le der Entlassung aus seinem/ihrem Verschulden
und des unberechtigten vorzeitigen Austrittes zu-
rickzuzahlen.

j) Montage- und Akkordabsicherung
RegelmaBig angefallene Montagezulagen sind mit
ihrem Durchschnittsbetrag gleichzeitig mit dem
Monatsgehalt auszubezahlen. Die Angemessen-
heit des Durchschnittsbetrages ist mit Ende jedes
Durchrechnungszeitraumes und bei wesentlicher
Veranderung der Verhaltnisse anhand der tatsach-
lich erbrachten Montagearbeiten zu Uberprifen.
RegelmaBigkeit liegt vor, wenn sie in den letzten
13 abgerechneten Wochen (bzw 3 Monaten oder
Kalendervierteljahr) vor Beginn des Durchrech-
nungszeitraumes durch mindestens 7 Wochen ge-
leistet wurden.

Fur infolge des Zeitausgleichs ganzlich arbeitsfreie
Tage ist die ausfallende Wegzeitvergltung mit dem
Durchschnittswert der letzten 13 voll gearbeiteten
Wochen fortzuzahlen.

Bei leistungsbezogenen Entgelten (Akkord, Pramie
usw) ist eine Regelung zu treffen, die ein Schwan-
ken des Verdienstes durch das Zeitkontenmodell
madglichst vermeidet.

k) Sonstige Bedingungen fiir das Zeitkonten-
modell
Soweit keine allgemeine Betriebsvereinbarung
Uber Grundsatze der Beschaftigung Uberlassener
Arbeitskréafte besteht, kann das Zeitkontenmodell
nur vereinbart werden, wenn eine gemaB lit a) ab-
zuschlieBende Betriebsvereinbarung Regelungen
Uber die allfallige Beschaftigung Uberlassener Ar-
beitskrafte in den betroffenen Bereichen und jenen
Bereichen, die damit in einem Arbeitszusammen-
hang stehen, enthalt.
Die uber der durchschnittlichen Normalarbeitszeit
liegenden Normalstunden in Wochen mit mehr als
38,5 Stunden geleisteter Arbeit verkirzen nicht
den Gesamtanspruch des Arbeithehmers bzw der
Arbeitnehmerin auf bezahlte Pflegefreistellung in
Hohe ein bzw zwei Arbeitswochen.
Wird im Zusammenhang mit dem Abschluss einer
Betriebsvereinbarung Uber das Zeitkontenmodell
eine Betriebs(teil)versammlung einberufen, ha-
ben Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen fir die
erforderliche Dauer Anspruch auf Entgeltfortzah-
lung ohne Anrechnung auf bestehende Vereinba-
rungen bzw betriebliche Ubungen.
Die Betriebsvereinbarung hat nachteilige Folgen
des Zeitkontenmodells im Privatbereich (zB fami-
lidre Pflichten, Aus- und Weiterbildung) mdglichst
zu vermeiden.
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1) Geltungsdauer
Die Regelungen des Pkt 4b treten mit 1.7. 2017 in
Kraft und gelten zwecks Erprobung vorlaufig bis
zum 30.6. 2021.
(idF ab 1. November 2017)

(5) Schichtarbeit

Bei mehrschichtiger oder kontinuierlicher Arbeitswei-
se ist aufgrund einer Betriebsvereinbarung ein
Schichtplan zu erstellen. Die Arbeitszeit ist so einzu-
teilen, dass die gesetzlich gewahrleistete Mindestru-
hezeit eingehalten und im Durchschnitt die wochentli-
che Normalarbeitszeit innerhalb eines Schichtturnus-
ses nicht tUberschritten wird.

Wenn es die Betriebsverhaltnisse erfordern, kann die
wochentliche  Normalarbeitszeit innerhalb  des
Schichtturnusses ungleichmaBig so verteilt werden,
dass sie im Durchschnitt des Schichtturnusses
40 Stunden nicht Gberschreitet. Die sich daraus erge-
benden Uber- oder Unterschreitungen der kollektiv-
vertraglichen Normalarbeitszeit sind innerhalb eines
26 Wochen nicht Ubersteigenden Durchrechnungs-
zeitraumes auszugleichen.

Ein langerer Durchrechnungszeitraum bis zu 52 Wo-
chen ist nur durch Betriebsvereinbarung und mit Zu-
stimmung der Kollektivvertragspartner rechtswirk-
sam. Bei Nichteinigung der Kollektivvertragspartner
ist eine Schiedskommission der Kollektivvertragspart-
ner zu befassen. Die Festlegung des Freizeitausgleichs
hat unter Berucksichtigung der betrieblichen Erforder-
nisse einvernehmlich zu erfolgen. Kommt ein solches
Einvernehmen nicht zustande, erfolgt der Zeitaus-
gleich vor Ende des Durchrechnungszeitraumes. Die
Anspriiche nach dem Nachtschichtschwerarbeitsge-
setz*) (NSchG) werden durch die Gewahrung von
Freischichten im Sinne dieses Punktes nicht beruhrt.

Fir Dienstnehmer in vollkontinuierlichen Betrieben
kann die wochentliche Normalarbeitszeit in einzelnen
Wochen auf bis zu 56 Stunden ausgedehnt werden,
wenn am Wochenende eine oder zwei Schichten von
10 bis 12 Stunden Dauer im Schichtplan vorgesehen
sind und mindestens 2 von 3 Wochenenden vollkom-
men arbeitsfrei sind.

Mit Zustimmung des Betriebsrates kann zwecks Er-
probung vom 1.7. 2016 bis zum 30. 6. 2021 folgende
Abweichung von den vorstehenden Bestimmungen
vereinbart werden; bei erfolgter Zustimmung des Be-
triebsrates ist auf deren Grundlage eine Betriebsver-
einbarung abzuschlieBen und an die Kollektivver-
tragspartner zu senden.

(idF ab 1. November 2017)

Anstelle des in den vorstehenden Regelungen von
Abs 5 erwahnten Durchrechnungszeitraumes von
26 Wochen gilt generell ein Ausgleichszeitraum von
52 Wochen. Gelingt in diesem Zeitraum kein vollstan-
diger Ausgleich der durch Abweichungen iSd 3. Absat-
zes entstandenen Uber- oder Unterschreitungen der
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wochentlichen Normalarbeitszeit im vorangegange-
nen Schichtturnus, kénnen Uberschreitungen bis zu
insgesamt 40 Stunden und Unterschreitungen bis zu
120 Stunden nochmals in einen letztmaligen Aus-
gleichszeitraum von 52 Wochen Ubertragen werden.
Dariber hinausgehende Zeiten und danach noch im-
mer nicht ausgeglichene Zeiten sind als Uberstunden
auszuzahlen bzw verfallen ersatzlos.

Wurde von der vorstehenden Abweichungsmaoglich-
keit Gebrauch gemacht, ist auf Wunsch des Arbeitneh-
mers bzw der Arbeitnehmerin und sofern dies betrieb-
lich méglich ist und Zeitguthaben bestehen, Altersteil-
zeit iSd § 4c zu vereinbaren, um in diesem Rahmen
deren Verbrauch zu ermdéglichen.

(Gilt ab 1.Juli 2016)

(6) Dekadenarbeit

Bei GroBbaustellen kann im Rahmen der gesetzlichen
Mdoglichkeiten mittels Betriebsvereinbarung Dekaden-
arbeit festgelegt werden. Als Regelfall der Dekadenar-
beit gelten 10 aufeinander folgende Arbeitstage und
4 arbeitsfreie Tage. Die wochentliche Normalarbeits-
zeit kann mehr als 40 Stunden betragen, wenn inner-
halb eines Durchrechnungszeitraumes von 2 Wochen
die wdchentliche Normalarbeitszeit nicht tberschrit-
ten wird. Innerhalb eines 4-wdéchigen Durchrech-
nungszeitraumes hat der Angestellte Anspruch auf ei-
ne durchschnittliche wochentliche Ruhezeit von min-
destens 36 Stunden. Flr die Berechnung der durch-
schnittlichen wochentlichen Ruhezeit von 36 Stunden
durfen nur jene Ruhezeiten herangezogen werden, die
mindestens 24 zusammenhangende Stunden umfas-
sen. Zwischen 2 aufeinander folgenden Dekaden
muss jedenfalls eine Ruhezeit von mindestens
36 Stunden liegen. Fur die Dauer der Zuteilung zur
Dekadenarbeit gilt diese flir den Angestellten als Fest-
legung der Normalarbeitszeit. Die entsprechenden
Bestimmungen des Rahmenkollektivvertrages uber
die Festlegung der Normalarbeitszeit sind anzuwen-
den. Auf die Dekadenarbeit ist Abschnitt VII Punkt 6
des Kollektivvertrages flr die Arbeiter sinngemag an-
zuwenden. Durch die Dekadenarbeit darf keine Ent-
geltschmalerung eintreten.

(Fassung gilt ab 1. November 1994)

(7) Bereits bestehende kirzere Normalarbeitszeiten
bleiben aufrecht.

(8) In Betrieben, in denen sowohl Betriebsbereiche
mit der jeweiligen Normalarbeitszeit der Abs 1 bis 6
als auch Betriebsbereiche mit kiirzerer woéchentlicher
Normalarbeitszeit gemaB Abs 7 in Frage kommen, gilt
fir neu eingetretene Angestellte sowie bei innerbe-
trieblichen Versetzungen jeweils die Arbeitszeit jenes
Betriebsbereiches, dem der Angestellte zugeteilt wird.
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(9) Soweit nicht durch Schichteinteilung eine andere
Arbeitszeit erforderlich ist, hat die Arbeitszeit an
Samstagen um 13 Uhr zu enden.

(10)

a) Der 24. und 31.Dezember ist arbeitsfrei, bei
Schichtarbeit ab Ende der Nachtschicht vom 23.
auf 24. bzw 30. auf 31. Dezember, spdtestens je-
doch ab 6 Uhr frih.

b) Fur die am 24. und 31. Dezember entfallenden Ar-
beitsstunden erfolgt kein Gehaltsabzug.

c) Gilt flr die ArbeiterInnen eines Betriebes an diesen
beiden Tagen ein nach 12 Uhr liegender Arbeits-
schluss so gilt flir jene Angestellten, deren betrieb-
liche Anwesenheit wegen ihres regelmaBigen Ar-
beitszusammenhanges mit den ArbeiterInnen not-
wendig ist, an diesen beiden Tagen, die fur die Ar-
beiterInnen des Betriebes vorgesehene Arbeits-
zeitregelung.

(Abs 10 idF ab 1. November 2015)

(11) Die Verteilung der wdchentlichen Normalar-
beitszeit auf die einzelnen Wochentage, der Beginn
und das Ende der taglichen Arbeitszeit sowie die Lage
der Pausen sind aufgrund obiger Bestimmungen unter
Berlcksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernis-
se nach MaBgabe der gesetzlichen Bestimmungen -
insbesondere Arbeitszeitgesetz, Arbeitsruhegesetz
und Arbeitsverfassungsgesetz - festzulegen. Im Sin-
ne des § 11 Abs 2 des Jugendbeschaftigungsgesetzes
ist fir Angestellte und Lehrlinge unter 18 Jahren die
Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf
5 Wochentage zulassig.

Die tagliche Normalarbeitszeit kann bei regelmaBiger
Verteilung der Gesamtwochenarbeitszeit auf 4 Tage
durch Betriebsvereinbarung, in Betrieben ohne Be-
triebsrat durch Einzelvereinbarung auf bis zu 10 Stun-
den ausgedehnt werden. Der arbeitsfreie Tag darf
nicht auf einen Feiertag fallen.

(Letzter Absatz idF ab 1. November 2007)

An diesen Tagen darf die Arbeitszeit durch die Leistung
von Uberstunden auf bis zu 12 Stunden ausgedehnt
werden (§ 7 Abs 6 AZG).

(letzter Satz gilt ab 1. November 2004)

Wenn es die betrieblichen Notwendigkeiten erfordern,
kann die Wochenarbeitszeit innerhalb eines Zeitrau-
mes von hdchstens 9 Wochen so verteilt werden, dass
sie im wochentlichen Durchschnitt die geltende Nor-
malarbeitszeit nicht Uberschreitet. Eine Abweichung
der durchschnittlichen Normalarbeitszeit ist méglich,
wobei die durchschnittliche wéchentliche Normalar-
beitszeit nicht mehr als 40 Stunden betragen darf.
Der Zeitausgleich fir diese Abweichung hat langstens
in einem Zeitraum von 26 Wochen zu erfolgen. Die
Einflhrung derartiger Regelungen bzw der ,gleiten-
den Arbeitszeit” bleibt einer Betriebsvereinbarung im
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Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes vorbehalten
und ist den Kollektivvertragspartnern zur Kenntnis
zu bringen.

(Der letzte Absatz gilt ab 1. November 2005)

*) Richtig: Nachtschwerarbeitsgesetz seit 1992

§ 4a Mehrarbeit

(1) Das AusmalB der ab November 1986 durchgeflhr-
ten Verklirzung der wochentlichen Normalarbeitszeit
(zB bei bisher 40 Stunden Normalarbeitszeit 1,5 Stun-
den pro Woche) ist Mehrarbeit. Diese Mehrarbeit wird
auf das erlaubte UberstundenausmaB nicht angerech-
net. Dieser Grundsatz gilt auch bei anderer Verteilung
der Normalarbeitszeit im Sinne des § 4 Abs 2 bis 6.
Hinsichtlich dieser Mehrarbeit sind die Bestimmungen
des Arbeitszeitgesetzes Uber die Anordnung von
Uberstunden sinngemaB anzuwenden. Arbeitszeiten,
fur die aufgrund des § 5 Abs 3, 5, 6, 7 und 8 ein Zu-
schlag von mehr als 50 % geblhrt, gelten nicht als
Mehrarbeit im Sinne des § 4a, sondern als Uberstun-
de. Durch die Mehrarbeit darf die tagliche Arbeitszeit
von 9 Stunden nicht Uberschritten werden. Ausge-
nommen davon sind jene Falle, in denen eine Ausdeh-
nung der taglichen Arbeitszeit Uber 9 Stunden durch
das Gesetz zulassig ist.

(2) FiUr diese Mehrarbeit geblihrt ein Zuschlag von
30 % bzw ab 1. November 1989 von 50 %.

(3) Wird fir die Mehrarbeit Zeitausgleich vereinbart,
geblihrt ein Zeitausgleich im Verhaltnis 1 : 1. Der Zeit-
ausgleich flir Mehrarbeit, die im Zusammenhang mit
einer umverteilten Normalarbeitszeit gemaB § 4 Abs 2
bis 6 geleistet wird, istinnerhalb des dort vereinbarten
Durchrechnungszeitraumes durchzufiihren.

Bei einem Durchrechnungszeitraum unter 13 Wochen
oderin Fallen, in denen kein Durchrechnungszeitraum
vereinbart ist, ist der Zeitausgleich innerhalb von
13 Wochen durchzuftihren. Aufgrund einer Betriebs-
vereinbarung - in Betrieben, in denen kein Betriebsrat
besteht, aufgrund einer Vereinbarung mit den Ange-
stellten — kénnen abweichende Regelungen betref-
fend des Verbrauchs vereinbart werden, wobei jedoch
52 Wochen nicht Gberschritten werden durfen.

Steht die Lage des Zeitausgleiches nicht von vornhe-
rein fest, ist der Zeitpunkt im Einvernehmen festzule-
gen. Im Fall der Nichteinigung hat der Zeitausgleich
vor Ende des Ausgleichszeitraumes zu erfolgen; wobei
in diesem Fall bei Urlaub, Feiertag und bezahlter
Dienstverhinderung vor Ende des Ausgleichszeitrau-
mes der Zeitausgleich unmittelbar vor- oder nachher
zu erfolgen hat. Ist dies aus wichtigen Grinden im Sin-
ne des § 20 AZG nicht mdglich, kann er in den nachs-
ten Kalendermonat Gbertragen werden. Wird der Zeit-
ausgleich aus Grunden, die aufseiten des Arbeitgebers
liegen nicht mdglich, ist mit Ablauf des vereinbarten
Zeitraumes die Uber 38,5 Stunden pro Woche geleis-
tete Zeit mit einem Zuschlag von 30 % bzw ab 1. No-
vember 1989 von 50 % bezahlen. Dasselbe gilt bei Be-
endigung des Dienstverhaltnisses vor Inanspruchnah-
me des Zeitausgleiches.

(§ 4a in der Fassung ab 1. November 1988)

§ 4b Nachtarbeit

(1) Nachtarbeit ist nur zulassig, soweit eine freiwillig
abgeschlossene schriftliche Vereinbarung (Dienstzet-
tel) vorliegt. Lehnen Angestellte eine solche Vereinba-
rung ab, darf aus diesem Grund das Arbeitsverhaltnis
nicht beendet werden; Glaubhaftmachung genigt. Ei-
ne unzulassige Beendigung liegt nicht vor, wenn eine
hohere Wahrscheinlichkeit fir ein anderes, vom Ar-
beitgeber glaubhaft gemachtes Motiv spricht. Un-
kenntnis des Arbeitgebers von der Ablehnung kann
nicht geltend gemacht werden. Die Unzuldssigkeit
der Beendigung kann nur binnen 14 Tagen bzw unver-
zuglich nach Wegfall eines unvorhergesehenen oder
unabwendbaren Hinderungsgrundes und nur gericht-
lich geltend gemacht werden.
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(2) Der Arbeitgeber ist nach MaBgabe der betriebli-
chen Mdéglichkeiten verpflichtet, Angestellte auf deren
Verlangen auf einem geeigneten Tagesarbeitsplatz flr
die Dauer nachfolgender Hinderungsgriinde zu ver-
wenden:

- Wenn nach einer arztlichen Feststellung die Fortset-
zung der Nachtarbeit den/die Angestellte(n) in sei-
ner/ihrer Gesundheit gefahrdet,

- die Betreuung eines unter 12-jahrigen im Haushalt
der/des Angestellten lebenden Kindes wahrend
der Nachtarbeit und fur mindestens 8 Stunden wah-
rend des Tages nicht gewahrleistet ist,
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- oder der/die Angestellte einen pflegebedulrftigen
nahen Angehdrigen (§ 16 UrlG) ab der Pflegestufe 3
versorgt.

Die beiden letzteren Griinde kénnen nicht herangezo-
gen werden, wenn im gemeinsamen Haushalt eine an-
dere Person lebt, die die entsprechenden Betreuungs-
und Sorgepflichten durchfiihren kann. Weitere gleich-
wertige Griinde kénnen durch Betriebsvereinbarung
geregelt werden.

Umstande, die beim Abschluss der Vereinbarung be-
reits vorgelegen sind, kdénnen nicht herangezogen
werden.

Ist eine Versetzung auf einen anderen geeigneten Ta-
gesarbeitsplatz aus betrieblichen Griinden nicht még-
lich, oder erfolgt sie nicht binnen 14 Tagen, ist der/die
Angestellte zum vorzeitigen Austritt berechtigt.

(3) Der Arbeitgeber hat bei Einteilung der Nachtarbeit
nach Moglichkeit die BedUrfnisse der Angestellten, die
eine berufsbildende Weiterbildungseinrichtung oder
Schule besuchen, oder dies beabsichtigen, zu beriick-
sichtigen.

(4) Wird im Betrieb ein Tagesarbeitsplatz frei, ist erin-
nerbetrieblich auszuschreiben. Angestellte, die
Nachtarbeit leisten und die frei werdende Arbeit - al-

lenfalls nach zumutbarer Umschulung - verrichten
kénnen, sind vorrangig zu bericksichtigen.

(5) Die Arbeitgeber haben daflir zu sorgen, dass An-
gestellte, die Nachtarbeit austiben oder austiben sol-
len, sich auf eigenen Wunsch vor Aufnahme dieser Ta-
tigkeit sowie bei Fortdauer der Tatigkeit im Sinne des
§ 12b AZG, BGBI 1/122/2002 arztlich untersuchen las-
sen kénnen. Der Arbeitgeber hat den Angestellten all-
fallige Kosten zu erstatten. Die erforderliche Zeit ist
auf die Arbeitszeit anzurechnen.

(6) Abgesehen von denin § 97 Abs 1 Z 6a ArbVG er-
fassten Fallen (Nachtschwerarbeit) kdnnen Betriebs-
vereinbarungen Uber MaBnahmen zum Ausgleich
bzw zur Milderung von Belastungen der Angestellten
durch Nachtarbeit abgeschlossen werden.

Protokoll vom 18.10. 2002

Die Kollektivvertragspartner vereinbaren, dass durch
die Neuregelung des § 4b bestehende Betriebsverein-
barungen weder verfestigt noch in Frage gestellt wer-
den. Sie empfehlen eine einvernehmliche Uberarbei-
tung der am 31.7. 2002 geltenden Betriebsvereinba-
rungen und ermdchtigen dazu, sofern diese nicht be-
reits aufgrund ihrer eigenen Bestimmungen Uber die
Geltungsdauer auBer Kraft getreten sind.

§ 4c Altersteilzeit*)

(1) Wird zwischen Arbeitgeber und Arbeithehmer ver-
einbart, Altersteilzeit im Sinne des § 27 AIVG oder
§ 37b AMSG (idF BGBI I 101/2000 bzw 71/2003) in
Anspruch zu nehmen, gelten die nachstehenden Re-
gelungen, solange die genannten Bestimmungen auf
laufende Altersteilzeitvereinbarungen anzuwenden
sind. Die nachstehenden Regelungen gelten nur fir
ab dem 1.12. 2000 abgeschlossene Vereinbarungen
oder sofern die Partner frither abgeschlossener Alters-
teilzeitvereinbarungen dies bis langstens 31. 3. 2001
vereinbart haben.

(Fassung giltab 1.11. 2003)

(2)

a) Der Arbeitnehmer hat bis zur Hoéchstbeitrags-
grundlage gemaB § 45 ASVG Anspruch auf Ge-
haltsausgleich von mindestens 50 % des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem vor der Herabset-
zung der Normalarbeitszeit gebihrenden (bei Al-
tersteilzeitbeginn ab 1.1. 2004: durchschnittli-
chen) Entgelt (einschlieBlich pauschalierter oder
regelmaBig geleisteter Zulagen, Zuschléage und
Uberstunden entsprechend den Richtlinien des Ar-

*) (gilt ab 1. November 2000)
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beitsmarktservice) und dem der verringerten Ar-
beitszeit entsprechenden Entgelt.

b) Der Arbeitgeber hat die Sozialversicherungsbeitra-
ge (Pensions-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosen-
versicherung) entsprechend der Beitragsgrundla-
ge vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit zu
entrichten.

c) Eine bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu-
stehende Abfertigung ist auf der Grundlage der Ar-
beitszeit vor der Herabsetzung zu berechnen. In
die Berechnung der Abfertigung sind regelmaBige
Entgelt-Bestandteile (zB Uberstunden) in jenem
AusmalB einzubeziehen, in dem sie vor Herabset-
zung der Arbeitszeit geleistet wurden.

d) Sieht die Vereinbarung unterschiedliche wéchent-
liche Normalarbeitszeiten, insbesondere eine Blo-
ckung der Arbeitszeit vor, so ist das Entgelt flr
die durchschnittliche Arbeitszeit fortlaufend zu
zahlen.

e) Die Berechnung eines Jubildumsgeldes ist auf Ba-
sis der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Nor-
malarbeitszeit vorzunehmen.
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f) Vor Abschluss einer Altersteilzeit-Vereinbarung ist
der Betriebsrat zu informieren.

(3) Die Vereinbarung kann unterschiedliche wéchent-
liche Arbeitszeiten vorsehen. Insbesondere kann ver-
einbart werden, dass so lange im AusmaB der Normal-
arbeitszeit weiter gearbeitet wird (Einarbeitungspha-
se) bis genligend Zeitguthaben erarbeitet wurden,
um anschlieBend durch den Verbrauch dieser Zeitgut-
haben den Entfall jeder Arbeitspflicht bis zum Pen-
sionsantritt zu ermdglichen (Freistellungsphase). In
diesem Fall gilt:

- Urlaubsanspriiche, die wahrend der Einarbeitungs-
phase entstanden sind, kénnen jedenfalls vor deren
Ende, bei Nichteinigung unmittelbar davor, ver-
braucht werden.

- Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses bestehen-
de Zeitguthaben an Normalarbeitszeit sind auf
Grundlage des zu diesem Zeitpunkt geblihrenden
Stundenentgelts (ohne Gehaltsausgleich), jedoch
ohne Berechnung des in § 19e AZG vorgesehenen
Zuschlags auszuzahlen. Endet das Arbeitsverhalt-
nis durch den Tod des Arbeitnehmers, so gebiihrt
diese Abgeltung den Erben.

- Bei Abwesenheitszeiten ohne Entgelt-Anspruch
werden keine Zeitguthaben erworben. Dement-
sprechend endet die Einarbeitungsphase, wenn flir
die Freistellung ausreichende Zeitguthaben erwor-
ben sind.

- Fidr in der Vereinbarung im Vorhinein festgelegte,
Uber das durchschnittliche ArbeitszeitausmafB hi-
naus geleistete Stunden gebiihrt kein Mehrarbeits-
zuschlag gem § 19d Abs 3a AZG.

Diese Regelung tritt mit 1. 1. 2008 in Kraft.

(4) Empfehlungen:
Die Kollektivvertragspartner empfehlen:

a) Hinsichtlich Zusatzpensionen innerbetrieblich eine
Regelung zu treffen, die eine Minderung der Ver-
sorgung moglichst vermeidet.

b) Bei Blockung der Altersteilzeit eine Regelung flr
den Urlaub in der Freistellungsphase vorzusehen
(zB vorzusehen, dass sich fir jede Urlaubswoche
die in der Freistellungsphase entsteht, die Einar-
beitungsphase um die vereinbarte durchschnittli-
che Wochen-Arbeitszeit verkiirzt, sodass der Ur-
laub in den Zeitrdumen jeden Urlaubsjahres der
Freistellungsphase, die den nicht erworbenen Zeit-
gutschriften entsprechen, verbraucht werden kann
und wird).

c) Eine Regelung zu treffen, die die Riickkehr zur Voll-
beschaftigung wahrend der Laufzeit der Vereinba-
rung aus auBerordentlich wichtigen persodnlichen
Grinden (wirtschaftliche Notlage zB aus familiaren
Grinden) ermoglicht, soweit den Arbeitgeber da-
durch keine Pflicht zur Rickzahlung der bereits
aufgrund der Altersteilzeit erhaltenen Leistungen
trifft und dem nicht betriebliche Griinde entgegen-
stehen.

Protokollanmerkung vom 24.10. 2000 idF vom

20.10. 2003

Die Kollektivvertragspartner kommen Uberein, unver-
zuglich Verhandlungen Uber eine Neuregelung des
§ 4c aufzunehmen, wenn die gesetzlichen Regelungen
betreffend Altersteilzeit geandert werden.

§ 5 Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit

(1) Als Uberstunde gilt jede ausdriicklich angeordne-
te Arbeitsstunde, durch die das AusmaB der auf Basis
der jeweiligen kollektivvertraglichen Normalarbeits-
zeit (§ 4 Abs 1) und unter Berlcksichtigung der Be-
stimmungen des § 4 festgelegten taglichen Arbeits-
zeit sowie die Mehrarbeit gemaB § 4a Uberschritten
wird. Bei Teilzeitbeschaftigten liegen Uberstunden
erst vor, wenn das AusmaB der fiir die vollbeschaftig-
ten Angestellten festgesetzten taglichen Arbeitszeit
sowie die mdgliche Mehrarbeit gemaB § 4a liberschrit-
ten wird.

Teilzeitbeschaftigte kdnnen zu einer Mehrarbeitsleis-
tung nur dann herangezogen werden, wenn bertck-
sichtigungswiirdige Interessen des Arbeitnehmers
der Mehrarbeitsleistung nicht entgegenstehen. Uber-
stunden sind mit einer Grundverglitung und einem
Zuschlag zu entlohnen.
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(1a) Bei anderer Verteilung der Normalarbeitszeit im
Sinne des § 4 Abs 2 bis 6 liegen Uberstunden erst dann
vor, wenn die, aufgrund der anderen Verteilung der
Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochen, verein-
barte tagliche Arbeitszeit sowie die Mehrarbeit gemai
§ 4a Uberschritten wird.

(2) Die Grundvergiitung fiir die Mehrarbeit, die Uber-
stundengrundvergltung und die Grundlage fir die Be-
rechnung der Uberstundenzuschldge und der Zuschla-
ge flir Sonn- und Feiertagsarbeit und fiir Mehrarbeit ist
1/143 des Monatsgehaltes. Mit der Festsetzung dieser
Berechnungsgrundlage sind alle Gber 12 Monatsgehal-
ter hinausgehenden Sonderzahlungen fiir die Zwecke
der Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsentlohnung
bertcksichtigt.
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In die Berechnungsgrundlage fiir die Uberstundenver-
gitung und die Grundlage flir die Berechnung der
Uberstundenzuschlége sind jene weiteren Gehaltsbe-
standteile, die unter anderen begrifflichen Bezeich-
nungen dauernd flir die Normalarbeitszeit bezahlt
werden, einzubeziehen.

Fir die Zwecke der Berechnung der Normalarbeits-
stunde ist dagegen das Monatsgehalt durch 167 zu
teilen.

(3)

a) Fir Uberstunden, die nicht in die Zeit von 20 bis
6 Uhr fallen bzw nicht Sonn- oder Feiertagstber-
stunden sind, geblhrt ein Zuschlag von 50 %. Fal-
len die Uberstunden in die Zeit von 20 bis 6 Uhr, ge-
blihrt ein Zuschlag von 100 %.

b) Fiir die dritte und die folgenden Uberstunden an ei-
nem Tag nach 19 Uhr und fiir Uberstunden, die
nach Beendigung der Nachtschicht nach 6 Uhr ge-
leistet werden, geblhrt ein Zuschlag von 100 %.
Zur Feststellung, ab welcher Stunde der Zuschlag
von 100 % gebuhrt, ist die an diesem Tag allenfalls
geleistete Mehrarbeit gemaB § 4a in die Zahl der
Uberstunden mit einzubeziehen.

(4) Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist nur in den ge-
setzlich vorgesehenen Fallen zulassig.

(5) Fiur Sonntagsarbeit, durch die das AusmaB der
wochentlichen Normalarbeitszeit Uberschritten wird,
gebiihrt die Uberstundengrundvergiitung mit einem
Zuschlag von 100 %. Fur Sonntagsarbeit, die im Rah-
men der wochentlichen Normalarbeitszeit geleistet
wird, geblhrt keine besondere Vergitung, es sei
denn, dass fir die Arbeiter des betreffenden Betriebes
kollektivvertraglich fir solche Falle der Sonntagsar-
beit Zuschlage vorgesehen sind. In solchen Fallen ge-
bihren den Angestellten fiir die im Rahmen der wo-
chentlichen Normalarbeitszeit geleisteten Sonntags-
stunden die flr die Arbeiter vorgesehenen Zuschlage
ohne Grundvergltung.

(6) Fir Arbeit an einem gesetzlichen Feiertag gebulhrt
neben dem ungekiirzten Monatsentgelt flr jede Ar-
beitsstunde 1/143 des Monatsgehaltes. Ubersteigt
die an einem gesetzlichen Feiertag geleistete Arbeit
die fir den betreffenden Wochentag festgesetzte Nor-
malarbeitszeit, so gebiihrt fiir diese Uberstunden ein
Zuschlag von 100 %.

Hinweis: Siehe Anmerkung 1, Seite 71

(7)

a) Wird am 24. Dezember aus Betriebserfordernis-
sen gearbeitet, so geblhrt fur jede bis 12 Uhr, aber
im Rahmen der sonst fir den betreffenden Wo-
chentag festgesetzten Normalarbeitszeit, geleiste-

- 37 -

te Normalarbeitsstunde ein Zuschlag von 50 %
ohne Grundvergitung (Basis: Teiler flr die Vergu-
tung einer Normalstunde).

b) Wird am 24. und 31.Dezember gearbeitet, so
gebuhrt fir jede nach 12 Uhr, aber im Rahmen
der sonst flir den betreffenden Wochentag festge-
setzten Normalarbeitszeit, geleistete Normalar-
beitsstunde ein Uberstundenzuschlag von
100 % ohne Grundvergitung.

c) Wirdam 24. und 31. Dezember Uber die sonst flir
den betreffenden Wochentag festgesetzte Normal-
arbeitszeit hinaus gearbeitet, so gebihrt fiir solche
Uberstunden die Uberstundengrundvergiitung mit
100 % Zuschlag.

(8) Wird der Angestellte nach dem Verlassen der Stel-
le seiner Tatigkeit (Betrieb usw) zur Leistung von
Uberstunden zuriickberufen, so sind diese in jedem
Fall mit einem Zuschlag von 100 % zu verguten.

(9) Bei Zusammentreffen mehrerer Zuschlage ge-
bUhrt nur der jeweils hochste Zuschlag.

(10) Soweit schon bisher Uberstundenvergiitung ab
einer klrzeren Normalarbeitszeit gewahrt wurde,
bleiben solche Regelungen unberihrt. Bisher gewahr-
te héhere Uberstunden-, Sonn- und Feiertagszuschl&-
ge bleiben unberthrt.

(11) In Betrieben, in denen fir einzelne Betriebsbe-
reiche hinsichtlich der Berechnungsgrundlage fir
Uberstunden-, Sonn- und Feiertagszuschldge Rege-
lungen sowohl nach Abs 2 als auch nach Abs 10 in Be-
tracht kommen, gilt hinsichtlich der Entlohnung von
Uberstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit fiir neu ein-
getretene Angestellte sowie bei innerbetrieblichen
Versetzungen jeweils die Verrechnungsart jenes Be-
triebsbereiches, dem der Angestellte zugeteilt wird.

(12) Wird aus ZweckmaBigkeitsgriinden ein Uber-
stundenpauschalentgelt vereinbart, so hat fiir die Be-
rechnung der monatlichen Pauschalsumme der
Grundsatz zu gelten, dass sie der durchschnittlich ge-
leisteten Uberstundenanzahl entspricht, wobei die
obigen Uberstundenzuschldge ebenfalls einzurechnen
sind.*

* Auf bestehende Pauschalien ist bezliglich der Mehrarbeit
Artikel IV Ziffer 3 des Kollektivvertrages vom 29. 10. 1985

und Artikel II Abs 3 des Kollektivvertrages vom 17.10.
1988 anzuwenden.

(13) Uberstundenentlohnungen und sonstige Zu-
schlédge im Sinne dieses Paragraphen mussen binnen
6 Monaten nach dem Tag der in Betracht kommenden
Arbeitsleistung bei der Firmenleitung geltend ge-
macht werden, widrigenfalls der Anspruch erlischt.
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Die Verlangerung der Frist auf 6 Monate gilt fir An-
sprliche, die nach dem 31. 10. 2006 fallig bzw bekannt
werden.

Im Falle einer Pauschalabgeltung von Uberstunden
tritt an die Stelle des Tages der in Betracht kommen-

den Arbeitsleistung das Ende des fur die Ermittlung
der durchschnittlichen Uberstundenzahl maBgebli-
chen Betrachtungszeitraumes, besteht kein solcher,
das Ende des Kalenderjahres, in dem die Uberstun-
denleistung erfolgte.

§ 5a Zulage firr die zweite Schicht

Angestellten, die zur Mehrschichtarbeit herangezogen
werden, geblhrt flr die zweite Schicht eine Schichtzu-
lage in der H6he, wie sie kollektivvertraglich fur die Ar-
beiter des Betriebes vorgesehen ist, mindestens je-
doch € 0,466 pro Stunde.

Betrage, die ausdriicklich zur Abgeltung fir die Arbeit
in der zweiten Schicht gewahrt werden, sind auf diese
Zulagenregelung anrechenbar.
(Wert gilt ab 1. November 2017)

§ 5b Ausnahmeregelung fir den Produktionsbereich

1. GemalB § 12a ARG sind Arbeitnehmer/Arbeitneh-
merinnen, wenn dies zur Verhinderung eines wirt-
schaftlichen Nachteils sowie zur Sicherung der Be-
schaftigung erforderlich ist, maximal viermal pro
Kalenderjahr von der Wochenend- und Feiertagsru-
he im Sinne des ARG ausgenommen.

Dies betrifft vor allem Arbeitnehmer/innen in der Pro-
duktion, wenn dies beispielsweise aus Grinden der
Kurzfristigkeit eines Auftrages notwendig ist.

2. Arbeitgeber/innen, welche von der Ausnahmerege-
lung Gebrauch machen wollen, missen dies beim zu-
standigen Fachverband sowie bei der Gewerkschaft
GPA-djp schriftlich beantragen. In diesem Antrag
muss das bendtigte zeitliche AusmaB der Ausnahme-
regelung, die Beschreibung der Art der Tatigkeiten so-
wie die Anzahl der Arbeitnehmer/innen, die voraus-
sichtlich benétigt werden und in welchen Abteilungen
(Geschaftsbereichen, Produktionsbereiche etc) wah-
rend den Wochenenden bzw Feiertagen gearbeitet
werden soll, angefuhrt werden. Darlber hinaus muss
der drohende wirtschaftliche Nachteil, welcher ohne
die Ausnahmeregelung entstehen wirde, im Antrag
dargelegt werden. In Betrieben mit Betriebsrat muss
dem Antrag eine Zustimmungserklarung des zustan-
digen Betriebsrates beigefiigt werden. Fehlt diese Zu-
stimmungserklarung des zustandigen Betriebsrates,
wird der Antrag zur Verbesserung zurtickgeschickt.
Nach Einlangen des Antrages entscheiden die Kollek-
tivvertragsparteien einver-nehmlich und in Schrift-
form, ob dem Antrag zugestimmt wird oder nicht.
Die Wochenend- bzw Feiertagsarbeit ist mit dem Da-
tum der Einbringung zuldssig, wenn innerhalb von
14 Tagen die Zustimmung der Kollektivvertragspartei-
en erfolgt.
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Die Kollektivvertragsparteien haben das Recht, feh-
lende Informationen zur Ent-scheidung beim Antrags-
steller einzufordern. Wird einem Antrag schriftlich die
Zustimmung erteilt, so ist eine Kopie dieses Schrift-
stliickes im Betrieb an fur alle Arbeithehmer/innen
sichtbarer Stelle auszuhdangen. Ohne diesen Aushang
wird die Zustimmung nicht rechtswirksam.

3. Arbeitnehmer/innen kdénnen die Wochenend- bzw
Feiertagsarbeit jederzeit ablehnen. Sie diirfen deswe-
gen nicht benachteiligt werden, insbesondere hin-
sichtlich des Entgelts, der Aufstiegsmdglichkeiten
und der Versetzung. Kiindigungen wegen der Ableh-
nung der Wochenend- bzw Feiertagsarbeit sind un-
wirksam.

4. Fur diese zusatzliche Wochenend- und Feiertagsar-
beit geblhrt eine 18-minltige bezahlte Pause pro
Schicht.

5. Wahrend der Wochenend- und Feiertagsruhe darf
nur die unumganglich notwendige Anzahl von Arbeit-
nehmern beschaftigt werden. Die Tages- und Wochen-
hdchstarbeitszeit ist strikt einzuhalten. Dartber hi-
naus sind die Bestimmungen des § 6 ARG (Ersatzru-
he) zu beachten.

6. Allen Arbeithehmer/innen, die ausnahmsweise
kurzfristige Wochenendarbeit leisten, geblhrt fur jede
Arbeitsstunde an einem Samstag ein Zuschlag von
mindestens 50 %, an einem Sonntag von mindestens
150 %. Fir Arbeiten an einem Feiertag iSv § 5b ge-
blihrt ebenfalls ein Zuschlag von 150 % fir jede Ar-
beitsstunde. Fir die Berechnung der Zuschlage ist
§ 5 (2) sinngemaB anzuwenden.

- 38 -



Auf Wunsch des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin
ist anstelle der Bezahlung ein Zeitausgleich zu gewah-
ren. Dieser Zeitausgleich ist auf einem Zeitkonto fest-
zuhalten. Der Verbrauch des Zeitausgleichs ist zwi-
schen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer/der
Arbeitnehmerin zu vereinbaren. Kommt es zu keiner
Vereinbarung, so kann der Arbeitnehmer/die Arbeit-

nehmerin unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen
den Verbrauch von Zeitguthaben, bis zu drei Arbeits-
tagen, einseitig festlegen. § 5 Abs 9 ist anzuwenden.

7. § 5b gilt befristet bis 31.10. 2018.

(§ 5b gilt ab 1. November 2017)

§ 6 Nachtarbeit

Fallt die normale Arbeitszeit aufgrund der im Betrieb
festgelegten Arbeitszeiteinteilung regelmaBig zur
Ganze oder zum Teil in die Nachtzeit, so gebuhrt den
zu dieser Arbeit herangezogenen Angestellten eine
Sonderverglitung in jenen Fallen, in denen eine derar-
tige Sondervergitung auch der Arbeiterschaft des be-
treffenden Betriebes gewahrt wird. Diese Sonderver-

gltung geblhrt fir jede in die Zeit zwischen 22 und
6 Uhr beziehungsweise in die betriebsibliche dritte
Schicht (Nachtschicht) fallende Arbeitsstunde; ihre
Hoéhe bestimmt sich nach der fur die ArbeiterInnen
des betreffenden Betriebes geltenden Regelung, min-
destens jedoch € 1,964.

(Wert gilt ab 1. November 2017)

§ 7 Freizeit bei Dienstverhinderung

(1) Bei angezeigtem und nachtraglich nachgewiese-
nem Eintritt nachstehender Familienangelegenheiten
ist jedem Dienstnehmer eine Freizeit ohne Schmale-
rung seines monatlichen Entgeltes in folgendem Aus-
maB zu gewahren:

a) bei eigener EheschlieBung .................. 3 Tage
b) bei Wohnungswechsel im Falle eines be-
reits bestehenden eigenen Haushaltes
oder im Falle der Griindung eines eigenen
Haushaltes .........cooiiiiiiiiiie 2 Tage
c) beiNiederkunft der Ehefrau bzw Lebensge-
fahrtin ...
d) bei EheschlieBung von Geschwistern oder
Kindern ....oooiviiiiiiii s 1 Tag
e) beim Tod des Ehegatten (-gattin) ......... 3 Tage
f) beim Tod des Lebensgefahrten (Lebensge-
fahrtin), wenn er (sie) mit dem Angestell-
ten im gemeinsamen Haushalt lebte ...... 3 Tage
g) beim Tod eines Elternteiles ................. 3 Tage
h) beim Tod eines Kindes, das mit dem Ange-
stellten im gemeinsamen Haushalt lebte .
i) beim Tod der Kinder, die mit dem Ange-
stellten nicht im gemeinsamen Haushalt
lebten, von Geschwistern, Schwiegerel-
tern und GroBeltern ..........ccciiiiiiinnnn. 1 Tag
j) fur das erstmalige Antreten zur Fihrer-
scheinpriifung (ausgenommen die Klassen
A) die flir die Ablegung der Prifung not-
wendige Zeit
(Lit j gilt ab 1. November 2007)

1 Tag

3 Tage
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(2) Inden Fallen des Abs 1 lit a) bis c) ist der oben ge-
nannte Freizeitanspruch in Form betrieblicher Arbeits-
tage zu gewahren, die aber im Zusammenhang mit
dem betreffenden Ereignis konsumiert werden mus-
sen.

(3) Im Falle des Abs 1 lit d) gebuhrt keine besondere
Freizeit, wenn die EheschlieBung auf einen ohnedies
dienstfreien Tag des Angestellten fallt. Dies gilt sinn-
gemaB auch fur den Anspruch gem lit j).

(Letzter Satz gilt ab 1. November 2007

(4) Bei den Dienstverhinderungen durch Todesfall im
Sinne des Abs 1 lit e) bis i) zahlt der Tag des Begrab-
nisses bei den oben genannten Tagen mit. Fallt der Be-
grabnistag also auf einen arbeitsfreien Tag, so gebihrt
dem Dienstnehmer im Falle der lit i) keine besondere
Freizeit; in den Fallen der lit €) bis h) sind dem Dienst-
nehmer nur noch die restlichen Tage des oben ge-
nannten Freizeitanspruches freizugeben, allerdings
in Form betrieblicher Arbeitstage, die jedoch im Zu-
sammenhang mit dem betreffenden Todesfall konsu-
miert werden mussen.

(5) Findet das Begrabnis auBerhalb des Wohnortes
des Dienstnehmers statt, so gebUhrt bei den in Abs 1
lite), f) und i) genannten Dienstverhinderungen durch
Todesfall auBerdem die notwendige Freizeit fir die
Hin- und Rickfahrt zum Begrabnisort im Hochstaus-
mal eines weiteren Tages.

Hinweis: Siehe Anmerkung 2, Seite 71
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§ 8 Anrechnung von Mittelschulstudien bei Bemessung der Urlaubsdauer,

Krankenurlaube und Heimaufenthalte, Studienfreizeit

(1) Wenn das Angestelltendienstverhaltnis wenigs-
tens 2 Jahre ununterbrochen gedauert hat, so sind
dem Angestellten, der Studien an einer Mittelschule
beziehungsweise nach Auswirkung des Schulorgani-
sationsgesetzes 1962 an einer héheren Schule mit be-
standener Reifeprifung (Matura) zurlickgelegt hat,
fir die Bemessung der Urlaubsdauer 3 Jahre anzu-
rechnen. Voraussetzung ist, dass diese Studien nicht
neben einem Dienstverhaltnis zurtickgelegt wurden.

(2) Von der Krankenkasse gewahrte Krankenurlaube
oder Heimaufenthalte sind als Krankheitsfalle zu be-
handeln, wenn der Dienstnehmer eine Bestatigung
der Krankenkasse Uber seine Arbeitsunfahigkeit fur
diese Zeit erbringt. Solche Zeiten dirfen nicht auf
den gesetzlich zu gewahrenden Erholungsurlaub an-
gerechnet werden.

(3) Bezahlte Priifungsvorbereitung

Zur Priafungsvorbereitung auf die Berufs-Reifeprifung
(,Berufsmatura”), HTL- oder HAK-Matura sowie zur
Prifungsvorbereitung fir das erstmalige Antreten
zur Lehrabschluss-Priifung bei ausnahmsweiser Zu-
lassung gemaB § 23 Abs 5 lit a) BAG, ist eine Woche
Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts zu gewahren.
Der Anspruch betragt, gleichglltig ob die Prifung in
einer oder in Teilprifungen abgelegt wird, insgesamt
eine Woche. Die Freizeit zur Prifungsvorbereitung

kann auch stundenweise in Anspruch genommen wer-
den; die flr die Ablegung einer (Teil-)Priifung erfor-
derliche Zeit (inkl Fahrzeit) ist auf den Freistellungs-
anspruch nicht anrechenbar. Uber den Zeitpunkt der
Inanspruchnahme ist das Einvernehmen herzustellen.
Kann dieses nicht erzielt werden, umfasst der Freistel-
lungszeitraum die letzten 7 Kalendertage vor der Pri-
fung bzw der letzten Teilprifung.

(Abs 3 idF ab 1. November 2008)

(4) Unbezahlte Studienfreizeit

Zur Prifungsvorbereitung im Rahmen einer fachein-
schlagigen Weiterbildung an einer berufsbildenden
mittleren oder hdheren Schule, einer Hochschule
bzw einer Fachhochschule, der Vorbereitung auf die
Berufsreifeprifung (,Berufsmatura”) oder Studienbe-
rechtigungsprifung ist ArbeitnehmerInnen auf ihr
Verlangen unbezahlte Freizeit insgesamt im Ausmal
bis zu zwei Wochen im Kalenderjahr zu gewéahren. In
Anspruch genommene Freistellungen gem Abs (3)
sind auf diesen Anspruch anrechenbar.

Uber den Verbrauch ist das Einvernehmen mit dem Ar-
beitgeber herzustellen. Diese Zeiten gelten nicht als
Unterbrechung des Arbeitsverhaltnisses. Fir den Fall
der Nichteinigung gelten die Schlichtungsregelungen
des Urlaubsgesetzes (§ 4) sinngemag.

(Abs 4 idF ab 1. November 2008)

§ 9 Abfertigung bei Vollendung des 65. Lebensjahres bei Md@nnern und des

60. Lebensjahres bei Frauen

(1) Hinsichtlich der Abfertigung bei Vollendung des
65. Lebensjahres bei Mannern und des 60. Lebensjah-
res bei Frauen gelten die Bestimmungen des § 23a
Abs 1, 2,4 und 5 des Angestelltengesetzes mit folgen-
den Erganzungen: Anstelle der Voraussetzung einer
zehnjahrigen Dauer des Dienstverhdltnisses gemaf
§ 23a Abs 1 des Angestelltengesetzes tritt die Voraus-
setzung einer funfjahrigen Dauer des Dienstverhalt-
nisses.

(2) Bei Ermittlung der Voraussetzung einer finfjahri-
gen Dauer des Dienstverhaltnisses sind auch unmit-
telbar vor dem Angestelltenverhaltnis liegende Arbei-
terInnendienstzeiten beim gleichen Dienstgeber zu
berlcksichtigen.

(3) Werden anlasslich der Aufldsung des Dienstver-

haltnisses Versorgungsleistungen, wie Pensionszu-
schiisse, Firmenpensionen und ahnliche Zuwendun-
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gen vom Arbeitgeber oder einer von ihm ganz oder
teilweise unterhaltenen Unterstlitzungseinrichtung
gewahrt, so ruhen diese Versorgungsleistungen wah-
rend des Abfertigungszeitraumes.

(Das ist die Anzahl der Abfertigungsmonate, die ge-
maB § 23 Abs 1 des Angestelltengesetzes aufgrund
der Dienstzeit als Angestellter vorgesehen ist.) Beste-
hende, gemaB § 23 des Angestelltengesetzes zulassi-
ge Vereinbarungen, die eine Anrechnung von Versor-
gungsleistungen auf Abfertigungsanspriiche vorse-
hen oder die bei Zahlung einer Versorgungsleistung
den ganzlichen oder teilweisen Wegfall der Abferti-
gung vorsehen, gelten auch fiir den Abfertigungsan-
spruch im Sinne des Abs 1. Derartige Vereinbarungen
kénnen auch in Hinkunft abgeschlossen werden.

(4) Bestehende, fir die Angestellten glinstigere Ver-
einbarungen bleiben unberihrt.
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§ 9a Abfertigung bei Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei langer

Versicherungsdauer gemaf § 253b des ASVG

(1) Uber die Bestimmungen des Angestelltengeset-
zes hinaus besteht der Anspruch auf Abfertigung auch
fir jene Falle, in denen Angestellte wegen Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei langer
Versicherungsdauer gemaB § 253b ASVG selbst kiin-
digen. Fur diesen Fall gilt § 23a Abs 2, 4 und 5 des An-
gestelltengesetzes mit folgenden Erganzungen sinn-
gemas.

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht nur dann,
wenn bei Beendigung des Dienstverhaltnisses eine
mindestens 5-jahrige ununterbrochene Dienstzeit
vorliegt. Bei Ermittlung dieser 5-jéhrigen Dienstzeit
sind auch unmittelbar vor dem Angestelltenverhaltnis
liegende ArbeiterInnendienstzeiten beim gleichen
Dienstgeber zu berticksichtigen. Wird das Dienstver-
haltnis vor Vollendung einer 10-jahrigen Dienstzeit
beendet, besteht der Anspruch auf Abfertigung tber-
dies nur dann, wenn das Dienstverhdltnis seitens des
Angestellten unter Einhaltung jener Kindigungsfrist
und jenes Kindigungstermines aufgeklindigt wird,
den der Dienstgeber aufgrund des Dienstvertrages

oder mangels einer Vereinbarung aufgrund des § 20
Abs 2 des Angestelltengesetzes einzuhalten hatte.

(3) Werden anlasslich der Auflosung des Dienstver-
haltnisses Versorgungsleistungen, wie Pensionszu-
schusse, Firmenpensionen und ahnliche Zuwendun-
gen vom Arbeitgeber oder einer von ihm ganz oder
teilweise unterhaltenen Unterstitzungseinrichtung
gewahrt, so ruhen diese Versorgungsleistungen wah-
rend des Abfertigungszeitraumes. (Das ist die Anzahl
der Abfertigungsmonate, die gemaB § 23 Abs 1 des
Angestelltengesetzes aufgrund der Dienstzeit als An-
gestellter vorgesehen ist.) Bestehende, gemaB § 23
des Angestelltengesetzes zulassige Vereinbarungen,
die eine Anrechnung von Versorgungsleistungen auf
Abfertigungsanspriiche vorsehen oder die bei Zahlung
einer Versorgungsleistung den ganzlichen oder teil-
weisen Wegfall der Abfertigung vorsehen, gelten auch
fir den Abfertigungsanspruch im Sinne des Abs 1.
Derartige Vereinbarungen kdénnen auch in Hinkunft
abgeschlossen werden.

§ 9b Anrechnung des Karenzurlaubes (§ 15 MSchG bzw § 2 EKUG) und Abfertigung

nach Entbindung (§ 23a AngG) *

* Siehe auch § 15 Abs 17 (Anrechnung als Beschéftigungs-
gruppenjahr, Seite 50) sowie § 19¢c Abs 4 (Anrechnung fiir
Dienstjubilden, Seite 59.)

(1) Innerhalb des Arbeitsverhaltnisses zurlickgelegte
Karenzen (Karenzurlaube) iSd MSchG, EKUG oder
VKG werden flir die Bemessung der Kiindigungsfrist,
die Dauer des Krankenentgelt-Anspruches, des Kran-
kengeld-Zuschusses, die Urlaubsdauer und fiir die Be-
messung der Abfertigung (einschl. der Voraussetzung
einer flinfjahrigen Dienstzeit gemal § 23a Abs 3, 4
AngG), bis zum HéchstausmaB von insgesamt 22 Mo-
naten angerechnet. Voraussetzung ist eine mindes-
tens 3-jahrige Dauer des Arbeitsverhaltnisses, wobei
Karenzen im obigen Sinn einzurechnen sind.

Abweichend davon gilt fir den Anspruch und die H6he
der Abfertigung ,alt” (einschl. der Voraussetzung ei-
ner finfjahrigen Dienstzeit gemaB § 23a Abs 3, 4
AngG): Karenzen, die vor dem 1.11. 2008 geendet
haben, werden nur bis zu insgesamt 10 Monaten an-
gerechnet.

Abweichend davon gilt fur alle Gbrigen, im ersten Ab-
satz genannten Anspriche: Karenzen, die vor dem
1.11. 2006 geendet haben, werden dann Gber 10 Mo-
nate hinaus (bis zu 22 Monaten) angerechnet, wenn
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sie flir das zweite bzw folgende Lebensjahr(e) eines
Kindes in Anspruch genommen wurden.

Abweichend davon, gilt fir alle Gbrigen im Abs 1 und 2
genannten Anspriiche:

Elternkarenzen, dienachdem 1.11. 2016 geendet ha-
ben, werden auf dienstzeitabhangige Anspriiche, zur
Ganze angerechnet.

(Abs 1 idF 1. November 2016)

(2) Sofern eine Elternkarenz bis langstens zum zwei-
ten Geburtstag des Kindes beansprucht wurde, hat
der Arbeitgeber im sechsten oder flinften Monat vor
dem Ende der Karenz den in Karenz befindlichen El-
ternteil an die zuletzt bekannt gegebene Adresse
schriftlich zu informieren, zu welchem Zeitpunkt die
Karenz endet.

Wird diese Verstdandigung unterlassen, und erfolgt
kein Austritt gem § 23a Abs 3 bzw 4 AngG, kann
der/die Arbeitnehmer/in bis zu vier Wochen nach einer
nachgeholten Verstandigung im obigen Sinn die Arbeit
antreten (spatestens mit Ablauf des Anspruchs auf
Kinderbetreuungsgeld) oder binnen zwei Wochen
nach dieser Verstandigung den Austritt erklaren; in
diesem Fall besteht Anspruch auf Abfertigung gem
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§ 23a Abs 3 und 4 AngG, sofern nicht das BMVG An-
wendung findet.

Die Unterlassung der Dienstleistung zwischen dem
Ende der gesetzlichen Karenz und dem Wiederantritt
im Sinne der obigen Bestimmung gilt als nicht pflicht-

widrig. Es besteht kein Kindigungsschutz liber den
gesetzlichen Anspruch hinaus.

Diese Regelung gilt flir Karenzen, die nach dem 31.5.
2004 enden.

§ 9¢ Anrechnung von Arbeiterinnenvordienstzeiten

(1) Die im Unternehmen unmittelbar vor der Uber-
nahme ins Angestelltenverhaltnis zurickgelegten
Dienstzeiten als ArbeiterInnen (nicht als Lehrling)
sind flr die Bemessung der Dauer des Krankenent-
geltanspruches gemaB § 8 Abs 1 und 2 AngG bis zu ei-
nem HoéchstausmalB von 10 Jahren anzurechnen.

(2) Die im Unternehmen unmittelbar vor der Uber-
nahme ins Angestelltendienstverhaltnis zurickgeleg-
ten Dienstzeiten als ArbeiterInnen (nicht als Lehrling)
sind flr die Bemessung der Kiindigungsfrist anzurech-
nen. Die Anrechnung gilt fir Kindigungen, die ab
1.12. 1998 ausgesprochen werden.

§ 9d Wechsel in das System der ,, Abfertigung neu”*)

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen
Ubertritt aus dem Abfertigungsrecht des Angestell-
tengesetzes / Arbeiter-Abfertigungsgesetzes in jenes
des BMVG (Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz),
ist der Arbeitnehmer berechtigt, binnen einem Monat
ab Unterzeichnung der Ubertrittsvereinbarung ohne
Angabe von Grinden von dieser zurlickzutreten. Dies
gilt nicht, sofern die Ubertrittsvereinbarung inhaltlich
durch eine Betriebsvereinbarung gemaB § 97 Abs 1
Z 26 ArbVG (Festlegung von Rahmenbedingungen

fir den Ubertritt in das Abfertigungsrecht des BMVG)
bestimmt ist.

Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages, die die
Abfertigung betreffen und am 1.7. 2002 bestanden
haben, gelten fir die Arbeitnehmer/innen, die dem
BMVG unterliegen nur, soweit sie flr diese Arbeitneh-
mer/innen durch das BMVG nicht auBer Kraft gesetzt
wurden. Dies gilt sinngemaB auch fur die seither abge-
schlossenen Regelungen.

(Der letzte Absatz gilt ab 1. November 2003)

§ 10 Gehaltszahlung im Todesfall

(1) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des An-
gestellten gelést und hat das Angestelltenverhaltnis
ldnger als ein Jahr gedauert, so ist das Gehalt flr
den Sterbemonat und den folgenden Monat weiterzu-
zahlen. Hat das Dienstverhaltnis im Zeitpunkt des To-
des langer als 5 Jahre gedauert, so ist das Gehalt fir
den Sterbemonat und die beiden folgenden Monate
weiterzuzahlen.

Hatte der Angestellte im Zeitpunkt des Todes keinen
oder nur einen verringerten Entgeltanspruch, so ist
hinsichtlich des Sterbemonates das Gehalt in voller
Hohe nur flr den ab dem Todesfall laufenden restli-
chen Monatsteil zu leisten.

(2) Fir die Dauer einer Gehaltsfortzahlung im Sinne
des Abs 1 sind auch die aliquoten Teile des gebihren-
den 13. und 14. Monatsgehaltes zu leisten.

*) (gilt ab 1. November 2002)
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(3) Anspruchsberechtigt sind die gesetzlichen Erben,
zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflich-
tet war.

(4) Besteht neben dem Anspruch auf Weiterzahlung
des Gehaltes nach Abs 1 bis 3 auch ein gesetzlicher
Anspruch auf eine Auszahlung im Sterbefall bzw ein
Anspruch nach Abs 5 oder 6, so kann nur einer der bei-
den Anspriiche geltend gemacht werden.

Hinweis: Siehe Anmerkung 3, Seite 71

(5) Sind unter den gesetzlichen Erben, zu deren Er-
haltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war, Min-
derjahrige, die zum Zeitpunkt des Todes des Ange-
stellten das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, so erhdht sich der Anspruch gemaB § 23 Abs 6
des Angestelltengesetzes auf die volle Abfertigung.
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Dies gilt auch, wenn derartige gesetzliche Erben das
18. Lebensjahr vollendet haben, jedoch in einem Aus-
bildungsverhaltnis stehen und gemaB § 2 Abs 1 lit b)
oder c) Familienlastenausgleichsgesetz Anspruch auf
Familienbeihilfe besteht; die Bestimmung des § 9d
2. Absatz gilt auch fiir die Anspruchsberechtigung ge-
maf § 2 Abs 1 lit c) Familienlastenausgleichsgesetz ab
1.11. 2007. Der letzte Satz ist auch anzuwenden,
wenn das Ausbildungsverhaltnis wegen einer Ferial-
praxis unterbrochen wird und in diesem Zeitraum kei-
ne Familienbeihilfe gewahrt wird. Die Abfertigung ge-
bihrt in diesen Fallen den gesetzlichen Erben, zu de-
ren Erhaltung der Erblasser im Zeitpunkt des Todes
verpflichtet war, und der Witwe oder dem Witwer ge-
meinsam und wird unter diesen nach Képfen zu glei-

chen Teilen aufgeteilt. Keinesfalls geblhrt im Todesfall
insgesamt mehr als die volle Abfertigung.
(Abs 5 idF ab 1. November 2007)

(6) Ist ein Ehegatte, jedoch kein minderjahriger An-
gehorigerim Sinne des Abs 5 zum Zeitpunkt des Todes
des Angestellten vorhanden, erhéht sich der Anspruch
auf die halbe Abfertigung gemaB § 23 Abs 6 des Ange-
stelltengesetzes auf 70 % der vollen Abfertigung.

Dieser Anspruch besteht, gleichgultig, ob der Uberle-
bende Ehegatte zum Zeitpunkt des Todes des Ange-
stellten unterhaltsberechtigt war oder nicht. Voraus-
setzung ist jedoch, dass die Ehe zum Zeitpunkt des
Ablebens des Angestellten 3 Jahre gedauert hat.

§ 10a Bericksichtigung von Arbeiterinnenvordienstzeiten fir die Bemessung

der Abfertigung

Fur die Berlcksichtigung von Zeiten als Arbeiterin
oder Lehrling beim selben Dienstgeber gelten die Be-
stimmungen des Arbeiterabfertigungsgesetzes vom
23.2.1979,BGBINr107/79, sowie die darin enthalte-
ne Abanderung des Angestelltengesetzes. Der § 10a
in der bis zum 31.10. 1984 geltenden Fassung gilt
flr jene Falle weiter, in denen ein Abfertigungsan-

spruch aufgrund §§ 9, 9a und 9b Abs 2 dieses Kollek-
tivvertrages zusteht oder die Anwendung des § 10ain
der genannten Fassung in Verbindung mit dem jeweils
geltenden Kollektivvertrag fir die ArbeiterInnen zu ei-
nem glinstigeren Ergebnis flhrt.

Hinweis: Siehe Anmerkung 4, Seite 71

§ 11 Weihnachtsremuneration (13. Monatsgehalt)*)

(1) Allen Angestellten ist spatestens am 30. Novem-
ber eines jeden Kalenderjahres eine Weihnachtsre-
muneration in der Hohe des Novembergehaltes aus-
zubezahlen.

Uberstundenentlohnungen sind hiebei nicht einzube-
ziehen.

(2) Provisionsbezieher, die auBer der Provision ein
Monatsgehalt (Fixum) beziehen, erhalten als Weih-
nachtsremuneration einen Betrag in der Hohe des No-
vembergehaltes (-fixums). In jenen Féllen, in denen
kein oder ein geringeres Monatsgehalt (Fixum) als
das jeweilige Mindestgrundgehalt vereinbart ist, ge-
bihrt als Weihnachtsremuneration ein Betrag in der
Hoéhe des jeweiligen Novembermindestgrundgehal-
tes. In diesem Fall sind im Kalenderjahr fallige Provi-
sionen bzw Provisionsakontierungen auf die Weih-
nachtsremuneration bzw die Differenz zwischen Mo-
natsgehalt (Fixum) und Weihnachtsremuneration an-
rechenbar. Flir den Jahresbezugsvergleich gemaB

*) Hinweis: Siehe Protokoll, Seite 69
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§ 16 gilt eine so anrechenbare Provision weiterhin
als anrechenbar.*)

(3) Lehrlingen geblihrt zum gleichen Termin als Weih-
nachtsremuneration ein Betrag in Hohe der im No-
vember ausbezahlten Lehrlingsentschadigung. Bei
Angestellten, die wahrend des Kalenderjahres ihre
Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die Weihnachtsre-
muneration aus dem aliquoten Teil der letzten monat-
lichen Lehrlingsentschadigung und aus dem aliquoten
Teil des Novembergehaltes zusammen.

(4) Den wahrend des Kalenderjahres eintretenden
oder austretenden Angestellten (Lehrlingen) gebihrt
der aliquote Teil.

*) Bei allen Provisionsbeziehern ist jedoch der Jahresbezugsver-
gleich im Sinne des § 15 Abs 25 zu beachten. Dieser Jahresbezugs-
vergleich lasst den Anspruch der Provisionsbezieher, die auBer der
Provision ein Monatsgehalt (Fixum) beziehen, auf eine Weihnachts-
remuneration in der Héhe eines Monatsgehaltes (Fixums) unbe-
rahrt.
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§ 12 14. Monatsgehalt*)

(1) Neben dem 13. Monatsgehalt (Weihnachtsremu-
neration) gemaB § 11 gebuhrt allen Angestellten ein-
mal in einem Kalenderjahr ein 14. Monatsgehalt.
Lehrlinge erhalten als 14. Zahlung einen Betrag in
der Hohe der monatlichen Lehrlingsentschadigung.
Bei Angestellten, die wahrend des Kalenderjahres ihre
Lehrzeit vollenden, setzt sich das 14. Monatsgehalt
aus dem aliquoten Teil der monatlichen Lehrlingsent-
schadigung und aus dem aliquoten Teil des Angestell-
tengehaltes zusammen.

(2) Provisionsbezieher, die auBer der Provision ein
Monatsgehalt (Fixum) beziehen, erhalten als 14. Zah-
lung einen Betrag in der Hohe ihres Monatsgehaltes
(Fixums). In jenen Fallen, in denen kein oder ein ge-
ringeres Monatsgehalt (Fixum) als das jeweilige Min-
destgrundgehalt vereinbart ist, geblhrt als 14. Zah-
lung ein Betrag in der Hohe des jeweiligen Mindest-
grundgehaltes. In diesem Fall sind im Kalenderjahr
fallige Provisionen bzw Provisionsakontierungen auf
die 14. Zahlung bzw die Differenz zwischen Monatsge-
halt (Fixum) und 14. Zahlung anrechenbar. Fir den
Jahresbezugsvergleich gilt eine so anrechenbare Pro-
vision weiterhin als anrechenbar.*)

(3) Der Berechnung des 14. Monatsgehaltes ist je-
weils das im Monat der Auszahlung geblihrende Mo-
natsgehalt (Lehrlingsentschadigung, Fixum) zugrun-
de zu legen. Uberstundenentlohnungen sind hiebei
nicht einzubeziehen. Bei Lehrlingen, die voraussicht-
lich wahrend eines Kalenderjahres ihre Lehrzeit been-
den und denen noch wahrend ihrer Lehrzeit das
14. Monatsgehalt auszuzahlen ist, ist zunachst das
14. Monatsgehalt unter Zugrundelegung der Lehr-
lingsentschadigung im Monat der Auszahlung zu be-
rechnen. Vollendet der Lehrling wahrend des Kalen-
derjahres seine Lehrzeit und setzt er dann seine
Dienstleistung bei der Firma als Angestellter fort, so
ist der Restbetrag (gemaB Abs 1) bei Antritt eines wei-
teren Urlaubes als Angestellter, spatestens aber ge-
meinsam mit der Weihnachtsremuneration, auszube-
zahlen. Bei Berechnung dieses Restbetrages ist einer-
seits von der im Monat der Auszahlung des 14. Mo-
natsgehaltes (Lehrlingsentschadigung) geblihrenden
Lehrlingsentschadigung, andererseits von dem im
Monat der Auszahlung dieses Restbetrages gebihren-
den Monatsgehalt auszugehen.

*) Hinweis: Siehe Protokoll, Seite 69
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(4) Das 14. Monatsgehalt ist bei Antritt eines gesetz-
lichen Urlaubes auszuzahlen. Werden im Kalenderjahr
mehrere Urlaubsteile konsumiert, so geblhrt das
14. Monatsgehalt bei Antritt des langeren Urlaubstei-
les; bei gleichen Urlaubsteilen ist es mit Antritt des
ersten Urlaubsteiles fallig. Regelungen, nach denen
die Auszahlung des 14. Monatsgehaltes ohne Rick-
sicht auf den Zeitpunkt der Urlaubskonsumierung ein-
heitlich fir alle Angestellten an einem bestimmten
Stichtag erfolgte, bleiben unberihrt; desgleichen
kann eine solche Auszahlungsweise auch kinftighin
durch Betriebsvereinbarungen festgelegt werden.
Spatestens ist das 14. Monatsgehalt jedoch am
30. September eines jeden Jahres fallig.

(5) Den wahrend des Kalenderjahres eintretenden
oder austretenden Angestellten (Lehrlingen) gebihrt
der aliquote Teil entsprechend der im Kalenderjahr zu-
rickgelegten Dienstzeit. Angestellten (Lehrlingen),
die wahrend des Kalenderjahres eintreten und bis
zum 31. Dezember noch nicht urlaubsberechtigt sind,
ist der aliquote Teil des 14. Monatsgehaltes flr dieses
Kalenderjahr gemeinsam mit der gebihrenden Weih-
nachtsremuneration  auszuzahlen. Angestellten
(Lehrlingen), die das 14. Monatsgehalt bereits erhal-
ten haben, aber noch vor Ablauf des Kalenderjahres
ausscheiden, ist der verhaltnismaBig zu viel bezahlte
Anteil, der auf den restlichen Teil des Kalenderjahres
entfallt, bei der Endabrechnung in Abzug zu bringen.

(6) Soweit Betriebe bereits ein 14. Monatsgehalt oder
unter welchem Titel immer sonstige Gber das 13. Mo-
natsgehalt hinausgehende Sonderzuwendungen leis-
ten, kénnen diese auf das nach obigen Bestimmungen
zu gewahrende 14. Monatsgehalt angerechnet wer-
den.

(7) Auf der Produktion beruhende Leistungs-, Erspar-
nis- oder Erfolgspramien, die einmal oder mehrmals
jahrlich ausgezahlt werden, ferner echte Bilanzgelder,
die nur an einzelne Angestellte flr die Mitarbeit bei der
Bilanzerstellung gewahrt werden, gelten nicht als an-
rechenbare Sonderzuwendungen im Sinne des Abs 6.

*) Bei allen Provisionsbeziehern ist jedoch der Jahresbezugsver-
gleich im Sinne des § 15 Abs 25 zu beachten. Dieser Jahresbezugs-
vergleich lasst den Anspruch der Provisionsbezieher, die auBer der
Provision ein Monatsgehalt (Fixum) beziehen, auf einen Urlaubszu-
schuss (14. Gehalt) in der Hohe eines Monatsgehaltes (Fixums) un-
bertihrt.
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§ 12a Sonderbestimmung fir teilzeitbeschdftigte Angestellte

(Berechnung des 13. und 14. Monatsgehaltes
Abfertigung bei Ubertritt von Vollzeitbeschéftigung in Teilzeitbeschéftigung)

(1) Vergltungen flr Arbeitsstunden, die Gber die ver-
einbarte Arbeitszeit hinausgehen, sind mit dem
Durchschnitt der letzten 12 Kalendermonate vor dem
Auszahlungsmonat in das 13. und 14. Monatsgehalt
einzubeziehen. Hat das Dienstverhaltnis noch nicht
12 Monate gedauert, ist der Durchschnitt des Zeitrau-
mes seit Beginn des Dienstverhaltnisses zugrunde zu
legen.

Durch Betriebsvereinbarung oder, wo kein Betriebsrat
errichtet ist, durch Einzelvereinbarung, kann verein-
bart werden, dass anstelle obiger Regelung ein Tei-
lungsfaktor flr die Berechnung der Grundverglitung
der Uber die vereinbarte Arbeitszeit hinausgehenden
Arbeitsstunden tritt. Dieser Teilungsfaktor ist unter
sinngemaBer Anwendung der Berechnungsart des
§ 5 Abs 2 erster und zweiter Satz (fir Vollzeitbeschaf-
tigte) zu berechnen. Solche Regelungen sind schrift-
lich festzuhalten.

(2) Fir Angestellte im Sinne dieses Rahmenkollektiv-
vertrages, die wahrend des Kalenderjahres von einer
Vollbeschaftigung in eine Teilzeitbeschaftigung oder
umgekehrt Ubertreten, setzt sich das 13. und 14. Mo-
natsgehalt jeweils aus dem der Dienstzeit im Kalen-
derjahr entsprechenden Teil des 13. und 14. Monats-
gehaltes vor dem Ubertritt und dem entsprechenden
Teil nach dem Ubertritt (Auszahlungsmonat) zusam-
men.

Wurde das 14. Gehalt bereits vor dem Ubertritt ausge-
zahlt, ist eine Nachrechnung zum Zeitpunkt der Aus-
zahlung der Weihnachtsremuneration vorzunehmen,
wobei die Differenz nachgezahlt wird bzw der zu viel
erhaltene Betrag mit der Weihnachtsremuneration
gegenverrechnet wird oder zurtickzuzahlen ist.

(3) Wird mit dem Angestellten innerhalb von 5 Jahren
(bis 31.Oktober 1990: innerhalb von 3 Jahren) vor
Beendigung des Angestelltenverhaltnisses anstelle ei-
ner Vollbeschéaftigung eine Teilzeitbeschaftigung als
Angestellte(r) vereinbart, ist das Entgelt aus der Voll-
beschaftigung bei Berechnung der Abfertigung nach
folgenden Grundsatzen zu bertlicksichtigen:

Es ist die Zahl der Abfertigungsmonate aufgrund der
Gesamtdienstzeit als Angestellte(r) zu ermitteln. Da-
nach ist das aliquote Verhaltnis von Teilzeit- und Voll-

beschaftigungszeit innerhalb des gesamten Arbeits-
verhaltnisses festzustellen. Die Anzahl der Monats-
entgelte ist gemaB dem so ermittelten Verhaltnis auf-
zuteilen. Entsprechend dieser Aufteilung sind dann
unter Zugrundelegung der monatlichen Berechnungs-
grundlagen nach Voll- und Teilzeitbeschaftigung die
Abfertigungsanteile zu ermitteln und die Gesamtab-
fertigung festzustellen. Zur Ermittlung der Berech-
nungsgrundlage flr Vollbeschaftigung ist das letzte
Monatsentgelt aufgrund der Teilzeitbeschaftigung
entsprechend aufzuwerten (im Verhdltnis tatsachli-
cher Stundenzahl pro Woche zur Normalarbeitszeit
bei Beendigung des Dienstverhaltnisses). Das so auf-
gewertete Monatsentgelt verringert sich jedoch um
jene Erhéhung des Monatsgehaltes, die im Zusam-
menhang mit der Umstellung auf Teilzeit erfolgte und
in dieser begriindet war.

Berechnungsbeispiel siehe Anmerkung 5, Seite 72

Durch Betriebsvereinbarung oder, wo kein Betriebsrat
errichtet ist, durch Einzelvereinbarung, kdnnen
gleichwertige andere Regelungen uber die Berlick-
sichtigung von Vollzeitbeschaftigung abgeschlossen
werden.

Sollte eine gesetzliche Regelung betreffend Abferti-
gung bei Ubertritt von Vollzeit- in Teilzeitbeschéfti-
gung erfolgen, werden Gesprache Uber eine entspre-
chende Abanderung dieses Kollektivvertrages aufge-
nommen.

Absatz 3 gilt nicht fiir jene Falle, in denen bei Ubertritt
in Teilzeitbeschaftigung eine Abfertigung erfolgt.
Absatz 3 gilt sinngemaB fir jene Félle, in denen eine
Verringerung einer Teilzeitbeschaftigung vereinbart
wird.

Absatz 3 gilt fir Beendigungen von Dienstverhaltnis-
sen nach dem 31. Oktober 1989.

Die Ausdehnung auf 5 Jahre im Absatz 3 gilt fiir Been-
digungen von Dienstverhaltnissen nach dem 31. Ok-
tober 1990.

(4) Geringere Normalarbeitszeiten als die kollektiv-
vertragliche Normalarbeitszeit gelten dann nicht als
Teilzeit, wenn sie flr den ganzen Betrieb oder Be-
triebsteile gelten und nicht erheblich von der betrieb-
lichen Normalarbeitszeit abweichen.

§ 12b Berechnung des 13. und 14. Monatsgehaltes

Vergltungen im Sinne des § 6 des Rahmenkollektiv-
vertrages (zum Beispiel Nacht- und Nachtschichtzu-
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schlage), sonstige aufgrund von Zusatzkollektivver-
tragen fir die Angestellten gewahrten Zuschlage fir
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Mehrschichtarbeit sowie Schmutz-, Erschwernis- und
Gefahrenzulagen, die den Angestellten aufgrund ei-
nes Kollektivvertrages oder einer aufgrund einer kol-
lektivvertraglichen Ermachtigung abgeschlossenen
Betriebsvereinbarung gewahrt werden, sind in die Be-
rechnungsgrundlagen des 13. und 14. Monatsgehaltes
einzubeziehen.

Soweit in den Fachkollektivvertragen nichts anderes
geregelt ist, sind derartige Entgeltsteile mit dem
Durchschnitt der letzten 3 Kalendermonate zu bertick-
sichtigen. Durch Betriebsvereinbarungen kdnnen
auch andere Berechnungszeitraume vereinbart wer-
den.

§ 12c Urlaubsentgelt

(1) Sind regelm&Bige Uberstunden gem&B § 2 Abs 2,
2. Satz des Generalkollektivvertrages Gber den Begriff
des Urlaubsentgeltes bei Bemessung des Urlaubsent-
geltes mit zu beriicksichtigen, so gelten Uberstunden
dann als regelmaBig, wenn sie in mindestens 7 der
letzten 12 Kalendermonate vor Urlaubsantritt geleis-
tet worden sind. Fur die Ermittlung des Durchschnittes
sind die letzten 12 Kalendermonate heranzuziehen.

Kalendermonate, in denen Uberwiegend Krankheit,
Urlaub oder sonstige bezahlte Dienstverhinderungen
vorliegen, sind sowohl fiir die Ermittlung der Regelma-
Bigkeit als auch fiir die Berechnung des Uberstunden-
durchschnittes auszuscheiden. Um die ausgeschiede-

nen Monate ist der Rickrechnungszeitraum zu verlan-
gern.

(2) Bestehen vor In-Kraft-Treten dieses Kollektivver-
trages (1. November 1991) in den Betrieben andere
Rickbetrachtungszeitraume fir die RegelmaBigkeit
und die Durchschnittsberechnung als 7 bzw 12 Kalen-
dermonate, dann bleiben diese Regelungen weiterhin
aufrecht. Derartige Regelungen kdénnen auch in Zu-
kunft im Einvernehmen mit dem Betriebsrat einge-
fihrt werden. Bestehende und im Sinne dieses Absat-
zes kinftig abgeschlossene Betriebsvereinbarungen
Uber die Berechnung des Urlaubsentgeltes gelten als
Betriebsvereinbarung im Sinne des ArbVG.

§ 13 Behaltepflicht

(1) Kaufmannische Lehrlinge und technische Zeich-
nerlehrlinge missen nach ordnungsgemaBer Beendi-
gung der Lehrzeit noch sechs Monate als Angestellte
beschéaftigt werden; wenn diese Behaltezeit nicht mit
dem Letzten eines Kalendermonates endigt, ist sie
auf diesen zu erstrecken.

(2) Will der Dienstgeber das Dienstverhaltnis mit dem
Angestellten nicht Uber die Behaltezeit hinaus fortset-
zen, so hat er es mit vorhergehender sechswoéchiger

Kindigungsfrist zum Ende der in Abs 1 bestimmten
Behaltezeit zu klindigen.

(3) Durch einvernehmliche Erklérung der zustandi-
gen Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und
der Landesexekutive der Gewerkschaft der Privatan-
gestellten kann die Behaltepflicht bei Vorliegen der
Voraussetzungen gemaB § 18 Abs 2 und 3 des Berufs-
ausbildungsgesetzes verkiirzt werden.

§ 13a Information bei befristeten Dienstverhaltnissen

Gibt der/die Angestellte im Laufe eines befristeten
Dienstverhaltnisses keine AuBerung ab, das Dienst-
verhaltnis nicht Gber die Befristung hinaus fortsetzen
zu wollen, bzw besteht nicht von vornherein Klarheit
dariber, dass eine Verlangerung des befristeten
Dienstverhaltnisses nicht beabsichtigt ist, ist die Ab-
sicht, ein mit Ablaufdatum befristetes Dienstverhalt-
nis von mehr als 2-monatiger Dauer (einschlieBlich ei-
nes allfalligen Probemonates) nicht tber den Ablauf-
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zeitpunkt hinaus fortzusetzen, dem (der) Angestellten
spatestens 2 Wochen vor Fristablauf mitzuteilen.
Erfolgt die Mitteilung nicht oder verspatet, ist das auf
den Zeitraum von 3 Tagen entfallende Gehalt Gber
das mit Fristablauf beendete Dienstverhaltnis hinaus
als Ersatz flir nicht konsumierte Freizeit fir Postensu-
che zu bezahlen.

§ 13a gilt fir Dienstverhaltnisse, die nach dem 31. 10.
1995 beginnen.
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§ 14 Diensterfindungen

Der Dienstgeber hat Anspruch auf Anbietung einer
von einem Angestellten wahrend des Bestandes des
Dienstverhaltnisses gemachten Diensterfindung im
Sinne des § 7 Abs 3 des Osterreichischen Patentgeset-
zes.

Er muss dazu innerhalb einer Frist von drei Monaten
vom Tag der Anbietung an Stellung nehmen und erkla-
ren, ob er sie flr sich in Anspruch nehmen will; bis zur
Anmeldung der Patentrechte ist der Dienstgeber zur
absoluten Geheimhaltung der Erfindung verpflichtet.

Er hat im Falle der Inanspruchnahme die im Gesetz
vorgesehene Entschadigung an den Erfinder zu ent-
richten und alle auflaufenden Patentgebihren zu be-
zahlen. Auf Verlangen des Dienstnehmers muss der
Erfinder bei der Eintragung in das Patentregister ge-
nannt werden, auch dann, wenn der Dienstgeber als
Anmelder erscheint. Im Ubrigen gelten die Bestim-
mungen des Osterreichischen Patentgesetzes und die
gemaB diesem Gesetz getroffenen Einzelvereinbarun-
gen.

§ 14a Verbesserungsvorschlage

Uber die Vergiitung fiir Verbesserungsvorschldge kénnen Betriebsvereinbarungen gemaB § 29 Arbeitsverfas-

sungsgesetz abgeschlossen werden.

§ 14b Ausbildungskosten

Uber Vereinbarungen betreffend die Riickerstattung von Ausbildungskosten ist der Betriebsrat (iber dessen Auf-

forderung zu informieren.

§ 15 Entlohnung

(Dauerrecht idF ab 1. November 2005)

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Hohe der Mindestgrundgehalter wird be-
stimmt durch

- die Einstufung in eine bestimmte Beschaftigungs-
gruppe und

— die Anzahl der erworbenen bzw anrechenbaren Be-
schaftigungsgruppenjahre.

(2) Zum Zeitpunkt der Vorriickung in der Beschafti-
gungsgruppe (siehe Gehaltsordnung) erhoht sich das
Mindest- und Ist-Gehalt des betreffenden Arbeitneh-
mers um den jeweils vorgesehenen Vorrickungswert,
soweit im Folgenden nicht anderes geregelt ist.

(3) Darlber hinaus werden in jedem Kalenderjahr die
Ist-Gehalter bestimmter Arbeitnehmer um einen An-
teil aus dem kollektivvertraglichen Verteilungsvolu-
men nach den in Absatz 41 (Seite 53) genannten Kri-
terien erhoht.
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(4) Die Hohe der Mindestgrundgehalter wird flr die
Fachverbandsbereiche jeweils in einer eigenen Ge-
haltsordnung festgelegt.

(5) Alle Formulierungen beziehen sich auf beide Ge-
schlechter.

Beschiaftigungsgruppen

Einstufung

(6) Die Arbeitnehmer sind vom Arbeitgeber unter Mit-
wirkung des Betriebsrates in eine der elf Beschéafti-
gungsgruppen einzustufen.

(7) Die Einstufung hat unter Bericksichtigung

- der Gesamtheit der verrichteten Tatigkeiten, und
daruber hinaus

- wo vorgesehen, einer abgeschlossenen (Berufs-)
Ausbildung,
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- wo vorgesehen, einer Projektleitungs- oder Flih-
rungsaufgabe

zu erfolgen.

(8) Die Einstufung darf nicht dazu fihren, dass glei-
che oder im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes
gleichwertige Tatigkeiten, die vorwiegend Manner
bzw Frauen verrichten, unterschiedlich eingestuft
oder bezahlt werden.

(9) Die Einstufung in die Beschaftigungsgruppe, die
Anzahl der angerechneten Beschaftigungsgruppen-
jahre und die Hohe des Mindest- und des Ist-Gehaltes
sowie allféllige Anderungen sind den Arbeitnehmern
mittels Dienstzettels mitzuteilen.

Hinweis: Siehe Anmerkung 7, Seite 73

(10) Gegenstandslos.

Beschiftigungsgruppendefinitionen

(11) Die Beschaftigungsgruppen sind wie folgt defi-
niert:

Beschiftigungsgruppe A

ArbeitnhehmerInnen ohne Zweckausbildung.
ArbeitnehmerInnen, die sehr einfache schema-
tische Tatigkeiten mit vorgegebener Abfolge
der Arbeitsschritte verrichten.

Beschiftigungsgruppe B

ArbeithehmerInnen mit einer Zweckausbil-
dung, die einfache, schematische Tatigkeiten
mit vorgegebener Abfolge der Arbeitsschritte
verrichten. Auch ArbeithehmerInnen ohne
Zweckausbildung in Produktion, Montage oder
Verwaltung, sofern sie mehrere Arbeiten/Tatig-
keiten (Arbeitsvorgidnge) beherrschen oder sich
besondere Fertigkeiten angeeignet haben, spa-
testens jedoch nach 3-jdahriger Betriebszugeho-
rigkeit.

Beschiftigungsgruppe C

ArbeitnehmerInnen, die Tatigkeiten nach ar-
beitsspezifischen Anweisungen verrichten, fiir
die typischerweise eine langere Zweckausbil-
dung erforderlich ist.

Beschiftigungsgruppe D

ArbeitnehmerInnen, die Tatigkeiten nach allge-
meinen Richtlinien und Anweisungen verrich-
ten, fiir die typischerweise der Abschluss einer
einschldgigen Berufsausbildung oder fachlich
gleichwertigen Schulausbildung erforderlich
ist. ArbeithnehmerInnen mit abgeschlossener
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Berufsausbildung (Lehrabschlusspriifung),
auch solche mit einer Lehrabschlusspriifung in
technologisch verwandten bzw technologisch
ahnlichen Berufen, wenn diese Qualifikation zu-
mindest fiir Teile der Tatigkeit von Bedeutung
ist.*)

Gleiches gilt fiir AbsolventInnen von vergleich-
baren berufsbildenden mittleren Schulen**).
Bei diesen ArbeitnehmerInnen kann, sofern
noch keine Berufstatigkeit verrichtet wurde,
wahrend der ersten 12 Monate das Mindestent-
gelt der BschGr. D um bis zu 5 Prozent unter-
schritten werden.

*) Protokollanmerkung: Eine Einstufung in die BG D
aufgrund des zweiten Absatzes steht auch bei Abschluss
einer integrativen Berufsausbildung zu, sofern nachweis-
lich wesentliche Teile des Lehrberufes erlernt wurden und
diese flir Teile der Téatigkeit von Bedeutung sind.

**) Protokollanmerkung: BMS muss einschldgig oder
verwandt zur Berufsausbildung sein.

Beschiftigungsgruppe E

ArbeitnehmerInnen, die Tatigkeiten nach allge-
meinen Richtlinien und Anweisungen selbst-
stiandig ausfiihren fiir die typischerweise iliber
die in BschGr. D erforderliche Qualifikation hi-
naus zusatzliche Fachkenntnisse und Fahigkei-
ten erforderlich sind.

Ferner AbsolventInnen von berufsbildenden ho-
heren Schulen*), wenn diese Qualifikation fiir
erhebliche Teile der Tatigkeit im obigen Sinn
von Bedeutung ist. Bei diesen ArbeithehmerIn-
nen kann, sofern noch keine Berufstatigkeit ver-
richtet wurde, wahrend der ersten 18 Monate
das Mindestentgelt der BschGr. E um bis zu
5 Prozent unterschritten werden.

*) Protokollanmerkung: BHS muss einschldgig oder
verwandt zur Berufsausbildung sein.

Beschiftigungsgruppe F

ArbeithehmerInnen, die schwierige Tatigkeiten
selbststdndig ausfiihren, fiir die typischerweise
entweder liber die in Beschaftigungsgruppe D
erforderliche Qualifikation hinaus zusdtzliche
Fachausbildungen oder groBe Fachkenntnisse,
oder zumindest eine abgeschlossene BHS mit
einschldgiger (entsprechender) fiir die ausge-
iibte Tatigkeit notwendige Berufserfahrung er-
forderlich sind.

Beschiftigungsgruppe G

ArbeithehmerInnen, die selbststandig schwieri-
ge und verantwortungsvolle Tatigkeiten ver-
richten, die besondere Fachkenntnisse und
praktische Erfahrung erfordern.

Weiters ArbeitnehmerInnen, die in betrachtli-
chem*) AusmafB mit der Leitung von Projekten
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betraut sind und dabei im Sinne der Tatigkeits-
merkmale der Beschaftigungsgruppe tatig wer-
den.

Ferner ArbeithehmerInnen, die regelmasig und
dauernd mit der selbststidndigen Fiihrung, Un-
terweisung und Beaufsichtigung von mehreren
ArbeitnehmerInnen, von denen mindestens 2
der BG F angehdren miissen, beauftragt sind.
Ferner AN, die inhaltlich so anspruchsvolle und
verantwortungsvolle Tatigkeiten selbststdndig
ausfiihren, dass dafiir einschldagige praktische
und theoretische Fachkenntnisse iiber die abge-
schlossene Berufsausbildung (gewerbliche
Lehrabschlusspriifung) hinaus und praktische
Erfahrung durch langjdhrige Berufspraxis in
BG F Voraussetzung sind.

*) Protokollanmerkung: Definition im Sinne von sowohl
wiederkehrender als auch beziiglich des zeitlichen Anteils
an der Gesamttétigkeit erheblicher Wahrnehmung der Auf-

gabenstellung. Das Kriterium des Uberwiegens bezogen
auf die gesamte Té&tigkeit muss nicht gegeben sein.

Eine Einstufung in die BG G nach dem letzten Absatz
kommt nur in Betracht, wenn nicht aufgrund der Art
der Tatigkeit eine Einstufung gemaB dem ersten Ab-
satz zusteht.

Beschiftigungsgruppe H

ArbeithehmerInnen, die selbststandig schwieri-
ge und verantwortungsvolle Tatigkeiten mit be-
trachtlichem Entscheidungsspielraum verrich-
ten, die besondere Fachkenntnisse und prakti-
sche Erfahrung erfordern. Weiters Arbeitneh-
merInnen, die in betrachtlichem*) AusmafB mit
der Leitung von Projekten betraut sind und da-
bei im Sinne der Tatigkeitsmerkmale der Be-
schiaftigungsgruppe titig werden.

Ferner ArbeithehmerInnen, die regelmasig und
dauernd mit der selbststindigen Fiihrung, Un-
terweisung und Beaufsichtigung von zumindest
4 ArbeitnehmerInnen, worunter sich mindes-
tens 1 ArbeitnehmerIn der BschGr. G und 2 Ar-
beitnehmerInnen der BschGr. F befinden miis-
sen, beauftragt sind.

Beschiftigungsgruppe 1

ArbeitnehmerInnen, die selbststiandig sehr
schwierige und besonders verantwortungsvolle
Tatigkeiten mit hohem Entscheidungsspielraum
verrichten oder bei vergleichbarer Aufgaben-
stellung Ergebnisverantwortung fiir ihren Be-
reich tragen.

Weiters ArbeithnehmerInnen, die in betrachtli-
chem*) Ausmaf mit der Leitung von Projekten
betraut sind und dabei im Sinne der Tatigkeits-
merkmale der Beschiftigungsgruppe tdtig wer-
den.
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Ferner ArbeitnehmerInnen, die regelmagig und
dauernd mit der selbststandigen Fiihrung, Un-
terweisung und Beaufsichtigung von zumindest
6 ArbeitnehmerInnen, worunter sich mindes-
tens 1 ArbeitnehmerIn der BschGr. H und ent-
weder 2 ArbeitnehmerInnen der BschGr. G oder
4 ArbeithnehmerInnen der BschGr. F befinden
miissen, beauftragt sind.

*) Protokollanmerkung: Definition im Sinne von sowohl
wiederkehrender als auch beziiglich des zeitlichen Anteils
an der Gesamttétigkeit erheblicher Wahrnehmung der Auf-
gabenstellung. Das Kriterium des Uberwiegens bezogen
auf die gesamte Téatigkeit muss nicht gegeben sein.

Beschiftigungsgruppe J

ArbeitnehmerInnen in leitender Stellung oder
mit umfassender besonders verantwortlicher
Aufgabenstellung, sehr hohem Entscheidungs-
spielraum und Ergebnisverantwortung fiir ihren
Bereich.

Ferner ArbeitnehmerInnen, die regelmasig und
dauernd mit der selbststindigen Fiihrung, Un-
terweisung und Beaufsichtigung von zumindest
10 ArbeitnehmerInnen, worunter sich mindes-
tens 3 ArbeithehmerInnen der BschGr. I oder
mindestens 1 ArbeithehmerIn der BschGr. I
und 4 ArbeitnehmerInnen der BschGr. H befin-
den miissen, beauftragt sind.

Beschiftigungsgruppe K

ArbeitnehmerInnen in leitenden, das Unterneh-
men entscheidend beeinflussenden Stellungen;
ferner ArbeitnehmerInnen mit verantwortungs-
reicher und schopferischer Arbeit.

Meister sind wie folgt einzustufen:

Kurzbe-

zeichn. BG

Hilfsmeister, Hilfssteiger* MI F
MIIo G

Meister ohne
Fachschule

abgeschlossene

Meister mit MIIm H
- abgeschlossener facheinschla-
giger berufsbildender mittlerer

oder héherer Schule;

- oder facheinschlagigem vierse-
mestrigen Werkmeisterkurs mit
mindestens acht Wochenstun-
den Kursdauer;

- oder facheinschlagiger Meister-
bzw Konzessionsprifung.

Es genigt auch eine schulische
Ausbildung flr einen technolo-
gisch verwandten bzw technolo-
gisch ahnlichen Beruf.

Obermeister M III
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Kurzbe-

zeichn. BG

(- 5%)

Meister, Steiger*, fiir Berg-| MIII I
werke und eisenerzeugende (-15%)
Industrie und Gas/Warme

Obermeister, Obersteiger* | M IV I
(Bergwerke, Gas/Wadrme)

* siehe ZKV Bergwerke und eisenerzeugende Industrie

(12) Nach erfolgreicher Ablegung der Lehrabschluss-
prufung ist der Arbeitnehmer mindestens in Beschafti-
gungsgruppe D einzustufen.

Kann der Arbeitnehmer nach Beendigung der Lehrzeit
aus Grinden, die nicht er zu vertreten hat, nicht zur
Lehrabschlussprifung antreten, hat er ab Beendigung
der Lehrzeit Anspruch auf Bezahlung des Mindestge-
haltes der Beschaftigungsgruppe C. Nach erfolgrei-
cher Ablegung der Lehrabschlussprifung ist er min-
destens in Beschaftigungsgruppe D einzustufen. Be-
steht der Arbeitnehmer die Lehrabschlussprifung
beim ersten Antreten, ist die Differenz zwischen dem
Entgelt auf Basis der Beschéaftigungsgruppe D und
dem bezahlten Entgelt ab Beendigung der Lehrzeit
nachzuzahlen.

(13) Die kollektivvertraglichen Beschaftigungsgrup-
pen koénnen durch Betriebsvereinbarung erweitert
werden. Dabei ist es mdglich, Gber die Mindestgehal-
ter der daruber liegenden Beschaftigungsgruppen hi-
naus zu gehen. Die Mindestgehalter der zu Grunde lie-
genden kollektivvertraglichen Beschaftigungsgruppe
dirfen zu keinem Zeitpunkt unterschritten werden.
Es ist eine Beschaftigungsgruppenbezeichnung zu
wahlen, die den Zusammenhang mit der entsprechen-
den kollektivvertraglichen Beschaftigungsgruppe klar
sichtbar macht.

Fur die der gleichen kollektivvertraglichen Beschafti-
gungsgruppe zugeordneten innerbetrieblichen Be-
schaftigungsgruppen gilt: Unterschreiten Ist-Gehalts-
erhéhungen aufgrund der Anwendung innerbetriebli-
cher Beschdftigungsgruppen (Vorrickungen oder
Umstufungen) innerhalb des kollektivvertraglich vor-
gesehenen Vorrlickungszeitraumes den kollektivver-
traglichen Vorrickungswert, ist das Gehalt zum Vorri-
ckungszeitpunkt um die Differenz zu erhdhen.
Ubersteigen innerbetriebliche Ist-Gehaltserhéhungen
(auch aufgrund einer Umstufung in eine hohere, der
gleichen kollektivvertraglichen Beschaftigungsgruppe
zugeordnete betriebliche Beschaftigungsgruppe) den
kollektivvertraglichen Vorrickungswert, entfallt die
nachste Vorriickung und der verbleibende Differenz-
betrag ist auf die Hohe der darauf folgenden im KollV
vorgesehenen Vorrickung anrechenbar.
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Beschiftigungsgruppenjahre

(14) Beschéftigungsgruppenjahre sind jene Zeiten, in
denen ein Arbeithehmer im Unternehmen in der je-
weiligen Beschaftigungsgruppe eingestuft ist, sowie
anrechenbare Vordienstzeiten. Zeiten der Einstufung
in einer héheren Beschaftigungsgruppe sind auch flr
die Einstufung in eine niedrigere Beschaftigungsgrup-
pe anzurechnen.

Wechselt ein Betrieb oder Betriebsteil in den Gel-
tungsbereich dieses KVs, sind unmittelbar vor dem
KV-Wechsel in diesem zurlickgelegte Beschaftigungs-
zeiten nach den Regeln des Punkt 18 (Vordienstzei-
ten) zu bericksichtigen. Abweichendes kann durch
BV mit Zustimmung der KV-Partner, in Betrieben ohne
Betriebsrat durch Vereinbarung mit den KV-Parteien
festgelegt werden.

(15) Dienstzeiten als Vorarbeiter, die im Unterneh-
men vor der Ubernahme in das Meisterverhéltnis zu-
rickgelegt wurden, sind zur Halfte als Beschafti-
gungsgruppenjahre flir jene Beschaftigungsgruppe
anzurechnen, in die der Arbeitnehmer erstmals als
Meister eingestuft wird. Jedoch kénnen héchstens flinf
Beschaftigungsgruppenjahre angerechnet werden.
Dies gilt sinngemaB auch, wenn ein Meister von der
Beschaftigungsgruppe F in die Beschaftigungsgruppe
G oder H umgestuft wird.

(16) Zeiten des Prasenz-, Ausbildungs- und Zivil-
dienstes, wahrend derer das Arbeitsverhaltnis bestan-
den hat, sind in jenem AusmaB anzurechnen, welches
§ 8 Arbeitsplatzsicherungsgesetz flir die Bericksichti-
gung eines Osterreichischen Prasenz-, Ausbildungs-
und Zivildienstes vorsieht.

(17) Elternkarenzen (Karenzurlaube) im Sinne der
gesetzlichen Bestimmungen sind nach MaBgabe der
folgenden Bestimmungen anzurechnen, wenn sie im
laufenden Arbeitsverhaltnis in Anspruch genommen
werden:

- Elternkarenzen, dieam 1.11. 2011 oder spater be-
gonnen haben, werden im AusmalB von insgesamt
bis zu 16 Monaten je Kind als Beschéaftigungsgrup-
penjahre angerechnet.

- Elternkarenzen, dievordem 1.11. 2011 begonnen
haben, werden im Hochstausmaf von insgesamt bis
zu 10 Monaten angerechnet.

- Elternkarenzen, die nach dem 31.10.2017 enden,
werden im AusmaB von insgesamt bis zu 22 Mona-
ten je Kind als Beschaftigungsgruppenjahre ange-
rechnet.

Nimmt ein Elternteil flir dasselbe Kind mehrere Eltern-
karenzen in Anspruch, werden flr Elternkarenzen, die
bis zum 31.10. 2016 enden, héchstens 16 Monate je
Kind bzw. fir Elternkarenzen, die bis zum 31.10.
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2011 enden, hochstens 10 Monate insgesamt ange-
rechnet.

Diese Hochstgrenzen gelten auch flr Elternkarenzen
nach Mehrlingsgeburten.

(Abs 17 idF ab 1. November 2017)

Anrechnung von Vordienstzeiten

(18) Beschaftigungszeiten (nicht aber Lehrzeiten) bei
anderen in- oder auslandischen Unternehmen bzw im
offentlichen Dienst sind anzurechnen, wenn die dort
erflillte Aufgabe der Tatigkeitsbeschreibung der je-

Mindestgehalt
Hoéhe, Vorriickungszeitpunkt

(20) Mindestgehaltstabelle

weiligen oder einer hdoheren Beschaftigungsgruppe
entsprochen hat.

Es dirfen héchstens fiinf Jahre Vordienstzeiten als Be-
schaftigungsgruppenjahre angerechnet werden.

(19) Der Arbeitnehmer hat anrechenbare Zeiten beim
Eintritt in das Unternehmen auf Aufforderung des Ar-
beitgebers bekannt zu geben und innerhalb von vier
Monaten durch erforderlichenfalls Ubersetzte Doku-
mente (zB Zeugnis, Arbeitsbestatigung) nachzuwei-
sen.

fiir Angestellte der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

Giiltig ab 1. November 2017

in€
Mindestgrundgehalter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,12]

A 1.924,07 1.961,09 1.998,11 37,02
B 1.924,07 1.961,42 1.998,77 2.017,44 2.036,11 2.054,78 37,35 18,67
C 2.055,92 2.095,87 2.135,82 2.155,82 2.175,82 2.195,82 39,95 20,00
D 2.252.60 2.302,96 2.353,32 2.378,50 2.403,68 2.428 86 50,36 25,18
E 2.548,29 2.605,30 2.662,31 2.690,81 2.719,31 2.747 81 57,01 28,50
F 2.872,96 2.956,86 3.040,76 3.082,71 3.124,66 3.166,61 83,90 41,95
G 3.338,56 3.468,71 3.598,86 3.663,95 3.729,04 3.794,13 130,15 65,09
H 3.667,48 3.810,45 3.953,42 402492 4.096,42 416792 142,97 71,50
I 4612,99 479285 49721 5.062,63 5.152,55 5.24247 179,86 89,92
I (MIII -15%) 3.921,02 4.073,89 4.226,76 4.303,19 4.379,62 4.456,05 152,87 76,43
] 5.100,25 5.299,29 5.498,33 5.597,84 5.697,35 5.796,86 199,04 99,51

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 6.463,14 6.715,35 6.841,46 6.967,57 7.093,68 252,21 126,11

(21) Bei teilzeitbeschéaftigten Arbeitnehmern sind das
Mindestgehalt und die Vorriickungswerte durch 38,5
zu teilen und mit der vereinbarten Wochenstunden-
zahl zu vervielfachen.

(22) Die Vorruckung in die nachsthéhere Vorrl-
ckungsstufe findet am Ersten jenes Kalendermonats
statt, in dem der Arbeitnehmer die daflir erforderliche
Anzahl an Beschéftigungsgruppenjahren tatsachlich
erreicht.

Fallt der Geltungsbeginn einer neuen kollektivvertrag-
lichen Mindestgehaltstabelle mit dem Zeitpunkt einer
Vorrlickung zusammen, ist der Vorrlickungswert der
neuen Mindestgehaltstabelle heranzuziehen.

Anrechnungen auf das Mindestgehalt

(23) RegelmaBige Uberzahlungen des Mindestgehal-
tes sowie Sozialzulagen (wie zB Familien-, Haus-
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halts-, Kinderzulagen) und sonstige Zulagen (nicht
aber echte Fahrtkosten- oder Essenszuschiisse) gel-
ten als Bestandteil des Monatsgehaltes und sind auf
den Mindestgehalt anrechenbar. RegelméBige Uber-
zahlungen, die unter die Akkord- bzw Pramienbestim-
mungen (Abschnitte XII und XIII des Kollektivvertra-
ges flr die Arbeiter der Eisen- und Metallerzeugende
und -verarbeitende Industrie) fallen oder Zulagen,
die Arbeitsbelastungen abgelten (zB SEG-Zulagen,
Abgeltung fir Rufbereitschaft, Vorarbeiterzuschlag),
sind nicht Bestandteil des Monatsgehaltes und sind
daher auf das Mindestgehalt nicht anrechenbar.

(24) Anrechenbar sind ferner regelmaBige Provisio-
nen. Am Ende eines jeden Kalenderjahres ist zu pri-
fen, ob der Jahresbezug des Arbeitnehmers (Monats-
gehalter, Fixum, Remunerationen, Provisionen etc)
die Summe der in diesem Kalenderjahr gebihrenden
Mindestgehalter zuzliglich des zweifachen Dezember-
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mindestgehaltes zumindest erreicht. Ist dies nicht der
Fall, ist der Differenzbetrag unverzlglich nachzuzah-
len. Sofern bereits wahrend des laufenden Kalender-
jahres ersichtlich wird, dass eine erhebliche Nachzah-
lungspflicht entstehen wird, ist eine Akontierung vor-
zunehmen. Diese Akontierung kann mit kiinftigen Be-
zliigen gegenverrechnet werden.

(25) Auf den Jahresbezug sind solche Teile von Remu-
nerationen anrechenbar, durch die die Weihnachtsre-
muneration (gemaB § 11) und der Urlaubszuschuss
(gemaB § 12) um mehr als das Dezembergehalt tber-
schritten werden.

Ausnahmen von der Erh6hung der Ist-Gehalter

(26) § 15 Abs 2 gilt hinsichtlich der Erhéhung der Ist-
Gehalter nicht fur:

- Provisionsvertreter,

- jene Arbeitnehmer, die vor der Vorriickung selbst
geklndigt haben, es sei denn, es handelt sich um ei-
ne Kiindigung, bei der ein Anspruch auf Abfertigung
im Sinne des Angestelltengesetzes entsteht.

(27) Jeweils zum Ende des Kalenderjahres ist die Zahl
jener Arbeitnehmer zu ermitteln, fir die im folgenden
Kalenderjahr eine Erhéhung der Ist-Gehalter aufgrund
einer Vorrickung in die nachst héhere Vorriickungs-
stufe vorgesehen ist. Von dieser Zahl sind Arbeitneh-
mer gemal Abs 26 abzuziehen. Von der verbleiben-
den Personenzahl kénnen jeweils bis zu 5% ausge-
nommen werden (5 %-Klausel). Die ermittelte Zahl
ist bei Reststellen von mindestens 0,5 aufzurunden,
anderenfalls abzurunden.

In Betrieben mit bis zu finf Arbeithehmern kann je-
weils fir zwei aufeinander folgende Kalenderjahre
ein Arbeitnehmer von der Ist-Vorrtickung gemaB Abs 2
ausgenommen werden, in Betrieben mit mehr als finf
Arbeitnehmern zwei Arbeitnehmer.

An Stelle der Kalenderjahre kdnnen mittels Betriebs-
vereinbarung - in Betrieben ohne Betriebsrat durch
Vereinbarung mit den Arbeitnehmern - auch andere
Zeitraume festgelegt werden.

Bei der Auswahl jener Arbeitnehmer, die von der Vor-
rickung ausgenommen werden, sind folgende Krite-
rien zu berlcksichtigen:

- unterdurchschnittliche Leistung und/oder
- Uberdurchschnittliche Uberzahlung.

Die zweimalige aufeinander folgende Ausnahme eines
Arbeitnehmers ist nur in besonderen Fallen zulassig.
Jeweils zum Ende des Kalenderjahres ist die Zahl der
maoglichen Ausnahmen fiir das Folgejahr festzustel-
len; sodann sind die betroffenen Arbeithehmer auszu-
wahlen. In Unternehmen mit Betriebsrat ist diesem ei-
ne Namensliste bis spatestens 31. Dezember zu Uber-
mitteln. Erfolgt diese Mitteilung nicht oder nicht recht-
zeitig, konnen keine Arbeithehmer ausgenommen
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werden. Auf Wunsch des Betriebsrates oder betroffe-
ner Arbeitnehmer ist eine Beratung durchzufthren.
Betriebsvereinbarungen, die vor dem 1.11. 2004 ab-
geschlossen wurden und weitere Ausnahmen vorse-
hen, bleiben unberihrt.

(28) Durch Betriebsvereinbarung kdénnen in wirt-
schaftlich begriindeten Fallen weitere Ausnahmen
oder ein Aufschub von der ist-gehalts-wirksamen Vor-
rickung in die nachst héhere Vorrickungsstufe fest-
gelegt werden. In Betrieben ohne Betriebsrat kann ei-
ne entsprechende Vereinbarung mit den zustandigen
Kollektivvertragsparteien abgeschlossen werden.

(29) Wird von den Ausnahmeregelungen des Abs 27
und/oder 28 Gebrauch gemacht, ist dennoch die Vor-
rickung hinsichtlich des Mindestgehaltes vorzuneh-
men.

(30) Frihestens sechs Monate nach Beginn des Ar-
beitsverhaltnisses kann anlasslich einer Erhdhung
des Ist-Gehaltes eines Arbeitnehmers vereinbart wer-
den, diese Erhdohung auf bis zu zwei unmittelbar nach-
folgende Vorrickungen anzurechnen. Héchstens kann
die Anrechnung auf

— die erste und zweite,

die zweite und dritte,

die dritte und vierte,

nur die vierte oder

nur die flinfte

Vorriickung vereinbart werden. Ist der Betrag derindi-
viduellen Erhéhung geringer als der Vorriickungswert
bzw die Summe der Vorriickungswerte, sind die kol-
lektivvertraglichen Vorriickungen zu den vorgesehe-
nen Terminen in der verbleibenden Resthéhe durchzu-
fihren. Weitergehende Anrechnungsvereinbarungen
sowie Anrechnungen von Erhéhungen aus dem kollek-
tivvertraglichen Verteilungsvolumen (Abs 38 bis 60)
oder aus einer sonstigen kollektivvertraglichen Rege-
lung sind nichtig.

Umstufung
Vorriickungsstufe

(31) Liegt das bisherige Mindestgehalt unter dem
Mindestgehalt der Grundstufe der neuen Beschafti-
gungsgruppe, ist der Arbeitnehmer in die Grundstufe
einzureihen.

(32) Liegt das bisherige Mindestgehalt Giber dem Min-

destgehalt der Grundstufe der neuen Beschaftigungs-

gruppe, kann der Arbeitnehmer

a) in die Grundstufe eingereiht werden;

b) in die Vorriickungsstufe nach zwei Beschaftigungs-
gruppenjahren eingereiht werden.

- 52 -



Das Ist-Gehalt darf nicht niedriger sein als jenes, wel-
ches bei Verbleib in der bisherigen Beschaftigungs-
gruppe unter Berlcksichtigung von Vorriickungen
und Anderungen der Mindestgehélter gebiihrt hitte.

(33) Liegt das bisherige Ist-Gehalt iber dem Mindest-
gehalt der Vorrickungsstufe nach zwei Beschafti-
gungsgruppenjahren der neuen Beschaftigungsgrup-
pe, kann der Arbeithehmer in die Vorriickungsstufe
nach zwei Beschaftigungsgruppenjahren eingereiht
werden. Sein Ist-Gehalt andert sich dadurch nicht.

(34) Liegt das bisherige Ist-Gehalt iber dem Mindest-
gehalt der Vorrickungsstufe nach vier Beschafti-
gungsgruppenjahren der neuen Beschaftigungsgrup-
pe, kann der Arbeitnehmer in die Vorriickungsstufe
nach vier Beschaftigungsgruppenjahren eingereiht
werden; in diesem Fall erhéht sich im Zeitpunkt der
Umstufung der Gehalt zumindest im AusmaB des hal-
ben Vorriickungsbetrages “Nach 4 BGJ".

(35) In den Fallen der Abs 33 und 34 sind anlasslich
der Umstufung und bis zu sechs Monate danach abge-
schlossene Anrechnungsvereinbarungen (Abs 30)
nichtig.

(36) Durch Betriebsvereinbarung kann eine einheitli-
che Vorgehensweise bei der Anwendung der Absatze
31 bis 34 festgelegt werden.

Beginn des neuen Beschiftigungsgruppenjah-
res

(37) Erfolgt die Umstufung in eine andere Beschafti-

gungsgruppe nicht zum Zeitpunkt einer Vorriickung,

gilt

- bei Umstufung aus der Grundstufe oder der Vorr-
ckungsstufe “nach 2 oder 4 BG-Jahren”: Die seit
der letzten Vorrickung verstrichene Dienstzeit in
der bisherigen Beschaftigungsgruppe ist anzurech-
nen; erfolgte noch keine Vorriickung, ist die Zeit
der Beschaftigungsgruppenzugehorigkeit anzu-
rechnen;

- bei Umstufung nach dem sechsten bzw neunten Be-
schaftigungsgruppenjahr: zwei Drittel der Dienst-
zeit seit der letzten Vorrlickung in der bisherigen
Beschaftigungsgruppe sind anzurechnen;

- bei Umstufung nach dem zwdlften Beschaftigungs-
gruppenjahr: Die erste Vorriickung erfolgt zwei Jah-
re nach der Umstufung. Gleiches gilt bei Umstufung
von der Beschaftigungsgruppe A in die Beschafti-
gungsgruppe B nach dem 4. BG-Jahr.

Erfolgt die Umstufung zum Zeitpunkt einer Vorri-
ckung ist zunachst die Vorrickung durchzuflhren
und sodann die Umstufung vorzunehmen.
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Individuelle Erh6hungen
Allgemeine Bestimmungen

(38) Einmal jahrlich ist ein kollektivvertragliches Ver-
teilungsvolumen zu ermitteln und ausschlieBlich flr
individuelle Gehaltserhbhungen zu verwenden; in
Ausnahmefallen kann mit Zustimmung des Betriebs-
rates das kollektivvertragliche Verteilungsvolumen
auch fir Erhéhungen des Akkordrichtsatzes verwen-
det werden.

(39) Mit Zustimmung des Betriebsrates der Arbeiter
und des Betriebsrates der Angestellten kann durch
Betriebsvereinbarung eine gemeinsame Berechnung
und Ausschittung des kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumens flir Arbeiter und Angestellte einge-
fuhrt werden.

Kollektivvertragliches Verteilungsvolumen

(40) Ermittlung des Verteilungsvolumens
Jahrlich ist ein Verteilungsvolumen entsprechend der
Anzahl aller im Zeitraum vom 1.Juli des Vorjahres
bis 30. Juni des Jahres gebihrenden Vorriickungen in
die Stufen nach 6, 9 und 12 BGJ laut KV zu bilden. Ent-
scheidend ist jener Termin, an dem eine Erhéhung des
Mindestgrundgehaltes eintritt, auch wenn damit keine
Erhdhung des Ist-Gehaltes verbunden ist.

Die Anzahl dieser Vorrickungen jeder BG ist mit
75 Prozent (in den BG G-] 5/6) der jeweiligen Vorr-
ckungswerte zum 1. Juli zu vervielfachen. Bei Teilzeit-
beschaftigten ist der aliquote Vorrickungswert zu
Grunde zu legen. Das Verteilungsvolumen betragt
die Summe aus diesen Betragen. Ab dem 1.1. 2014
betragt das Verteilungsvolumen 100 Prozent dieser
Vorrliickungswerte.

Achtung: Abweichend von dieser Bestimmung betragt
der Prozentsatz im 3. Satz schon ab Geltungsbeginn
des Verteilungsvolumens 100 % flir den Fachverband
Gas & Warme (Siehe auch § 4 Abs 2 auf Seite 27).

Auswahl- und Aufteilungskriterien

(41) Die Auswahl der Arbeitnehmer fir individuelle
Erhdhungen aus dem kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumen ist nach folgenden Kriterien vorzuneh-
men:

a) Leistung (zB Quantitat, Qualitat, soziale Kompe-
tenz und Fihrungskompetenz);

b) Verbesserung der Gehaltsstruktur, insbesondere in
Hinblick auf die Nichtdiskriminierung der Ge-
schlechter, gegebenenfalls auch die Berlicksichti-
gung niedriger Einkommen;
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c) es mussen mindestens halb so viele Arbeitnehmer
aus dem Verteilungsvolumen eine Erhéhung ihrer
Gehalter erhalten, als Vorrlickungen iS des Abs 40
anfallen;

d) ein Arbeitnehmer darf dann nicht ausgewahlt wer-
den, wenn er bereits im letzten und vorletzten Ka-
lenderjahr eine Erhéhung seines Gehaltes aus dem
kollektivvertraglichen Verteilungsvolumen erhal-
ten hat.

(42) Bei der Aufteilung des kollektivvertraglichen
Verteilungsvolumens auf die ausgewadhlten Arbeit-
nehmer ist das Gehalt eines Arbeitnehmers héchstens
um 3 % zu erhdhen. Die auf die einzelnen Arbeitneh-
mer entfallenden Erhéhungen miissen zueinander in
einem ausgewogenen Verhaltnis stehen.

(43) Gegenstandslos

(44) Durch Betriebsvereinbarung kénnen erganzend
weitere Auswahl- und/oder Aufteilungsbestimmun-
gen geschaffen und/oder die obigen Bestimmungen
vertieft werden.

Information der Arbeithehmer

(45) Jedem ausgewahlten Arbeitnehmer ist die Erho-
hung schriftlich mitzuteilen. In der Mitteilung ist da-
rauf hinzuweisen, dass die Erhéhung aus dem kollek-
tivvertraglichen Verteilungsvolumen stammt.
Verfahren zur Ermittlung und Aufteilung des kollektiv-
vertraglichen Verteilungsvolumens

(46) Der Arbeitgeber hat das Verfahren zur Ermitt-
lung und Aufteilung des kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumens jeweils bis 30. Juni jedes Kalenderjah-
res abzuschlieBen.

(47) Die Gehalter der im Zuge des Verfahrens ausge-
wahlten Arbeitnehmer sind jeweils zum 1. Juli des lau-
fenden Kalenderjahres zu erhéhen.

(48) In Betrieben mit Betriebsrat ist die Hohe des kol-
lektivvertraglichen Verteilungsvolumens bis spates-
tens 2. Mai dem Betriebsrat mitzuteilen.

Bis 30. Juni des betreffenden Jahres ist eine Betriebs-
vereinbarung abzuschlieBen, in der die ausgewahlten
Arbeitnehmer (entweder allgemein oder namentlich)
und die Erhéhung ihrer Gehalter anzufiihren sind.

(49) In Betrieben ohne Betriebsrat ist eine Namens-
liste der ausgewahlten Arbeithehmer mit Angabe der
Erh6éhungen der Gehalter der einzelnen Arbeitnehmer
zu erstellen und zu Kontrollzwecken aufzubewahren.
Die Hohe des kollektivvertraglichen Verteilungsvolu-
mens sowie die Zahl der ausgewahlten Arbeitnehmer
ist den Arbeitnehmern (zB durch Aushang) mitzutei-
len.
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(50) Scheiden ausgewahlte Arbeitnehmer bis 30. Juni
d.]. aus, ist der entsprechende Teil des kollektivver-
traglichen Verteilungsvolumens spatestens bis 31. Juli
desselben Jahres an andere Arbeithehmer zu verge-
ben. Die sich daraus ergebenden Erhéhungen sind -
allenfalls rickwirkend — mit Wirkung ab 1. Juli vorzu-
nehmen.

(51) Wird bis 30. Juni keine Betriebsvereinbarung ab-
geschlossen oder bereits im Vorfeld eine rechtzeitige
Einigung vom Arbeitgeber oder dem Betriebsrat be-
zweifelt, ist auf Wunsch einer der beiden Seiten eine
Vermittlung gemaf den Abs 53 und 54 einzuleiten.
In Betrieben ohne Betriebsrat ist auf Verlangen einer
Kollektivvertragspartei, die den begriindeten Ver-
dacht hat, dass die Bestimmungen zur Ermittlung
des kollektivvertraglichen Verteilungsvolumens bzw
die Auswahl- oder die Aufteilungskriterien verletzt
wurden, eine Vermittlung einzuleiten.

(52) Durch Betriebsvereinbarung kann der Beginn
des Verfahrens vorverlegt werden. Der weitere Ver-
fahrensablauf ist entsprechend anzupassen.

Vermittlung durch die Kollektivvertragspartei-
en

(53) Die Vermittlung hat durch fachkundige Vertreter
der Kollektivvertragsparteien zu erfolgen. Die Ver-
mittler sind zur Verschwiegenheit Uber alles zu ver-
pflichten, was ihnen im Rahmen der Vermittlung be-
kannt wird.

(54) Der Arbeitgeber bzw der Betriebsrat hat die Ver-
mittler bei ihrer Tatigkeit zu unterstiitzen, die zur Ver-
mittlung notwendigen Unterlagen (zB Unterlagen zur
Ermittlung der Hohe des kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumens, Namensliste mit Angabe der Erho-
hungen der Gehalter der einzelnen Arbeitnehmer)
zur Verfigung zu stellen und die Griinde fir die Aus-
wahl der betreffenden Arbeitnehmer zu nennen.

(55) Wenn die Auswahl- oder Aufteilungskriterien
nicht beachtet wurden, wirken die Vermittler auf den
Arbeitgeber ein, das kollektivvertragliche Verteilungs-
volumen gemaB den Bestimmungen dieses Kollektiv-
vertrages auszuschitten. Diese Ausschittung ist - al-
lenfalls rickwirkend — mit Wirkung ab 1.Juli vorzu-
nehmen.

(56) Wurde nicht das gesamte kollektivvertragliche
Verteilungsvolumen ausgeschuttet, gilt:

a) Vom Arbeitgeber, in Betrieben mit Betriebsrat mit-
tels Betriebsvereinbarung, sind die Gehalter allen-
falls auch weiterer Arbeitnehmer so zu erhéhen,
dass das kollektivvertragliche Verteilungsvolumen
vollstandig ausgeschuttet wird. Die Erhdhungen
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sind - allenfalls rickwirkend - mit Wirkung ab
1. Juli vorzunehmen.

b) Ferner hat der Arbeitgeber eine Einmalzahlung zu
leisten, es sei denn die zu geringe Ausschittung
ist auf leichte Fahrlassigkeit zurlickzufihren, wo-
bei rechtliche Fehlbeurteilungen nur dann leicht
fahrlassig sind, wenn sie auf einer Ubereinstim-
menden Auskunft beider KollV-Partner beruhen.
Zunachst ist das 42-fache des urspriinglich nicht
ausgeschitteten Teiles des kollektivvertraglichen
Verteilungsvolumens zu ermitteln. Dieser Betrag
ist sodann auf die zum Ausschittungszeitpunkt
Beschaftigten, nicht [auch nicht nachtraglich ge-
man lit a)] ausgewahlten Arbeitnehmer nach Kop-
fen aufzuteilen und spatestens bis 31. 12. des Jah-
res auszuzahlen.

Anpassung des kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumens wegen erheblicher betrieblicher
Verdnderungen

(57) Verandert sich die Zahl der Arbeitnehmer zwi-
schen 1.1. und 30.6. eines Jahres um mehr als
20 %, kann durch Betriebsvereinbarung, in Betrieben
ohne Betriebsrat durch Vereinbarung mit den Kollek-
tivvertragsparteien, das kollektivvertragliche Vertei-
lungsvolumen an die gednderten Verhdltnisse ange-
passt werden.

Eintritt eines Unternehmens oder Betriebs-
(teil)es in den Geltungsbereich des Kollektiv-
vertrages

(58) In neu dem Kollektivvertrag unterliegenden Un-
ternehmen oder Betrieb(steil)en ist spatestens zum
dem Eintritt in den Geltungsbereich des Kollektivver-
trages zweitfolgenden 1. Juli das kollektivvertragliche
Verteilungsvolumen auszuschitten. Fur die Ermitt-
lung des Leistungsvolumens sind alle seit dem Eintritt
in den Geltungsbereich des KollV stattfindenden Vor-
rickungen (Abs 40) heranzuziehen.

Verringerung des kollektivvertraglichen Vertei-
lungsvolumens aus zwingenden wirtschaftli-
chen Griinden

(59) Liegen zwingende wirtschaftliche Griinde vor,
kann das kollektivvertragliche Verteilungsvolumen
des betreffenden Jahres entsprechend der wirtschaft-
lichen Notwendigkeit — erforderlichenfalls bis auf Null
- reduziert und/oder die Durchfiihrung der Erhéhun-
gen aufgeschoben werden.

(60) In Betrieben mit Betriebsrat ist dariiber eine Be-
triebsvereinbarung abzuschlieBen und - bei sonstiger
Rechtsunwirksamkeit — an die Kollektivvertragspar-
teien zu Ubermitteln. In Betrieben ohne Betriebsrat
kann eine entsprechende Vereinbarung mit den zu-
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standigen Kollektivvertragsparteien abgeschlossen
werden.

Lehrlinge

Lehrlingsentschdadigung
(61)

a) Die monatliche Lehrlingsentschadigung fir Lehr-
linge im Sinne des § 2 Abs 1 betragt ab 1. Novem-
ber 2017 im

Tabelle I Tabelle II
1. Lehrjahr € 61936 € 82892
2. Lehrjahr € 83045 € 111355
3. Lehrjahr € 112423 € 1.38510
4. Lehrjahr* € 1.520,14 € 1.609,99

* Gilt fur Lehrlinge in Lehrberufen, in denen eine mehr
als dreijéhrige Lehrzeit in den geltenden Ausbildungs-
vorschriften vorgesehen ist.

Die Tabelle II gilt fur Lehrlinge, deren Lehrverhalt-
nis nach dem 1. November 1990 nach Vollendung
des 18. Lebensjahres oder nach bestandener Rei-
feprifung beginnt.

Pramie fiir Lehrabschlusspriifung

Lehrlinge haben aus Anlass der bestandenen Lehr-
abschlussprifung Anspruch auf eine einmalige
Préamie in der H6he von € 150,-. Bestehende be-
triebliche Regelungen bleiben aufrecht, kénnen
aber der H6he nach darauf angerechnet werden.
(Letzter Absatz gilt ab 1. November 2010)

b) Zeiten, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften auf
die Lehrzeit angerechnet werden, gelten als zu-
riickgelegte Lehrzeit im Sinne obiger Einstufung
(bei Anrechnung von zum Beispiel 12 Monaten
auf die Lehrzeit ist eine Einstufung im 2. Lehrjahr
vorzunehmen).

c) Die Internatskosten, die durch den Aufenthalt des
Lehrlings in einem fir die Schiler der Berufsschule
bestimmten Schiilerheim zur Erfiillung der Berufs-
schulpflicht entstehen, hat der Lehrberechtigte
dem Lehrling so zu bevorschussen und so zu erset-
zen, dass dem Lehrling flir den Zeitraum, der der
Dauer des Internats entspricht, die volle Lehrlings-
entschadigung verbleibt. (Gilt fir Internatsaufent-
halte, die ab 1.Juli 1992 beginnen).

Zusatzliche Kosten des glinstigsten offentlichen
Verkehrsmittels, die Lehrlingen durch die Anreise
zur bzw. Abreise von der in Internatsform gefihr-
ten Berufsschule bis zu einmal pro Kalenderwoche
nachweislich entstehen, sind vom Unternehmen
zu ersetzen. Auf diesen Anspruch kénnen die dem
Lehrling geblhrenden Férderungen angerechnet
werden. Voraussetzung flur diesen Anspruch auf
Fahrtkostenersatz ist der Bezug der Familienbeihil-
fe. Bei Verringerung oder Wegfall 6ffentlicher For-
derungen fur derartige Fahrtkosten, bleibt der an-
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teilige Fahrtkostenersatz unverandert. Auf Verlan-
gen des Arbeitgebers/ der Arbeitgeberin sind ent-
sprechende Belege vorzulegen.

(Letzer Absatz ab 1. November 2016)

d) Bei Verldangerung eines Lehrverhaltnisses gem
§ 8b Abs 1 BAG idF BGBI I 79/2003 werden flr
die Bemessung der Hohe der Lehrlingsentschadi-
gung die Lehrjahre aliquot im Verhaltnis zur Ge-
samtlehrzeit verlangert; ergeben sich Teile von
Monaten, gebuhrt fliir das ganze Monat die hohere
Lehrlingsentschadigung. Bei nachtraglicher Ver-
langerung bleibt das der Lehrlingsentschadigung
zugrunde liegende Lehrjahr so lange unverandert,
bis sich nach dem vorstehenden Satz Anspruch auf
die Lehrlingsentschadigung eines hoéheren Lehr-
jahres ergibt.

Bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages zu einer
Teilqualifizierung gem § 8b Abs 2 BAG idF BGBI I
79/2003 gebuhrt die Lehrlingsentschadigung des
ersten Lehrjahres. Nach einem Jahr erhoht sich
dieser Anspruch um ein Drittel der Differenz zwi-

schen der Lehrlingsentschadigung fur das erste
Lehrjahr und jener fur das zweite Lehrjahr, nach
zwei Jahren um ein weiteres Drittel dieser Diffe-
renz.

Anrechnung von integrativer Berufsausbil-
dung

Wird die teilqualifizierte Lehrausbildung (ein-
schlieBlich der Berufsschule im Sinne der Anforde-
rungen des BAG) erfolgreich zuriickgelegt, ist sie
bei spaterer Absolvierung einer Lehrausbildung
im gleichen oder einem verwandten Lehrberuf
mindestens im AusmaB des 1. Lehrjahres anzu-
rechnen. Besteht kein Anspruch auf diese Anrech-
nung, darf die spatere Lehrlingsentschadigung je-
denfalls nicht niedriger sein als die wahrend der
teilqualifizierten Lehrausbildung zuletzt bezahlte.
§ 15 Abs 61 c) gilt sinngemaB flir ArbeitnehmerIn-
nen, die eine integrative Berufsausbildung absol-
vieren.

(Lit d) idF ab 1. November 2006)

§ 15a Kollektivvertragliche Mindestgrundgehdlter fir teilzeitbeschaftigte

Angestellte

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 enthalten).

§ 16 Anrechnung auf das Mindestgrundgehalt

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 enthalten).

§ 16a Ein- bzw Austritt wahrend eines Kalendermonats

Beginnt das Dienstverhaltnis nicht am Monatsersten,
jedoch am ersten betriebsiblichen Arbeitstag eines
Monats, steht das ungekilirzte Monatsgehalt zu; Glei-

ches gilt sinngemaB bei Beendigung des Dienstver-
haltnisses.
(gilt ab 1. November 1999)

§ 17 Gehalter der Meister

Die Gehalter von Meistern, Obermeistern und Monta-
geleitern, deren Tatigkeit vorwiegend und regelmaBig
in der Fihrung und Anweisung von Arbeitergruppen
besteht, miissen den Mindestlohn des am hdchsten
eingestuften, ihnen unterstellten Arbeiters in einem
bestimmten AusmalB Ubersteigen, und zwar bei einem
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- Meister oder Montageleiter um 10 %,

— Obermeister um 15 %.

Die Gehalter der Meister, Obermeister und Montage-
leiter miissen mindestens den Akkordrichtsatz der un-
terstellten Arbeiter erreichen.

(§ 17 idF vom 1. November 2005)
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§ 18 Lehrlinge, Vorlehre, Integrative Berufsausbildung

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 enthalten).

§ 18a Praktikanten*)

(1) Pflichtpraktikanten gemaB § 2 Abs 2 lit b) (vom
Geltungsbereich dieses Kollektivvertrages ausgenom-
men) gebihrt fir die Zeit ihres Pflichtpraktikums eine
monatliche Verglitung mindestens in der Héhe der
Lehrlingsentschadigung fir das 2. Lehrjahr (Tabelle I
bzw II).

(2) Ferialpraktikanten sind Personen, die ohne Vorlie-
gen schulrechtlicher Vorschriften wahrend der Schul-
ferien mit vereinbarten Ausbildungsanteilen in einem
Dienstverhaltnis beschaftigt werden. Ferialpraktikan-
ten geblihrt bei erstmaliger Beschaftigung ohne Be-
rufserfahrung oder wenn vorher kein Pflichtpraktikum
absolviert wurde, fir ldangstens 1 Monat als monatli-
cher Bezug ein Betrag in Héhe der Lehrlingsentschadi-
gung fir das 2. Lehrjahr, in allen anderen Fallen ein

Betrag in der Hohe der Lehrlingsentschadigung flr
das 3. Lehrjahr (jeweils Tabelle I bzw II).

Die Tabelle II ist jeweils dann anzuwenden, wenn die
Praktikantenbeschaftigung nach Vollendung des
18. Lebensjahres oder nach bestandener Reifepri-
fung erfolgt.

(3) Absolvierenden von Fachhochschulstudiengan-
gen in Ausibung der vorgeschriebenen Berufspraxis
innerhalb eines Dienstverhaltnisses geblhrt als mo-
natlicher Bezug ein Betrag in der Hohe der Lehrlings-
entschadigung flr das 3. Lehrjahr der Tabelle I, bei
Vorliegen von fachbezogenen Vorkenntnissen in der
Hohe der Lehrlingsentschadigung flr das 3. Lehrjahr
der Tabelle II.

§ 19 Verwendungsgruppenschema - Mindestgrundgehdalter

Tritt mit 31. Oktober 2005 auBer Kraft (entsprechende Bestimmungen in § 15 enthalten).

§ 19a Telearbeit

Telearbeit ist nur im Einvernehmen zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer mdglich. Telearbeit liegt
dann vor, wenn der Arbeitsplatz eines (einer) Ange-
stellten in eine auBerbetriebliche Arbeitsstatte, insbe-
sondere die Wohnung, verlegt wird und die Verwen-
dung neuer Kommunikationstechnologie flr die Tatig-
keit an der auBerbetrieblichen Arbeitsstatte bestim-
mend ist.

Fur die Telearbeit ist eine ausdrickliche Vereinbarung
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu treffen,
die schriftlich (Vertrag oder Dienstzettel) festzuhalten

*) (§ 18a gilt ab 1. November 1998)
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ist. Uber die Bedingungen der Telearbeit kénnen Be-
triebsvereinbarungen abgeschlossen werden. Inso-
weit keine Betriebsvereinbarung besteht, sind Verein-
barungen insbesondere Uber Arbeitsstatte, Arbeits-
zeit, Arbeitsmittel, allféllige Aufwandserstattungen,
Haftungsregelungen, Uber den Kontakt zum Betrieb
und eine Beendigung der Telearbeit zu treffen.

Ein von den Kollektivvertragspartnern ausgearbeite-
ter Dienstzettel ist dabei zugrundezulegen.

Hinweis: Siehe Ergdnzender Dienstzettel fiir Telearbeit,
Seite 79
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§ 19b Brille fur Bildschirmarbeit

(1) Bildschirmarbeitsplatze sind Arbeitsplatze, bei
denen das Bildschirmgerat und die Dateneingabetas-
tatur sowie gegebenenfalls ein Informationstrager ei-
ne funktionelle Einheit bilden und bei denen die Arbeit
mit dem Bildschirmgerat und die Arbeitszeit am Bild-
schirmgerat bestimmend fiir die gesamte Tatigkeit
sind.

(2) Wenn die Verwendung einer besonderen Brille mit
spezieller Sehkorrektur flr die Tatigkeit am Bild-
schirmgerat vom Augenarzt verordnet wird, sind

vom Dienstgeber jene notwendigen Kosten zu Uber-
nehmen, die Uber die gegebenenfalls von einem Sozi-
alversicherungstrager getragenen Leistungen hinaus-
gehen.

Fir den Kostenersatz ist der der Sachleistung der
Krankenversicherungstrager zugrunde gelegte Stan-
dard (ohne Ricksicht auf einen Selbstbehalt) maf-
geblich.

Diese Regelung gilt flir ab dem 1.Janner 1991 anzu-
schaffende Brillen.

§ 19¢ Dienstjubilden

(1) Nach ununterbrochener Dauer des Dienstverhalt-
nisses gebuhrt

zum 25-jahrigen Dienstjubildum .. 1 Monatsgehalt
zum 35-jahrigen Dienstjubildum .. 2 Monatsgehalter
zum 45-jahrigen Dienstjubildum .. 3 Monatsgehalter

als Jubilaumsgeld.

Bei Beendigung des Dienstverhaltnisses zwischen
dem 40. und 45. Dienstjahr ohne Verschulden des Ar-
beithehmers (verschuldete Entlassung oder Austritt
ohne wichtigen Grund) gebuhrt ein der zurlickgeleg-
ten Dienstzeit in diesem 5-Jahres-Zeitraum entspre-
chender aliquoter Anteil von 3 Monatsgehaltern.

(2) Bestehen betriebliche Regelungen Uber Jubi-
[dumszahlungen oder andere nur von der Dauer des
Dienstverhaltnisses abhangige, nicht laufend gewahr-
te besondere Zahlungen, so gelten diese anstatt der
obigen Regelung, soweit sie insgesamt zumindest
gleich glnstig sind.

Ubergangsbestimmung:

Diese Anrechnung anderer von der Dauer des Dienst-
verhaltnisses abhangiger Zahlungen ist nur méglich,
wenn diese vor dem 1. November 1992 nicht neben
Jubildumsgeldern im Sinne der Empfehlung gewahrt
wurden.

(3)

a) Bei der Berechnung der ununterbrochenen Dauer
des Dienstverhaltnisses werden unmittelbar vor
der Ubernahme ins Angestelltendienstverhéltnis
zurlickgelegte im Sinn der bestehenden Regelung
far die Arbeiter anrechenbare Arbeiterdienstzeiten
im selben Unternehmen angerechnet. Zur Anwen-
dung der folgenden Bestimmungen ist die vor den
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angeflihrten Stichtagen jeweils vollendete Dienst-
zeit mafBgeblich.

b) Sofern im Folgenden nicht abweichend geregelt,
gilt als Dienstjubildaum jener Zeitpunkt, der sich
aus der Zusammenrechnung von Arbeiterdienst-
zeiten im Sinn des vorigen Satzes und der Ange-
stelltendienstzeit ergibt.

c) Ergibt sich aufgrund der Anrechnung der Arbeiter-
vordienstzeit aufgrund dieses Kollektivvertrages
ein Dienstjubildum zwischen 1.11. 1995 und
1.11. 1998, besteht Anspruch auf das Jubildums-
geld aufgrund dieses Dienstjubilaums und ist die-
ses bis 31.3. 1999 zu bezahlen, sofern nicht das
entsprechende Jubildumsgeld schon bezahlt wur-
de.

d) Liegt ein sich aus der Anrechnung ergebendes
Dienstjubildaum vor dem 1.11. 1995, besteht An-
spruch auf das nachste Dienstjubilaum aufgrund
der Angestelltendienstzeit oder auf das nachste
Dienstjubildaum, das sich aus der Zusammenrech-
nung der Dienstzeiten ergibt, je nachdem, welches
friher eintritt.

e) In jedem Fall eines Dienstjubildums aufgrund die-
ses Kollektivvertrages, kann die Auszahlung des
Jubildaumsgeldes fir das nachstfolgende Dienstju-
bildum auf einen Zeitpunkt bis zum Ablauf von
5 Jahren nach dem jeweils letztvorangegangenen
Jubilaumsstichtag, auch wenn dieser auf einer be-
stehenden Arbeiterregelung beruhte, erstreckt
werden.

f) Absatz 2 erster Satz gilt sinngemaB.
(gilt ab 1. November 1998)
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(4) Karenzen (Karenzurlaube) im Sinnedes § 9b Abs 1
werden fir Dienstjubilaen die nach dem 31.10. 2006
anfallen bis zum HochstausmaB von insgesamt 22 Mo-
naten angerechnet. Die Anrechnung von Karenzen flir
erste Lebensjahre von Kindern Uber (insgesamt)
10 Monate hinaus gilt fiir solche Karenzen, die nach
dem 1.11. 2006 enden. Soweit Karenzurlaube nach
der bis 31.10. 2006 geltenden Fassung des § 9b bis

zum jeweils genannten HéchstausmalB angerechnet
wurden, erfolgt keine weitere Anrechnung innerhalb
des Dienstverhaltnisses.

Elternkarenzen, dienachdem 1.11. 2016 geendet ha-
ben, werden flir Dienstjubilden zur Ganze angerech-
net.

(Absatz 4 idF ab 1. November 2016)

§ 20 Sondervereinbarungen und Arbeitsordnungen

(1) Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages kon-
nen, soweit sie Rechtsverhaltnisse zwischen Arbeitge-
bern und Arbeithehmern regeln, durch Betriebsver-
einbarung oder Arbeitsvertrag weder aufgehoben
noch beschrankt werden. Sondervereinbarungen
sind, sofern sie der Kollektivvertrag nicht ausschlief3t,
nur gulltig, soweit sie fur den Arbeitnehmer glinstiger

sind oder Angelegenheiten betreffen, die im Kollektiv-
vertrag nicht geregelt sind. (§ 3 Abs 1 des Arbeitsver-
fassungsgesetzes.)

(2) Arbeitsordnungen kénnen nur mit Zustimmung
des Betriebsrates abgeandert werden.

§ 21 Einstellungsbeschrédnkungen

(1) Als Volontare dirfen nur Personen eingestellt wer-
den, die das 16. Lebensjahr vollendet haben und eine
mindestens zweijahrige Fachschule oder sechsklassi-
ge Mittelschulbildung nachweisen.

(2) Als Volontare kdénnen nicht Personen eingestellt
werden, die nach abgeschlossener Fachschulbildung
oder nach Ablegung der 1. Staatsprifung an einer
Hochschule ein halbes Jahr Praxis in ihrem Beruf zu-
rickgelegt haben.

(3) Im Ubrigen diirfen Volontare nur nach MaBgabe
folgender Bestimmungen eingestellt werden:

Betriebe mit weniger als 10 Angestell-

= o kein Volontar
Betriebe mit 10 bis 34 Angestellten ... 1 Volontar
Betriebe mit 35 bis 70 Angestellten ... 2 Volontare
Betriebe mit mehr als 70 Angestellten
................................. 3 % der Angestelltenzahl

§ 22 Fachverbandsverhandlungen

(1) Um den in den einzelnen Fachverbanden beste-
henden Sonderverhaltnissen Rechnung zu tragen,
sind die Fachverbande und die diesen entsprechenden
gewerkschaftlichen Fachgruppen berechtigt, unter
der Fihrung der Bundessektion Industrie und der Zen-
trale der Sektion Industrie und Gewerbe des Osterrei-
chischen Gewerkschaftsbundes, Gewerkschaft der
Privatangestellten, Sonderverhandlungen Uber fol-
gende Gegenstande zu flhren:

a) Reisekosten und Aufwandsentschadigungen sowie
Trennungskostenentschadigungen. Wenn Fach-
verbandsverhandlungen Uber diesen Gegenstand
binnen drei Monaten von dem Zeitpunkt an, zu
welchem seitens des Fachverbandes oder der Ge-
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werkschaft die Einleitung von Verhandlungen be-
gehrt worden ist, zu keinem Erfolg fihren, kénnen
Betriebsvereinbarungen gemaB § 29 Arbeitsver-
fassungsgesetz abgeschlossen werden.

b) Interpretationen der Verwendungsgruppen/Be-
schaftigungsgruppen.

c) Fachliche Besonderheiten hinsichtlich branchen-
Ublicher Sonderentlohnungen und Sonderbeglins-
tigungen.

d) Verhandlungen Uber die H6he der fir die einzelnen
Verwendungsgruppen/Beschaftigungsgruppen
geltenden monatlichen Mindestgrundgehalter und
Uber die Hohe der effektiven Monatsgehalter.
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e) Regelung des Verwendungsgruppenschemas/Be-
schaftigungsgruppenschemas und der monatli-
chen Mindestgrundgehalter sowie der effektiven
Mindestgehalter der Gruppe ,Meister".

f) Regelungen betreffend die Arbeitszeit.

(2) Fir die Betriebe des Bundeslandes Vorarlberg sind
zu Verhandlungen uber die vorher in lit d) und e) ge-

nannten Angelegenheiten unternehmerseits die Sek-
tion Industrie der Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft fir Vorarlberg beziehungsweise deren Fach-
gruppen zustandig. Diese sind auch - abweichend
von der Bestimmung des § 3 Abs 6 letzter Satz - flr
den Ausspruch und die Entgegennahme von Kindi-
gungen solcher, das Bundesland Vorarlberg betreffen-
der Vereinbarungen zustandig.

§ 23 Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten

Mit der Beilegung von Gesamtstreitigkeiten, die sich
aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages ergeben,
hat sich auf Antrag jedes Kollektivvertragspartners ein
paritatischer, aus je drei Vertretern der vertragschlie-

Benden Organisationen zusammengesetzter Aus-
schuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst dem
Kreis der an den Verhandlungen Uber diesen Kollektiv-
vertrag Beteiligten zu enthnehmen sind.

§ 24 Aufhebung geltender Vorschriften, Ginstigkeitsklausel

(1) Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Kollektivvertrages
treten mit Ausnahme der in Abs 2 genannten Kollek-
tivvertrage bisher geltende kollektivvertragliche Re-
gelungen auBer Kraft.

Weitergeltung bestehender kollektivvertragli-
cher Sonderregelungen

(2) Sédmtliche am 31. Oktober 1991 geltende Gehalts-
ordnungen im Sinne des § 19 Abs 3, die in Kollektiv-
vertragen betreffend effektive Monatsgehalter enthal-
tenen Regelungen und die flr das Bundesland Vorarl-
berg geltenden kollektivvertraglichen Mindestge-
haltsregelungen sowie nachstehende kollektivver-
tragliche Sonderregelungen bleiben fir ihren Gel-
tungsbereich weiterhin in Kraft.

Wien, am 1. November 1991
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13. Der Zusatzkollektivvertrag vom 7.November
1983 (in der jeweils gliltigen Fassung), betreffend
Kilometergeld.

15. Der Zusatzkollektivvertrag vom 8.Juli 1976 (in
der jeweils glltigen Fassung), betreffend
Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen.

16. Die Kollektivvertrage betreffend Arbeitszeitrege-
lungen in der jeweils gliltigen Fassung.

(3) Bestehende, flir die Angestellten glinstigere
Ubungen und Vereinbarungen bleiben unberiihrt.

Die Nummerierung ergibt sich aus einer GesamtAuflistung
aller Rahmen-KV-Branchen.
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Président: Der Generalsekretar:
Abg z NR Ing. Leopold Maderthaner DDr. Karl Kehrer

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

Der Obmann: Der Syndikus:
Dkfm. R. Engelbert Wenckheim Dr. Friedrich Placek

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Die Vorsitzende: Der Zentralsekretar:
Eleonora Hostasch Hans Sallmutter

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
SEKTION INDUSTRIE UND GEWERBE

Der Vorsitzende: Der leitende Sektionssekretdr:
Erwin Reichhardt Ing. Walter Laichmann
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ANHANG A

UBERGANGSRECHT

zu § 15 des Rahmenkollektivvertrages

in der Fassung vom 1.11. 2005

§ 1 Einstufung in Beschaftigungsgruppen

Richtlinie

(1) Angestellte, deren Dienstverhaltnisse vor dem
1.11. 2005 begonnen haben, sind nach der Gesamt-
heit der verrichteten Tatigkeiten in die Beschafti-
gungsgruppen einzustufen. Als Richtlinie ist die Uber-
leitungstabelle heranzuziehen, in der die bisherigen
Verwendungsgruppen den neuen Beschaftigungs-
gruppen gegenubergestellt werden (zB Verwendungs-
gruppe IV = Beschaftigungsgruppe G).

Uberleitungstabelle

Verwendungsgruppen — Beschaftigungs-
Angestellte Meister* gruppen
VG I BG A
VG1I BG B
VG II BG C
VG II BG D
VG III BGE
VG III MI BG F
VG 1V MIIo BG G
VG IVa M II m BGH
VGV MIII/MIV BGI
VG Va BGJ
VG VI BG K

* siehe auch Sonderregelungen in einzelnen Fachverbén-
den

Protokollanmerkung: Die Kollektivvertragsparteien
kommen Uberein, dass einzelvertragliche Besserstel-

Ubergangsrecht zu § 15 RKV

lungen gegenliber dem Kollektivvertrag in der Fas-
sung vom 1.11. 2004 hinsichtlich der Einstufung in
die Verwendungsgruppen unberihrt bleiben und bei
der Anwendung der Uberleitungstabelle zugrunde zu
legen sind.

~Geteilte” Verwendungsgruppen

(2) Angestellte in den geteilten Verwendungsgruppen
I, IT und III sind nach der Gesamtheit der verrichteten
Tatigkeiten und - wo vorgesehen - einer abgeschlos-
senen (Berufs-)Ausbildung in die Beschaftigungs-
gruppen einzustufen.

Einstufung und Mitwirkung des Betriebsrates
Diese Einstufung ist bis 30.11. 2005 mit Wirkung vom
1.11. 2005, in Betrieben mit Betriebsrat unter Mitwir-
kung des Betriebsrates, vorzunehmen.

Vermittlung der Kollektivvertragsparteien

(3) Wird auf betrieblicher Ebene keine Einigung Uber
die Einstufung einer oder mehrerer Gruppen von An-
gestellten erzielt, haben die Kollektivvertragsparteien
auf Wunsch des Arbeitgebers bzw des Betriebsrates
ein Vermittlungsverfahren durchzufthren.

(4) In Betrieben ohne Betriebsrat ist eine Vermittlung
durch die Kollektivvertragsparteien durchzufihren,
wenn eine der Kollektivvertragsparteien begriindet
vermutet, dass die Einstufungen einer oder mehrerer
Gruppen von Angestellten falsch vorgenommen wird.
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§ 2 Vorriickungsstufen

Einreihung am 1.11. 2005

Vorriickung

(1) Flr Angestellte, deren Dienstverhaltnisse vor dem
1.11. 2005 begonnen haben, gilt: Erfolgt die Einstu-
fung in die neue Beschaftigungsgruppe gemaB der
Uberleitungstabelle (§ 1 Abs 1), richtet sich der An-
spruch auf die fixierten Biennien des Ubergangsrech-
tes (§ 2 Abs 2) sowie auf die Vorriickungen des EES-
Dauerrechtes (§ 15 RKV) nach der Vorriickungstabel-
le. Ausgangspunkt fur den Termin der fixierten Bien-
nien bzw der Vorrickung ist der letzte Vorrickungss-
tichtag aus dem Biennalsystem vor dem 1.11. 2005.

Vorriickungstabelle

am 31.10. 2005

Ubergangsrecht | EES-Dauerrecht
Verwendungsgrup- Fixiertes Bien- v?;';:';:'::ﬁs'
pen-Jahre nium 6/9/12 BG-]
(VG-Jahre)

Jahre nach dem letzten Vorrii-
ckungsstichtag vor dem 1.11.

waren, werden mit Erhalt der ersten Vorrlickung im
EES Dauerrecht (vierte Vorriickung gem obiger Tabel-
le) in die Position nach dem zwélften Beschaftigungs-
gruppenjahr eingestuft.

Angestellte, die zum 31. 10. 2005 in die Position nach
dem vierten, sechsten oder achten Verwendungs-
gruppenjahr eingestuft waren, werden mit Erhalt des
letzten fixierten Bienniums in die Position nach dem
zwolften Beschaftigungsgruppenjahr eingestuft.
Angestellte, die zum 31.10. 2005 in die Position nach
dem zehnten Verwendungsgruppenjahr eingestuft
waren, werden mit 1.11. 2005 ohne neu hinzukom-
mende Vorriickung in die Position nach dem zwélften
Beschaftigungsgruppenjahr eingestuft.

Fixiertes Biennium

(2) Das Mindest- und Ist-Gehalt des betreffenden An-
gestellten (Ausnahme: Angestellte gem § 2 Abs 2
ZKV) ist zu den in der Vorrickungstabelle vorgesehe-
nen Zeitpunkten um das fiir das Ubergangsrecht be-

2005
1.u 2. VG-Jahr 2,4,6 9,12
n. 2 VG-Jahren 2,4,6 8*
n. 4 VG-Jahren 2,4,6 0
n. 6 VG-Jahren 2,4 0
n. 8 VG-Jahren 2 0
n. 10 VG-Jahren 0 0

*) Die IST-Wirksamkeit dieser Vorrickung betrdgt das
1,25-fache dieses Wertes.

Abweichend von den Bestimmungen Uber das Vertei-
lungsvolumen erfolgt fiir die in obiger Tabelle vorgese-
henen Vorriickungen nach 8, 9 bzw 12 Jahren keine
Dotierung des Verteilvolumens.

Einstufung wahrend der Anwendung der Vorrii-
ckungstabelle

Vorriickungen, die am 1. 11. 2005 stattfinden, gelten
als erste Vorriickung (fixiertes Biennium) des Uber-
gangsrechts.

Die zeitliche Folge der Vorriickungen und deren Héhe
ergeben sich ausschlieBlich aus obiger Vorriickungs-
tabelle. FUr die Einstufung in die Mindestgehaltstabel-
le gilt:

Angestellte, die zum 31. 10. 2005 im ersten und zwei-
ten Verwendungsgruppenjahr eingestuft waren, wer-
den mit Erhalt der ersten Vorriickung im EES Dauer-
recht (vierte Vorrickung gem obiger Tabelle) in die Po-
sition nach dem neunten Beschaftigungsgruppenjahr
eingestuft.

Angestellte, die zum 31. 10. 2005 in die Position nach
dem zweiten Verwendungsgruppenjahr eingestuft
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traglich fixierte Biennium zu erhdhen:

Verwendungsgruppe fixierte Biennien in €
I 60,76
II 69,50
ITI 93,96
v 122,85
IVa 135,04
Vv 176,79
Va 194,50
VI 363,58
MI 72,11
MIIoF 134,70
MIImF 105,36
M III 154,42
M IV 177,46

Individuelles Mindestgehalt

(3) Das zum 31. 10. 2005 gebiihrende Mindestgehalt
zuzlglich der Kollektivvertragserhohung vom 1.11.
2005 darf nicht unterschritten werden. Dieser Betrag
erhdht sich nur zu den in der Vorriickungstabelle
(8§ 2 Abs 1) vorgesehenen Zeitpunkten um allféllige
fixierte Biennien (§ 2 Abs 2).

Ubergangsrecht zu § 15 RKV



Individuelle Mindestgrundgehaltstabelle 2005

gemaB § 2 Abs 3 Ubergangsrecht Angestellte zum EES fiir die Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der

Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

giiltig ab 1. November 2005

Flr Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch einem ande-
ren als dem vertragschlieBenden Fachverband ange-
horen, ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehdrigkeit
einvernehmlich zwischen den beteiligten Fachverban-

den und der Gewerkschaft der Privatangestellten fest-
zustellen. Bei dieser Feststellung ist davon auszuge-
hen, welcher Produktionszweig Uberwiegend ausge-
ubt wird.

Erhdhung der Istgehdlter um 3,1 %

in€
Verwendungsgruppen

g

gruppen- I I III v IVa v va VI mr NI MU Mmoo omv

1.u?2. 1.371,25 150596 1.814,27 237568 261357 336357 369975 472884 213475 245643 2.602,32 2.841,99 3.188,66
n. 2. 143201 157546 1.90823 249853 274861 354036 3.89425 509242 213475 245643 260232 299,41 3.366,12
n. 4. 149277 1.64496 200219 2.621,38 288365 371715 408875 545600 220686 2.591,13 2.707,68 3.150,83 3.54358'
n. 6. 171446 2.096,15 274423 301869 389394 428325 581958 227897 272583 281304 3.30525 3.721,04
n. 8. 178396 2.190,11 2.867,08 315373 4.07073 447775 6.18316 235108 286053 291840 3.459,67 3.898,50
n. 10. 1.853,46 228407 298993 328877 4.24752 4.67225 242319 299523 302376 3.61409 4.07596
BS 60,76 69,50 9396 12285 13504 176,79 19450 363,58 7211 13470 105,36 15442 17746

Gebiihrendes Mindestgehalt

Vor Absolvierung der ersten Vorriickung nach dem
EES Dauerrecht hat der Angestellte Anspruch auf
das, sich aus der Anwendung der obigen Tabelle erge-
bende Mindestgehalt. Nach Absolvierung der ersten
Vorriickung nach dem EES Dauerrecht richtet sich
der Mindestgehaltsanspruch unbeschadet des effekti-
ven Monatsgehaltes nach der zu diesem Zeitpunkt
geltenden Mindestgehaltsordnung. Fir Angestellte
im Sinn des Abs 1, vorletzter und letzter Absatz, gilt
das jeweilige Mindestgehalt nach der aktuellen Ge-
haltsordnung ab jenem Zeitpunkt, in dem dieses den
entsprechenden Wert des individuellen Mindestgehal-
tes Ubersteigt. Wird ein Angestellter nach dem 1.11.
2005 jedoch vor der ersten Vorrickung nach dem
EES Dauerrecht in eine héhere Beschaftigungsgruppe
beférdert, gilt Abs 7.

Angestellte der Verwendungsgruppe VI

(4) Abweichend von Abs 1 erhalten Angestellte der
VG VI, dieam 31.10. 2005 in der Verwendungsgruppe
VI “nach 6 VG-Jahren” waren und in die Beschafti-
gungsgruppe K eingestuft werden, ein fixiertes Bien-
nium zwei Jahre nach dem letzten Vorriickungsstich-
tagvordem1.11. 2005 und werden mit Erhalt dessen
in die Position nach 9 BGJ eingestuft.

Angestellte der Verwendungsgruppe VI, die am
31.10. 2005 in die Stufe “nach 8 VG- Jahren” einge-
stuft sind, erhalten kein fixiertes Biennium und keine
Vorruckungen und werden mit 1. 11. 2005 in die Posi-
tion nach neun BGJ eingestuft.

Protokollanmerkung: Die Regelung des Absatzes 4 ist
so zu verstehen, dass gegeniber der Anzahl der Vor-

Ubergangsrecht zu § 15 RKV

rickungen in der Mindestgehaltsordnung vor dem
1.11. 2005 durch die EinfiUhrung des neuen Systems
keine Anderung erfolgt. Damit ist die Vorriickungsta-
belle in Absatz 1 in der Beschaftigungsgruppe K so an-
zuwenden, dass die jeweils letzte Vorrickung in jeder
Vorrickungsstufe entfallt.

Ausnahmen von fixierten Biennien

(5) Fur fixierte Biennien kann von den Ausnahmebe-
stimmungen gemaB § 15 Abs 27 RKV Gebrauch ge-
macht werden, wenn dies der bisherigen betrieblichen
Ubung im betreffenden Unternehmen entspricht (zB
Ausnahmen flr bestimmte Verwendungsgruppen,
Ausnahmen flr Angestellte mit einer Uber einen be-
stimmten Wert hinausgehenden Uberzahlung etc).

(6) Durch Betriebsvereinbarung kann analog den Be-
stimmungen des § 15 Abs 28 RKV (EES-Dauerrecht) in
wirtschaftlich begriindeten Fallen ein Aufschub (je-
doch keine Ausnahme) von fixierten Biennien festge-
legt werden. In Betrieben ohne Betriebsrat kann eine
entsprechende Vereinbarung mit den Kollektivver-
tragsparteien abgeschlossen werden.

Durch das Aufschieben von fixierten Biennien darf das
individuelle Mindestgehalt gemaB § 2 Abs 3 nicht un-
terschritten werden.

Erstmalige Umstufung nach dem 31.10. 2005

(7) Fur die erstmalige Umstufung nach dem 31.10.
2005 werden Angestellte, die zum Zeitpunkt der Um-
stufung Anspruch auf zwei oder drei fixierte Biennien
haben, in die Grundstufe der hheren Beschaftigungs-
gruppe eingereiht. Die erste Vorriickung in der héhe-
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ren Beschaftigungsgruppe erfolgt in Hohe des bisheri-
gen fixierten Bienniums. Gleichzeitig mit Erhalt dieses
fixierten Bienniums ist der Angestellte in die Position
nach 2 Beschaftigungsgruppenjahren einzureihen.
Mit erfolgter Einreihung ergibt sich der Mindestge-
haltsanspruch aus der zu diesem Zeitpunkt geltenden
Mindestgehaltsordnung. Die Gehaltssicherung gem
§ 15 Abs 32 im Dauerrecht gilt nicht.

Angestellte, die noch Anspruch auf ein fixiertes Bien-
nium haben, erhalten, sofern sie gem § 15 Abs 33 ho-
her als in die Grundstufe eingestuft werden, als erste
Vorrltickung in der héheren Beschaftigungsgruppe ein
fixiertes Biennium der bisherigen Verwendungsgrup-
pe. Gleichzeitig mit Erhalt dieses fixierten Bienniums
ist der Angestellte in die Position nach vier Beschafti-
gungsgruppenjahren einzureihen. Mit erfolgter Einrei-
hung ergibt sich der Mindestgehaltsanspruch aus der
zu diesem Zeitpunkt geltenden Mindestgehaltsord-
nung. Die Gehaltssicherung gem § 15 Abs 32 im
Dauerrecht gilt nicht.

Mit erfolgter erstmaliger Umstufung in eine héhere
Beschaftigungsgruppe ist dem Angestellten mitzutei-
len, in welche Vorrliickungsstufe dieser mit der nachs-
ten Vorrickung voraussichtlich vorriicken wird. Eine
Umstufung gem § 15 Abs 34 ist ausgeschlossen. Die
vorstehenden Regelungen gelten sinngemdB auch
flr Ersteinstufungen im EES (§ 1) am 1.11. 2005 in
héhere Beschaftigungsgruppen als in der Uberlei-
tungstabelle vorgesehen.

Sonderregelung fir Umstufungen von Beschafti-
gungsgruppe E nach F: Fir solche Umstufungen von
Angestellten, die am 31. 10. 2005 bereits beschaftigt
waren und nach dem 1.11. 2005 von Beschaftigungs-
gruppe E in Beschaftigungsgruppe F umgestuft wer-
den, gilt Folgendes: eine solche Umstufung darf ohne
Rucksicht auf die erflllten Tatigkeitsmerkmale fri-
hestens nach Erhalt des letzten fixierten Bienniums
in der Beschaftigungsgruppe E vorgenommen wer-
den. Mit der Umstufung ist der Angestellte in die ge-
genuber dem zuletzt erreichten individuellen Mindest-
gehalt nachsthdheren Vorrickungsstufe (Mindestge-
haltsposition) in F einzustufen.

Erfolgt die Umstufung in die héhere Beschaftigungs-
gruppe nicht zum Zeitpunkt einer Vorriickung, ist der
Vorruckungsstichtag aus dem Biennalsystem vor
dem 1.11. 2005 der Ausgangspunkt fir den Termin
der ersten Vorrlickung.

Angestellte der Verwendungsgruppe I in Beschafti-
gungsgruppe A oder B

In die Beschaftigungsgruppen A oder B eingestufte
Angestellte aus der Verwendungsgruppe I, deren Ar-
beitsverhaltnisse vor dem 1.11. 2005 begonnen ha-
ben, sind spatestensam 1. 11. 2006 in die Grundstufe
der Beschéaftigungsgruppe C umzustufen. Sie unter-
liegen sodann ausschlieBlich den Bestimmungen des
§ 15 RKV (dem EES-Dauerrecht). Ausgangspunkt flr
den Termin der ersten Vorrickung ist der Vorri-
ckungsstichtag aus dem Biennalsystem vor dem
1.11. 2005.

§ 3 Ubergangsbestimmungen des Kollektivvertrages 1997

(1) Fir Angestellte, deren Gehaltsanspriiche den
Ubergangsbestimmungen in Artikel V des Kollektiv-
vertrages vom 28.10. 1996 Uber die Neuregelung
des Gehaltssystems 1997 (Kollektivvertrag 1997) un-
terliegen, gelten diese Ubergangsbestimmungen wei-
ter. Flr die in Artikel V Abs 1 des Kollektivvertrages
1997 angefuhrten Begriffe “Gehaltsordnung neu”
und “Biennalsprung neu” kommen die Gehaltsord-
nung und der Biennalsprung gemaB der Tabelle in
§ 2 Abs 3 (Individuelles Mindestgehalt) zur Anwen-
dung.

(2) Mittels Betriebsvereinbarung kann festgelegt
werden, dass die offenen Anspriiche von Angestellten
aus Artikel V des Kollektivvertrages 1997 durch eine
vorgezogene Erhéhung des Ist-Grundgehaltes abge-
golten werden. Pro Jahr, um welches offene Ansprliche
vorgezogen werden, sind die sich gemaB § 3 Abs 1 er-
gebenden Werte um 7 % abzuzinsen. Die Abzinsung
ist durch Aliguotierung monatsgenau vorzunehmen.

§ 4 Lehrlinge

Bei Angestellten, die am 30. 10. 2005 als Lehrlinge beschaftigt sind, gelten im anschlieBenden Arbeitsverhaltnis

die Bestimmungen des EES-Dauerrechts.

- 65 -

Ubergangsrecht zu § 15 RKV



§ 5 Anpassung betrieblicher Regelungen

(1) Betriebliche Regelungen bleiben - soweit innerbe-
trieblich nichts anderes bestimmt wird — vom In-Kraft-
Treten des Einheitlichen Entlohnungssystems unbe-
ruhrt. Die Kollektivvertragsparteien empfehlen, der-
artige Regelungen bei Bedarf an die Bestimmungen
des Einheitlichen Entlohnungssystems anzupassen.

(2) Betriebliche Regelungen im Sinne dieser Bestim-
mungen sind Betriebsvereinbarungen; ferner sonsti-
ge betriebliche Regelungen oder Ubungen, bei denen
eine einheitliche Vorgehensweise gegeniber allen Ar-

beitnehmern oder Gruppen von Arbeitnehmern ohne
Ricksicht auf eine formale Grundlage eingehalten
wird. Uber derartige betriebliche Regelungen kénnen
Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden.

(3) Die in diesem Kollektivvertrag enthaltenen Be-
stimmungen betreffend Anrechnung auf Vorrickun-
gen gelten flr Anrechnungsvereinbarungen ab 1.11.
2005 und lassen vor diesem Zeitpunkt vereinbarte An-
rechnungen unberihrt.

§ 6 Dienstzettel

Mittels eines Dienstzettels sind alle Angestellten, de-
ren Dienstverhaltnisse vordem 1. 11. 2005 begonnen
haben, bis spatestens 30.11. 2005 dariber zu infor-

mieren, welche Eckdaten sich aus diesem Kollektiv-
vertrag flr sie ergeben.

(Hinweis: Das Muster des Dienstzettels befindet sich auf
Seite 67)

§ 7 Vermittlung durch die Kollektivvertragsparteien

(1) Bei grundsatzlichen Fragen der Auslegung dieses
Kollektivvertrages soll vor Anrufung des Arbeits- und
Sozialgerichtes eine Vermittlung durch fachkundige
Vertreter der Kollektivvertragsparteien erfolgen. Die
Vermittler sind zur Verschwiegenheit tber alles ver-
pflichtet, was ihnen im Rahmen der Vermittlung be-
kannt wird.

Ubergangsrecht zu § 15 RKV

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat haben die Vermittler
bei ihrer Tatigkeit zu unterstitzen, die zur Vermittlung
notwendigen Unterlagen zur Verfligung zu stellen und
die Griinde fir die jeweiligen Entscheidungen zu nen-
nen, Uber die die Vermittler zu befinden haben.
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UBERGANGS-DIENSTZETTEL FUR ANGESTELLTE

ArbeitgeberIn (Name, ANSChIift): ..o e

Beginn des Arbeitsverhaltnisses: ..o

Bisherige Einstufung
Verwendungsgruppe
nach Verwendungsgruppenjahren

bisheriger Vorriickungsstichtag

Einstufung am 1.11. 2005
Beschaftigungsgruppe

Vorrlickungsstichtag

Monatliches Mindestgehalt*
(laut Mindestgehaltstabelle gemaB § 15 Abs 20 RKV) €

Individuelles Mindestgehalt*

(laut Tabelle gemé&B § 2 Abs 3 EES-Ubergangsrecht) €
Ist-Gehalt €
Ubergangsrecht*

voraussichtlich ,fixiertes Biennium” am

.......................................................................................... €
.......................................................................................... €
.......................................................................................... €
voraussichtlich erste Vorriickung nach EES Dauerrecht am
Ubergangsrecht 1997%)
Aus dem Ubergangsrecht 1997 allenfalls noch zustehende Gehaltsabsicherungen
am
.......................................................................................... €

*) Es sind nur jene Werte auszufiillen, die auf die/den Angestellte/n tatsdchlich zutreffen.
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PROTOKOLL

Authentische Interpretation zu den §8§ 11 und 12 des Rahmenkollektivvertrages
fiir Angestellte der Industrie (Globalrunde)

Zeiten des Dienstverhaltnisses ohne Entgeltanspruch
vermindern nicht den Anspruch auf Sonderzahlungen,
ausgenommen in den gesetzlich ausdriicklich ange-
fihrten Fallen (zB §§ 14/4 und 15/2 MSchG, 10 APSG,
119/3 ArbVG). FlUr Zeiten des ungerechtfertigten
Fernbleibens von der Arbeit stehen keine Sonderzah-
lungen zu. Fir Zeiten des freiwillig vereinbarten Ent-
falls der Dienstleistung ohne Entgelt, kann der Entfall

18. September 1995

der Sonderzahlungen vereinbart werden (ausgenom-
men fur unbezahlten Urlaub flir Schulungs- und Bil-
dungsveranstaltungen iS des § 118 ArbVG Ulber die
dort vorgesehene Dauer hinaus). Erhalt der Dienst-
nehmer aufgrund o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften
vollen Entgeltersatz (einschlieBlich Sonderzahlungen)
entfallt insoweit der Anspruch gegen den Dienstgeber.

BILDUNGSKARENZ

Gemeinsame Erklarung der Kollektivvertragspartner zur Bildungskarenz

(8 11 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz)

fiir den Bereich der Fachverbdande der Globalrunde

Die Kollektivvertragspartner kommen U(berein, das
durch Gesetz eingefiihrte neue Instrument der Bil-
dungskarenz durch gemeinsame Empfehlungen zu
unterstitzen.

Die Einzelheiten der Bildungskarenz sollen betrieblich
durch Betriebsvereinbarung geregelt werden. Der Zu-
gang zu den MaBnahmen der Bildungskarenz soll in-
nerbetrieblich so geregelt werden, dass eine weitest
mdgliche Ubereinstimmung zwischen den Unterneh-
menszielen und einer entsprechenden im Betrieb um-
setzbaren Ausbildung mit dem Bildungs- und Qualifi-
kationsinteresse der Arbeithehmer erreicht wird.

In diesem Sinne sollen in erster Linie Karenzierungen
zur Ausbildung unterstitzt werden, bei denen auf-
grund der Ausbildungsinhalte und der Ausbildungszeit
eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass nach Be-
endigung der Ausbildung eine Verbesserung des Bil-
dungs- und Qualifikationsniveaus vorliegt.

Wien, am 19. Oktober 1998

Die Kollektivvertragspartner sind darin einig, die M6g-
lichkeiten der Bildungskarenz insbesondere bei Wie-
dereinstieg in eine berufliche Tatigkeit vorzusehen.
Bestehende Kindigungsschutzbestimmungen sollen
dabei auch wahrend der Bildungskarenz aufrecht er-
halten werden.

Der Arbeitgeber soll Antréage der Arbeitnehmer auf Bil-
dungskarenz genehmigen und eine entsprechende
Vereinbarung abschlieBen, wenn das betriebliche In-
teresse nicht nachteilig berthrt wird und aufgrund
der Ausbildung eine Gewahr dafur besteht, dass die
facheinschlagige Weiterbildung im Unternehmen ver-
wendbar ist.

In diesem Fall soll das Unternehmen nach einer zu
vereinbarenden Weiterverwendungszeit allfallig auf-
gelaufene Kosten flir Sozialversicherung und sonstige
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Bildungs-
karenz Ubernehmen. Unter diesen Voraussetzungen
soll die Karenzzeit auch bei Ansprichen, die sich nach
der Dienstzeit richten, angerechnet werden.

Sektion Industrie
der Wirtschaftskammer Osterreich

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
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AUS- UND WEITERBILDUNG

Gemeinsame Erklarung der Kollektivvertragspartner zu Aus- und Weiterbildung
fiir den Bereich der Fachverbande der Globalrunde

Die Kollektivvertragspartner betonen die Wichtigkeit
von Aus- und WeiterbildungsmaBnahmen der Betrie-
be und der Arbeitnehmer/innen. Sie empfehlen, Bil-
dungsinteressen der Arbeitnehmer/innen zu férdern
und betrieblich mdgliche Ricksicht zu nehmen. Sie
heben hervor, dass die diskriminierungsfreie Einbezie-

Wien, am 28. Oktober 2003

hung gerade von Frauen in Aus- und Weiterbildungs-
maBnahmen ein wichtiges gemeinsames Anliegen
ist. Ebenso wichtig ist es, durch rechtzeitige Weiter-
qualifizierung zur Verbesserung der Beschaftigungs-
fahigkeit alterer Arbeitnehmer/innen beizutragen.

Sparte Industrie
der Wirtschaftskammer Osterreich

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten

PAUSCHALENTLOHNUNGSVEREINBARUNGEN

Gemeinsame Erklarung der Kollektivvertragsparteien

zum Thema Pauschalentlohnungsvereinbarungen

(. All-in-Vereinbarungen”)

(1) Die Sozialpartner betrachten (,All-in-Vereinba-
rungen”) Pauschalentlohnungsvereinbarungen (All-
in-Vereinbarungen) prinzipiell als sinnvolles Element
der Vertragsgestaltung.

(2) Durch den Abschluss von Pauschalentlohnungs-
vereinbarungen (All-in-Vereinbarungen) dirfen ge-
setzliche oder kollektivvertragliche Anspriiche nicht
geschmalert werden.

Wien, am 18. Oktober 2002

(3) Bei Pauschalentlohnungsvereinbarungen (All-in-
Vereinbarungen) ist die tatsachlich erforderliche und
geleistete Mehrarbeit ausreichend zu bericksichtigen.
Uber den Gehalt hinaus gehende sonstige tiberkollek-
tivvertragliche Bezlige und eine allfallige Berlicksichti-
gung bei den Sonderzahlungen sind anrechenbar.

(4) Bei der Gesamtwirdigung der Umstande im Ein-
zelfall ist das AusmaB der faktischen Gestaltungsmdog-
lichkeit der Angestellten hinsichtlich der Lage und des
AusmaBes der Arbeitsleistung zu berlicksichtigen.

Fachverband der GieBereiindustrie
Fachverband der NE-Metallindustrie
Fachverband der Fahrzeugindustrie

Fachverband der Metallwarenindustrie
Fachverband der Maschinen- und Stahlbauindustrie

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten

Protokolle
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ERLAUTERUNGEN

ANMERKUNG 1 ZU § 5 ABS 6

Gesetzliche Feiertage:

Auszug aus dem Arbeitsruhegesetz 1983, BGBI
Nr 144/83, § 7 Abs 2 und 3.

§ 7 Abs 2: Als Feiertage im Sinne dieses Gesetzes gel-
ten folgende Tage:

1.Janner (Neujahr),

6.Janner (Heilige Drei Kénige),

Ostermontag,

1. Mai (Staatsfeiertag),

Christi Himmelfahrt,

Pfingstmontag,

Fronleichnam,

15. August (Maria Himmelfahrt),

26. Oktober (Nationalfeiertag),

1. November (Allerheiligen),

8. Dezember (Maria Empfangnis),

25. Dezember (Weihnachten),

26.Dezember (Stephanstag).

§ 7 Abs 3: Fir Angehorige der evangelischen Kirche
AB und HB, der altkatholischen Kirche und der Metho-
distenkirche ist auch der Karfreitag ein Feiertag. Be-
zahlter Ruhetag am Verséhnungstag flr Arbeitneh-
mer, die der israelitischen Glaubensgemeinschaft an-
gehoren. Auszug aus den Kollektivvertragen, abge-
schlossen zwischen der Bundeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft und dem Osterreichischen Gewerk-
schaftsbund vom 3. April 1952, 18. Februar 1953 und
30. April 1954:

Arbeitnehmer, die in Osterreich wohnhaft sind und ih-
re Zugehorigkeit zur israelitischen Glaubensgemein-
schaft nachweisen, werden vom Arbeitgeber am Ver-
s6hnungstag von der Arbeitsleistung freigestellt,
wenn sie dies von ihm spatestens eine Woche vorher
begehren.

ANMERKUNG 2ZU § 7

Auszug aus dem Angestelltengesetz vom 11.Mai
1921, BGBI Nr 292, § 8 Abs 3:

Der Angestellte behalt ferner den Anspruch auf das
Entgelt, wenn er durch andere wichtige, seine Person

betreffende Griinde ohne sein Verschulden wahrend
einer verhaltnismaBig kurzen Zeit an der Leistung sei-
ner Dienste verhindert wird.

ANMERKUNG 3 ZU § 10 ABS 4

Im Falle des Todes des Angestellten kdnnen die an-
spruchsberechtigten Erben zwischen derin § 10 Abs 1
bis 3 dieses Kollektivvertrages vorgesehenen Weiter-
zahlung des Gehaltes und der nach § 23 Abs 6 des An-
gestelltengesetzes beziehungsweise § 10 Abs 5 und 6
dieses Kollektivvertrages bestimmten Abfertigung
wahlen.

Nach dem Angestelltengesetz stehen den gesetzli-
chen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetz-
lich verpflichtet war, folgende Anspriche zu:

Nach einer ununterbrochenen Angestelltendienstzeit von

3 Dienstjahren ................ 1 Monatsentgelt,

5 Dienstjahren ................ 1 1/2 Monatsentgelte,
10 Dienstjahren ............... 2 Monatsentgelte,
15 Dienstjahren ............... 3 Monatsentgelte,
20 Dienstjahren ............... 4 1/2 Monatsentgelte,
25 Dienstjahren ............... 6 Monatsentgelte.

ANMERKUNG 4 ZU § 10a

(1) Haben Angestellte, die im gleichen Unternehmen
als ArbeiterInnen beschaftigt waren und in das Ange-
stelltenverhaltnis Ubernommen wurden, Anspruch auf
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auf die Angestelltenabfertigung nach MaBgabe der
nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Fur die Dauer der ArbeiterInnenvordienstzeit wird
der zeitliche Anspruch auf Abfertigung nach den Be-
stimmungen des jeweils bestehenden Arbeiterkollek-
tivvertrages ermittelt. Das heiBt, es wird ermittelt,
auf wie viele Wochen- oder Monatsléhne der/die Ar-
beiterIn Anspruch hat.

(3) Fur die Dauer der Angestelltentatigkeit wird der
zeitliche Anspruch auf Angestelltenabfertigung (Mo-
natsentgelte nach Angestelltendienstzeit laut Ange-
stelltengesetz) ermittelt.

(4) Die nach Ziffer 2 und 3 getrennt errechneten in
Wochen beziehungsweise Monaten ausgedrickten
Anspriiche werden addiert.

(5) Bei Berechnung der Arbeiterabfertigung gemaf
Ziffer 2 ist das letzte Monatsgehalt heranzuziehen.
Entgeltsteile, die Uiber das Monatsgehalt hinausgehen,
sind nur insofern heranzuziehen, als eine entspre-
chende Regelung im Arbeiterkollektivvertrag vorge-

ANMERKUNG

Berechnungsbeispiel fiir eine Abfertigung
Annahmen:

Dauer des gesamten Dienst-

verhaltnisses: ................. 16 Jahre

davon Vollzeit: ................ 14 Jahre

Teilzeit: ..oovviiiiii i 2 Jahre
Kollektivvertragliche Normal-

arbeitszeit: ...l 38,5 Stunden
Teilzeitbeschaftigung: ........ 20 Stunden pro Woche
Letztes Monatsgehalt: ........ € 726,73

1. Feststellung des gesamten Abfertigungsanspru-

ches:
6 Monatsentgelte

. Ermittlung der prozentualen Anteile von Voll- und
Teilzeit an der Gesamtdienstzeit:
14 Jahre = 87,5%
2 Jahre =12,5%

. Ubertragung der Anteile nach Pkt 2 auf die Anzahl
Abfertigungsmonate nach Pkt 1:
87,5% = 5,25 Monatsentgelte
12,5% = 0,75 Monatsentgelte

. Ermittlung der Monatsbasis flr Vollzeit durch Auf-
wertung des letzten Monatsgehaltes:

Erlduterungen

sehen ist. Im Ubrigen ist der Berechnung der Abferti-
gung das im letzten Monat des Angestelltendienstver-
haltnisses geblihrende Entgelt zugrunde zu legen.

(6) Der Anspruch an Abfertigung ist jedoch mit jenem
Anspruch nach oben begrenzt, den der Dienstnehmer
beanspruchen kdénnte, wenn er die gesamte Dienst-
zeit im Unternehmen als Angestellter zuriickgelegt
hatte. Die Bestimmungen der §§ 23 Abs 4 und 6 und
23a Abs 2 und 4 Angestelltengesetz sowie § 10 Abs 5
und 6 dieses Kollektivvertrages sind auf die Gesamt-
abfertigung im Sinne dieses Paragraphen anzuwen-
den.

(7) Eine Berlcksichtigung der ArbeiterInnenvor-
dienstzeiten entfallt, wenn der/die ArbeiterIn beim
Ubertritt in das Angestelltenverhéltnis abgefertigt
wurde.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht fur
Unternehmungen, bei denen glinstigere betriebliche
Regelungen bestehen oder in Zukunft abgeschlossen
werden.

5ZU § 12a ABS 3

€ 726,73 (fur 20 Stunden/Woche) : 20 x
38,5
= € 1.398,95 zuzlglich Sonderzahlungsanteile
= € 1.632,11

sowie der Monatsbasis flr Teilzeit:
€ 726,73 zuziglich Sonderzahlungsanteile
€ 847,85

. Zuordnung der jeweiligen Monatsbasis flr Voll-
und Teilzeit zur Anzahl der Abfertigungsmonate
nach Pkt 3:

€ 1.632,11 x 5,25
+ € 847,85 x0,75
= € 9.204,47

Sind regelmaBige Entgeltsbestandteile (zB Mehrleis-
tungsstunden) zu berlcksichtigen, ist wie bei einer
Abfertigung nach Vollbeschaftigung (Basis letztes Mo-
natsgehalt) vorzugehen.

MaBgeblich sind die Verhaltnisse vor der Beendigung
des Dienstverhaltnisses.

Wourde seinerzeit wegen der Umstellung auf Teilzeit ei-
ne relative Gehaltserhéhung (kein dem Teilzeitaus-
maB entsprechend aliquotiertes, sondern héheres Ge-
halt) vorgenommen, ware der seinerzeitige Erho-
hungsbetrag vom nach Pkt 4 aufgewerteten Monats-
gehalt (€ 1.398,95) abzuziehen.
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ANMERKUNG 7 ZU § 15 ABS 9

Das Muster fiir den Dienstzettel unter Ziffer 1 bertck-
sichtigt die erforderlichen Angaben gemaB § 2 Abs 2
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz  (AVRAG)
unbeschadet allfélliger weiterer im Einzelfall besteh-
ender arbeitsvertraglicher Vereinbarungen.

Anderungen in den im Dienstzettel festgehaltenen An-
gaben, soweit nicht auf Normen verwiesen wird, sind
unverzuglich, spatestens innerhalb eines Monats, mit-
zuteilen, woflr hinsichtlich Anderungen in Einstufung

oder Gehalt der bisherige kollektivvertragliche Dienst-
zettel gemaB § 15 Abs 9 RKV (Muster siehe Ziffer 2,
Seite 77) dienen kann.

Die Bestimmungen betreffend Dienstzettel in Kollek-
tivvertragen bleiben in ihrem jeweiligen Umfang un-
beriihrt. Im Ubrigen wird auf § 2 AVRAG verwiesen.
Wenn ein schriftlicher Dienstvertrag alle erforderli-
chen Angaben enthalt, entfallt der Anspruch auf Aus-
stellung eines Dienstzettels gemal AVRAG.

PROTOKOLLANMERKUNG ZU § 4 (4a) RKV VOM 5.11. 2008:

In einzelnen Betrieben, die in von den Kollektivver-
tragsparteien einvernehmlich bestimmten Geschafts-
feldern mit typischerweise mehrjahrigen, regelmagig
wiederkehrenden Konjunkturzyklen tatig sind, kann
ein mehr als einjahriger Durchrechnungszeitraum
vorgesehen werden, um zu erproben, ob damit Be-

schaftigung in Phasen geringerer Auslastung gesi-
chert werden kann. Eine solche Regelung kann nur
durch Betriebsvereinbarung getroffen werden und be-
darf zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustimmung der
Kollektivvertragsparteien. Gleiches gilt flir Betriebe
mit absehbaren Beschaftigungsproblemen.

PROTOKOLLANMERKUNG ZU § 4 (4b) RKV VOM 1. 6. 2016:

Bestehende Mdglichkeiten der Arbeitszeitgestaltung
aufgrund kollektivvertraglicher Bestimmungen des
§ 4 bleiben durch die Bestimmungen des § 4 (4b) un-
berihrt. Bestehende Zeitguthaben aus kollektivvert-
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ragskonformen Vereinbarungen kdénnen durch Be-
triebsvereinbarung (Vereinbarung mit der GPA-djp)
in das Zeitkontenmodell Gbertragen werden.

Erlduterungen






1) Muster fiir einen Dienstzettel gemaB § 2 AVRAG

DIENSTZETTEL

gemanB Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz fiir Angestellte

1. Arbeitgeber (Name und Anschrift):

2. ArbeitnehmerlIn:
o U= o o7 = Y geb.am: ...
N 1= ol )
3. Beginn des Dienstverhéltnisses:

Der erste Monat gilt als Probemonat iS § 19 Abs 2 AngG*

Das Dienstverhaltnis ist unbefristet / bDis ..ovviieiiiiiii i i e befristet.*
4. Fir die Kindigung des Dienstverhaltnisses gelten die Bestimmungen des Angestelltengesetzes bzw des

anzuwendenden Kollektivvertrages.*

[T Vo [To 18 T =) £ oA o= o0 0] TP

5. Gewohnlicher Arbeits(Einsatz)ort, erforderlichenfalls Hinweis auf wechselnde Arbeits(Einsatz)orte:

7. Einstufung gemaB Rahmenkollektivvertrag flir die Angestellten der Industrie, Gehaltsordnung flr
o = Industrie.

ST T ol at=1) ke g o F=Yo [ U] oL

Angerechnete Beschaftigungsgruppenjanre ... ..oooriii i e aa e e e e e e e eaees

8. Das tatsachliche monatliche Bruttogehalt* (Fixum)* betragt .........cccoiiiiiiiiiii e
Falligkeit der AUSZahlUNG: oo ittt s s e et e s s s e r e e e aaeenns

Allfallige sonstige Entgeltsbestandteile richten sich nach anzuwendenden Kollektivvertragen* / Betriebs-
vereinbarungen*® / aufgrund Vereinbarung™ ... i s
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9. Das AusmaB des jahrlichen Erholungsurlaubes richtet sich nach den Bestimmungen des Urlaubsgesetzes
idgF und nach allfallig anzuwendenden Bestimmungen des Nachtschwerarbeitsgesetzes bzw kollektivver-
traglichen Regelungen.Erganzende Regelungen: * ... oo iiiiiiiiiii it et aees

10. Die wochentliche Normalarbeitszeit richtet sich nach dem anzuwendenden Kollektivvertrag und betragt
.................... Stunden.*

Die wochentliche Arbeitszeit betragt .................... Stunden (Teilzeitbeschaftigung).*)

Fur das vorliegende Dienstverhaltnis gilt das Angestelltengesetz. Weiters gelten derzeit der Rahmenkol-
lektivvertrag fir Angestellte der Industrie idgF und die jeweils anzuwendenden (Zusatz)Kollektivvertrage
idgF flr die Angestelltender.................... Industrie.

11. Name und Anschrift der MitarbeitervorsorgeKasSe: .. uviiri ittt i it aeaaas

Weiters gelten nach MaBgabe ihres Geltungsbereiches die zwischen Betriebsinhaber/Unternehmensilei-
tung und den jeweils zustandigen Organen der gesetzlichen Arbeitnehmervertretung auf Betriebs- bzw
Unternehmensebene abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen iS des Arbeitsverfassungsgesetzes.

Diese sind gemaB Arbeitsverfassungsgesetzin ........c.ccoviiiviiiiiniinnnnnnn. zur Einsichtnahme aufgelegt.

Allfallige Unterschriften:

gebihrenfrei gem § 2 Abs 1 AVRAG

*) Nichtzutreffendes bitte streichen
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2) Muster fiir einen Dienstzettel gemai § 15 Abs 9 RKV

DIENSTZETTEL

GemaB § 15 Abs 9 des Rahmenkollektivvertrages flir Angestellte der Industrie werden Sie in die

[ST=TSTol aT= o [T o T [ U o] o1 eingereiht.
Aufgrund Ihrer Angestelltendienstzeiten werden Ihre Beschaftigungsgruppenjahre ab .................... gerech-
net.
Das Mindestgehalt betragt € ....................
Das Monatsbruttogehalt betragt € ....................

............................................................... = 0 0 T

gebihrenfrei gem § 2 Abs 1 AVRAG
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ERGANZENDER DIENSTZETTEL FUR TELEARBEIT

geman § 19a des Rahmenkollektivvertrages

Zwischen der Firma (ArDitgebar) ...t et
UNd Herrn/Frau (ArbDeitnenmar) ettt et

wird Telearbeit an einer auBerbetrieblichen Arbeitsstatte im Sinne des § 19 des Kollektivvertrages verein-
bart.

Ort der auBerbetrieblichen Arbeitsstatte: ....ooorii i e
Normalarbeitszeit
a) Die Lage der Normalarbeitszeit richtet sich nach der betrieblichen Normalarbeitszeit.

b) Abweichend von der betrieblichen Normalarbeitszeit wird folgende Lage der Normalarbeitszeit ver-
LT ] 0= [ o v

Anmerkung: Im Rahmen der Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes ist auch eine andere Verteilung
der Normalarbeitszeit mdglich. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bleiben aufrecht.

c) Abweichende Vereinbarung Uber die Erbringung der Normalarbeitszeit: ..........coovviiiiiiiiiinnnn

Anmerkung: Selbstbestimmte Normalarbeitszeit kann vereinbart werden, wenn der tdgliche Rahmen
der Normalarbeitszeit, die Dauer und das HéchstausmaB von Ubertragungsmdéglichkeiten und die
Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeitszeit geregelt sind, und im Ubrigen die arbeitszeitgesetzli-
chen Bestimmungen eingehalten werden.

d) Die Normalarbeitszeit wird wie folgt zwischen betrieblicher und auBerbetrieblicher Arbeitszeit aufge-
teilt.

Mehrarbeit:
Uberstunden und Mehrarbeit an der auBerbetrieblichen Arbeitsstitte werden nur vergitet, wenn sie aus-
dricklich angeordnet werden.

Arbeitszeitaufzeichnungen:

Alle geleisteten Arbeitszeiten sind vom Arbeitnehmer aufzuzeichnen, soweit die Arbeitszeit vom Arbeit-
nehmer bestimmt wird. Privat bedingte Unterbrechungen der Arbeitszeit sind dabei festzuhalten. Der Ar-
beitnehmer hat die Aufzeichnungen unmittelbar nach dem Monatsletzten vorzulegen.

Folgende Tatigkeiten werden in Telearbeit verrichtet: .......ooooiii i e

Folgende flr die Arbeitsleistung notwendige dem ergonomischen und sicherheitstechnischen Standard
entsprechende Arbeitsmittel werden vom Arbeitgeber flir die Zeit der Tatigkeit an der auBerbetrieblichen
Arbeitsstatte zur Verflgung gestellt: ... e

Diese Arbeitsmittel werden vom Arbeitgeber installiert und gewartet.
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Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, diese Arbeitsmittel nur im Rahmen der vereinbarten Telearbeit zu be-
nutzen und die Benlitzung durch Dritte auszuschlieBen.

Die zur Verfligung gestellten Arbeitsmittel sind bei Beendigung der Telearbeit bzw iber Aufforderung des
Arbeitgebers dem Arbeitgeber unverziglich zurtickzustellen bzw ihm zu ermdglichen, die Arbeitsmittel zu
Ubernehmen.

5. Aufwandserstattung:

a) Folgende durch die auBerbetriebliche Arbeitsstatte erforderlichen Aufwendungen werden dem Ange-
stellten erstattet:

6. Haftung:
Der Angestellte ist verpflichtet, die zur Verfligung gestellten Arbeitsmittel so zu verwahren, dass eine Be-
schadigung durch Dritte mdéglichst ausgeschlossen ist.
Auf den Schutz von Daten und Informationen ist in gleicher Weise zu achten und zu sorgen, wie dies flr
den Betrieb vorgesehen ist. Vertrauliche Daten, Informationen und Passwdrter sind so zu schiitzen, dass
Dritte keine Einsicht und keinen Zugriff nehmen kénnen.
Fur Schaden, die der Arbeithehmer dem Arbeitgeber im Zusammenhang mit dem Betrieb der auBerbe-
trieblichen Arbeitsstatte zufligt, haftet er nach den Bestimmungen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes.
Dies gilt auch flir die im gemeinsamen Haushalt mit dem Arbeitnehmer lebenden Personen.

7. Kontakt zum Betrieb:
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Telearbeitnehmern hinsichtlich Aus- und Weiterbildungsangebot die
betrieblichen Informationen zukommen zu lassen. Der Arbeitgeber ist darliber hinaus verpflichtet, die Ar-
beithehmer an einem vorhandenen, gemeinsamen betrieblichen Informationssystem teilnehmen zu las-
sen.

8. Beendigungsmdoglichkeit der Telearbeit (gilt nurin Fallen, in denen die Telearbeit wahrend eines auf-
rechten Angestelltenverhaltnisses im Betrieb vereinbart wird und der Arbeitnehmer die Raumlichkeit flir
die auBerbetriebliche Arbeitsstatte zur Verfligung stellt):

Die Telearbeit kann bei Weiterbestand des Dienstverhaltnisses von beiden Seiten unter Einhaltung einer
dreimonatigen Anklindigungsfrist eingestellt werden. Aus wichtigen Griinden, wie Verlust der Wohnung
vor diesem Zeitpunkt, verkirzt sich die Ankiindigungsfrist entsprechend.

9. Yo TS u e [SINY £ o =T oY o =T g o =T o

ANMERKUNGEN: Ein Dienstzettel ist nur insoweit notwendig, als die obigen Gegenstdnde nicht durch Betriebsvereinba-
rung geregelt sind. Der Dienstzettel kann daher (berhaupt entfallen oder entsprechend verklirzt werden.
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EMPFEHLUNG BETREFFEND BILDSCHIRMARBEIT

(1) Bildschirmarbeitsplatze sind Arbeitsplatze, bei
denen das Bildschirmgerat und die Dateneingabetas-
tatur sowie gegebenenfalls ein Informationstrager ei-
ne funktionelle Einheit bilden und bei denen die Arbeit
mit dem Bildschirmgerat und die Arbeitszeit am Bild-
schirmgerat bestimmend flir die gesamte Tatigkeit
sind.

(2) Bildschirmarbeitsplatze sollen - soweit es die
sonstigen Verhaltnisse gestatten — nach arbeitswis-

Wien, am 19. Oktober 1989

senschaftlichen und arbeitsmedizinischen Erkenntnis-
sen eingerichtet werden.

(3) Organisation und Arbeitsablauf sollen so gestaltet
werden, dass langere ununterbrochene Arbeitspha-
sen am Bildschirm vermieden werden. Sollte dies
nicht moglich sein, sollen kurze Unterbrechungen
der Arbeit am Bildschirmgerat zur Entspannung der
Kdérperhaltung und der Augen ermdglicht werden.

Sektion Industrie der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

EMPFEHLUNG BETREFFEND FRUHWARNSYSTEM (§ 45a AMFG)

Die Kollektivvertragsparteien empfehlen eine mog-
lichst rechtzeitige Vorgangsweise im Sinne des § 45a
AMFG (gesetzliche Mindestmeldefrist 30 Tage) zur Un-

Wien, am 16. Oktober 1999

terstitzung der zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit
vorgesehenen MaBnahmen.

Sektion Industrie der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
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ANHANG |

KOLLEKTIVVERTRAG

fiir Angestellte der Industrie
ERWEITERTE OFFNUNGSZEITEN - LADENSCHLUSS
Giiltig ab 1. November 1991 (idF vom 4. November 2004)

KOLLEKTIVVERTRAG

betreffend Arbeitsleistungen im Rahmen der Regelung der Offnungszeiten
gemanB dem Bundesgesetz, BGBI Nr I 48/2003,

abgeschlossen zwischen der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, Sektion Industrie, ei-
nerseits und dem Osterreichischen Gewerk-

schaftsbund, Gewerkschaft der Privatangestell-
ten, Sektion Industrie und Gewerbe, anderer-
seits.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Der Kollektivvertrag gilt

rdaumlich: fir alle Bundeslander der Republik Oster-
reich;

fachlich: fur alle Mitgliedsfirmen, die einem Fachver-
band der Industrie angehoren, soweit sie einem flr
den Bereich der Industrie geltenden Rahmenkollektiv-
vertrag oder Kollektivvertrag angehéren;

personlich: fir alle dem Angestelltengesetz unterlie-
genden Dienstnehmer und fir Lehrlinge, soweit sie
dem personlichen Geltungsbereich eines im Bereich
der Industrie geltenden Rahmenkollektivvertrages
oder Kollektivvertrages angehdéren.

(2) Dieser Kollektivvertrag gilt flir Arbeitsleistungen
im Rahmen der Regelung der Offnungszeiten gemaB
dem Bundesgesetz, BGBI Nr I 48/2003, zur Beratung
und Betreuung der Kunden, im Warenverkauf und flr
die Tatigkeiten, die mit diesem im unmittelbaren Zu-
sammenhang stehen oder ohne die diese nicht durch-
fihrbar waren sowie flr sonstige Arbeitsleistungen,
die vom Arbeitgeber im Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme der erweiterten Offnungszeiten ver-
langt werden.

§ 2 Arbeitsleistung im Rahmen der Normalarbeitszeit und als Mehrarbeit

(1) Fur Normalarbeitsstunden (innerhalb der jeweils
geltenden wochentlichen Normalarbeitszeit) und flr
Mehrarbeitsstunden im Sinne des Absatzes 4, die an
Werktagen von Montag bis Freitag zwischen 18.30
und 21.00 Uhr und am Samstag zwischen 13.00 und
18.00 Uhr geleistet werden, wird eine Zeitgutschrift
oder Bezahlung gewahrt. Die Art der Abgeltung (Zeit-
gutschrift oder Bezahlung) ist zu vereinbaren. Kommt
eine solche Vereinbarung nicht zustande, besteht An-
spruch auf Bezahlung.

(Abs 1 idF ab 1. November 2004)

KV Offnungszeiten

(2) Die Zeitgutschrift im Sinne des Abs 1 betragt fir
Arbeitsleistungen

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und

20.00 UNF i 70 %
b) von Montag bis Freitag ab 20.00 Uhr ...... 100 %
c) am Samstag zwischen 13.00 und

18.00 Uhr cvvri i 50 %

der in diesen Zeitraumen tatsachlich geleisteten Nor-
malarbeitsstunden bzw Mehrarbeitsstunden.
(Lit c idF ab 1. November 2004)
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(3) Die Bezahlung im Sinne des Abs 1 betragt flr Ar-
beitsleistungen

a) von Montag bis Freitag zwischen 18.30 und

20.00 URr o 70 %
b) von Montag bis Freitag ab 20.00 Uhr ...... 100 %
c) am Samstag zwischen 13.00 und

18.00 Uhr vt i 50 %

(Lit c idF ab 1. November 2004)

des normalen Stundenlohnes (auszugehen ist vom fir
den jeweiligen Fachverband geltenden Teiler des Mo-
natsgehaltes fur die Vergltung einer Normalstunde).

(4) Soweit in den einzelnen Fachverbanden Sonder-
bestimmungen Gber das AusmaB der Verklirzung der
wochentlichen Normalarbeitszeit (Mehrarbeit) beste-
hen oder weiterhin in Kraft treten, gelten diese Be-
stimmungen fur Arbeitsleistungen im Rahmen der Ab-
satze 1 bis 3, die die tagliche oder jeweils geltende wo-
chentliche Normalarbeitszeit Uberschreiten, unbe-
schadet der zusatzlichen Abgeltung der Absatze 2
oder 3 mit der MaBBgabe, dass eine allfallig vorgesehe-
ne Uber die Grundverglitung hinausgehende Abgel-
tung auf die zusatzliche Abgeltung der Absatze 2 oder
3 voll anzurechnen ist.

§ 3 Arbeitsleistung als Uberstunde

Fur Uberstunden, die in den in § 2 genannten Zeitréu-
men geleistet werden, gelten die Bestimmungen flr
Uberstunden in der fiir den jeweiligen Fachverband

geltenden Fassung. Der Uberstundenzuschlag betragt
75 %, fr Arbeitsleistungen von Montag bis Freitag ab
20.00 Uhr 100 %.

§ 4 Allgemeine Bestimmungen

(1) Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw Bezahlung im
Sinne dieses Kollektivvertrages steht fiir jene Arbeits-
leistungen nicht zu, die im zeitlichen Rahmen der vor
dem 1.September 1988 - aufgrund des Laden-
schlussgesetzes oder einer auf dieses Bundesgesetz
gestlitzten Verordnung - geltenden Offenhaltemdg-
lichkeiten erbracht werden.

Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw Bezahlung im
Sinne dieses Kollektivvertrages steht fiir Arbeitsleis-
tungen dann und insoweit zu, als diese im Rahmen
von Offnungszeiten erbracht werden, die die vor
dem Stichtag 1. September 1988 geltenden Offenhal-
temdglichkeiten Uberschreiten.

(2) Wird mit Verordnung des Landeshauptmannes an
Werktagen (Montag bis Freitag) die Offnungszeit tiber
20 Uhr hinaus ermdglicht, steht der Anspruch auf Zeit-
gutschrift gem § 2 Abs 2 lit b) bzw Bezahlung gem § 2
Abs 3 lit b) zu, sofern die Regelung jener Verordnung
entspricht, die aufgrund des Art I Z 4 des Bundesge-
setzes, BGBI Nr 397/1991 (§ 6 Abs 3) bis zum In-
Kraft-Treten des OZG 2003 in Geltung war.

(3) Ist flr Arbeitsleistungen eine Vergltung in Form
von Zeitgutschrift vereinbart, so ist dem Arbeitneh-
mer auf Verlangen der Verbrauch der Zeitgutschrift
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zusammenhangend in Form von halben Tagen (bis
13.00 Uhr bzw ab 13.00 Uhr) zu gewahren.

Diese Zeitgutschriften kdnnen auch, wenn in Verbin-
dung mit Samstagarbeit freie Halbtage gegeben wer-
den, in Verbindung mit diesen bis zu ganzen Tagen
verbraucht werden.

(4) Die in diesem Kollektivvertrag vorgesehenen An-
spriiche auf Zeitgutschrift verfallen nicht.

Sind bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses Zeitgut-
schriften nicht verbraucht, sind sie im Verhaltnis 1:1
zu bezahlen.

(5) Die Beschaftigung von Arbeitnehmern im Rahmen
der §8 2 und 3 ist nur dann und insoweit zulassig, als
bericksichtigungswiurdige Interessen des Arbeitneh-
mers — wie beispielsweise die Versorgung von Kindern
und Eltern, zumutbare Heimfahrtsmaoglichkeiten, die
Teilnahme an Schul- und Weiterbildungsveranstaltun-
gen - dieser Arbeitsleistung nicht entgegenstehen.

(6) Lehrlinge vor den letzten 12 Monaten ihrer Lehr-
zeit durfen zur Arbeitsleistung im Rahmen der §§ 2

und 3 nicht herangezogen werden.

(7) Insbesondere sind das AZG, ARG und KJBG zu be-
achten.

KV Offnungszeiten



§ 5 Arbeitszeit

In jenen Fachverbanden, in denen zum Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens dieses Kollektivvertrages eine kirze-
re wochentliche Normalarbeitszeit als 40 Stunden gilt
oder weiterhin in Geltung tritt, kann vorbehaltlich ei-
ner weitergehenden Regelung auf Fachverbandsebe-
ne die wochentliche Normalarbeitszeit des Personals
von Verkaufsstellen im Sinne des Offnungszeitenge-
setzes in den einzelnen Wochen eines Zeitraumes
von 13 Wochen bis zu 44 Stunden ausgedehnt wer-
den, wenn innerhalb dieses Durchrechnungszeitrau-

mes die wochentliche Normalarbeitszeit die in den
einzelnen Fachverbanden geltende wéchentliche Nor-
malarbeitszeit im Durchschnitt nicht Uberschreitet.
Diese Regelung gilt fiir jene Fachverbande, in denen
die Verklrzung der wochentlichen Normalarbeitszeit
auf weniger als 40 Stunden nach In-Kraft-Treten die-
ses Kollektivvertrages in Geltung tritt, ab dem Gel-
tungsbeginn der kirzeren wéchentlichen Normalar-
beitszeit.

§ 6 Geltungsbeginn

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. November 1991 in Kraft.

Wien, am 31. Oktober 1991

Der Prdsident:
Abg z NR

Ing. Leopold Maderthaner

Der Obmann:

Dkfm. R. Engelbert Wenckheim

Die Vorsitzende:

Eleonora Hostasch

Der Vorsitzende:

Erwin Reichhardt

BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

SEKTION INDUSTRIE DER BUNDESKAMMER
DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
SEKTION INDUSTRIE UND GEWERBE

Der Generalsekretdr:

DDr. Karl Kehrer

Der Syndikus:

Dr. Friedrich Placek

Der Zentralsekretar:

Hans Sallmutter

Der leitende Sektionssekretdr:

Ing. Walter Laichmann

KV Offnungszeiten
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ZUSATZ-
KOLLEKTIVVERTRAGE

zZum

KOLLEKTIVVERTRAG

fir Angestellte der Gas- und
Wadrmeversorgungsunternehmungen



ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG

uiiber die Verrechnung von Kilometergeld fiir Personenkraftwagen.

Abgeschlossen zwischen der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft, Sektion Industrie, fiir den
Fachverband der

Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

einerseits und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Industrie und Gewerbe

andererseits.

§ 1 Geltungsbereich

Der Kollektivvertrag gilt:

a) raumlich:
fur alle Bundeslénder der Republik Osterreich;

b) fachlich:

fur alle Mitgliedsfirmen des obigen Fachverbandes.
Far Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch anderen als
den vertragschlieBenden Fachverbanden angehdren,
ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehorigkeit einver-
nehmlich zwischen den beteiligten Fachverbanden

und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion
Industrie und Gewerbe, festzustellen. Bei dieser Fest-
stellung ist davon auszugehen, welcher Produktions-
zweig Uberwiegend ausgeiibt wird;

c) personlich:

fur alle dem Rahmenkollektivvertrag flir Angestellte
der Industrie in seiner jeweiligen Fassung unterlie-
genden Dienstnehmer.

§ 2 Kilometergeld

(1) Wird einem Angestellten die Verrechnung einer
Aufwandsentschadigung (Fahrtkostenentschadigung)
flr eine ihm freigestellte Verwendung seines Privat-
Pkw flr Dienstreisen im Sinne der Zusatzkollektivver-
trage fir Inlandsdienstreisen bzw des Kollektivvertra-
ges fur die Erddlindustrie genehmigt, richtet sich die
Bezahlung dieser Aufwandsentschadigung nach den
Bestimmungen dieses Kollektivvertrages. Ein derarti-
ger Anspruch ensteht nur dann, wenn die Genehmi-
gung zur Verrechnung einer Aufwandsentschadigung
im Sinne dieses Kollektivvertrages vor Antritt der
Dienstreise, tunlichst schriftlich, erteilt wird.

Sofern in diesem Kollektivvertrag nicht anderes be-
stimmt ist, wird als Aufwandsentschadigung ein Kilo-
metergeld gewahrt.

(2) Das Kilometergeld dient zur Abdeckung des durch
die Haltung des Kraftfahrzeuges und die Benltzung
entstehenden Aufwandes. Uber das Kilometergeld hi-
naus besteht keinerlei Anspruch gegen den Dienstge-
ber aus einer Benutzung des Pkw im Sinne des Abs 1.

ZKV Kilometergeld

(3) Die H6he des Kilometergeldes bestimmt sich ab
1. November 2005 wie folgt:

bis 15.000 KM ..cvviiiiii i i £0376
darliber ..o e £0,354

Das Kilometergeld betragt jedoch ab 1. Juli 2008 bis
einschlieBlich 31.Dezember 2009 (It BGBI 86/2008
vom 26.6. 2008):

bis 15.000 KM .evviiiiiiiiiiie s €0,420
darlber ..o €0,395
(Werte gliltig ab 1. Juli 2008)

Diese Satze gelten auch Gberden 31.12. 2009 hinaus,
soferne die Reisegeblhrenvorschrift weiterhin ein Ki-
lometergeld von 42 Cent vorsieht und entsprechend
der darin vorgesehenen Geltungsdauer.

Das niedrigere Kilometergeld im Sinne obiger Tabelle
gebiihrt jeweils ab dem Uberschreiten der angefiihr-
ten Kilometergrenzen. Wenn das innerbetriebliche
Geschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, kann das
Geschaftsjahr an Stelle des Kalenderjahres fir die Be-
rechnung des Kilometergeldes herangezogen werden.
Daruber hinaus kénnen innerbetrieblich auch andere
Jahreszeitraume, zum Beispiel ab Eintritt des Ange-
stellten, vereinbart werden.
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Wird ein Teil des Aufwandes direkt durch den Dienst-
geber getragen (zum Beispiel Treibstoff, Versiche-
rung, Reparatur), ist das Kilometergeld entsprechend
zu verringern. Bei der Verringerung ist auf einen von
den Kraftfahrervereinigungen veroffentlichten Vertei-
lungsschlissel Riicksicht zu nehmen.

(4) Diese Regelung gilt fir Personenkraftwagen unter
den zur Zeit des Abschlusses dieses Kollektivvertra-
ges gegebenen technischen Voraussetzungen. Fur
Neukonstruktionen (zum Beispiel Kreiskolbenmotor)
gilt dieser Kollektivvertrag nicht, bei Verwendung der-
artiger Wagentypen muss bei einer Fahrt gemaf Abs 1

eine Vereinbarung Uber den Aufwandsersatz getroffen
werden. Soweit fir den Bundesdienst Regelungen
vorhanden sind, sind diese mit den Einschrankungen
dieses Kollektivvertrages, insbesondere des Abs 3,
sinngemal anzuwenden.

(5) Aus der Genehmigung der Verrechnung von Kilo-
metergeld im Sinne des § 2 Abs 1 kann kein dienstli-
cher Auftrag zur Verwendung des Pkw abgeleitet wer-
den. Die Kilometergeldverrechnung im Sinne dieses
Kollektivvertrages bedingt daher keinerlei Haftung
des Dienstgebers flir Schaden, die aus der Benlitzung
des Pkw durch den Angestellten entstehen.

§ 3 Rechnungslegung und Nachweis der Kilometergelder

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in
Form einer Aufzeichnung lber die gefahrenen Kilome-
ter zu erfolgen. Uber Aufforderung des Dienstgebers
hat der Angestellte diese Abrechnung entweder nach
jeder Fahrt oder in bestimmten Zeitabstanden (zum
Beispiel Monat) zu erstellen. Uber die gefahrenen Kilo-
meter im Sinne des § 2 Abs 1 ist ein Fahrtenbuch zu

fihren, das Uber Aufforderung, jedenfalls aber am En-
de des Kalender- oder Geschaftsjahres bzw beim Aus-
scheiden des Dienstnehmers vor Ablauf des Kalender-
oder Geschaftsjahres zur Abrechnung zu Ubergeben
ist. Die Fihrung eines Nachweises kann der Dienstge-
ber auch verlangen, wenn eine Pauschalregelung mit
dem Angestellten vereinbart wurde.

§ 4 Verfall der Anspriiche

Der Angestellte hat die Rechnungslegung spatestens
einen Monat nach dem Zeitpunkt der vereinbarten
oder aufgetragenen Vorlage durchzufithren. Der An-
spruch auf die Entschadigung im Sinne dieses Kollek-
tivvertrages verfallt, wenn die Rechnungslegung nicht

innerhalb von 6 Monaten nach der vereinbarten oder
aufgetragenen Vorlage erfolgt. Die Verlangerung der
Frist auf 6 Monate gilt fur Anspriiche, die nach dem
31.10. 2006 fallig bzw bekannt werden.

(§ 4 idF 1. November 2006)

§ 5 Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen, betriebliche Regelungen

und Gunstigkeitsklausel

(1) Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages gel-
ten nicht fir Angestellte, die aufgrund ihrer Dienstver-
wendung mit Privat-Pkw reisen (zum Beispiel Vertre-
ter), und mit denen eine andere Vereinbarung Uber
den Aufwandsersatz getroffen wurde bzw wird.

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem
gesamten Umfang als Betriebsvereinbarungen auf-
recht und treten an Stelle dieses Kollektivvertrages,
wenn binnen zwei Monaten nach In-Kraft-Treten die-
ses Kollektivvertrages die Firmenleitung und der Be-
triebsrat einvernehmlich die Weitergeltung der Rege-
lung festlegen. Kommt keine Einigung zustande, gilt
Abs 3. Regelungen im Sinne dieses Absatzes haben
schriftlich zu erfolgen.
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(3) Bestehende, flir die Angestellten giinstigere Ver-
einbarungen, Betriebsvereinbarungen und Regelun-
gen bleiben aufrecht und kénnen auch in Hinkunft ab-
geschlossen werden. Diese Glinstigkeitsklausel ist so
anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als
Ganzes auf ihre Glinstigkeit geprift wird, ein Heraus-
greifen einzelner Teile der einen oder anderen Rege-
lung unter Berufung auf diese Glinstigkeitsklausel ist
nicht gestattet. Die betriebliche Regelung ist jeden-
falls dann als gunstiger anzusehen, wenn die Rege-
lung nach Hubraum und Kilometergrenze fir die
Mehrzahl der mit Fahrten gemaB § 2 Abs 1 befassten
Angestellten glnstiger ist.
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§ 6 Schlichtungsverfahren

Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten tUber
die Anwendung der Glinstigkeitsklausel gemaB § 5
hat sich vor Anrufung des Einigungsamtes*) ein pari-
tatisch aus je drei Vertretern der vertragschlieBenden
Organisationen zusammengesetzter Ausschuss zu

befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus dem Kreis
der an den Verhandlungen Ulber diesen Kollektivver-
trag Beteiligten zu entnehmen sind.

*) Richtig: Arbeits- und Sozialgerichtes

§ 7 Geltungsbeginn und Geltungsdauer

(1) Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt ab dem 1. No-
vember 1983 in Kraft.

(2) Der Zusatzkollektivvertrag kann von beiden ver-
tragschlieBenden Parteien unter Einhaltung einer drei-

Wien, am 7. November 1983

monatigen Kindigungsfrist zu jedem Monatsletzten
mittels eingeschriebenen Briefes geklindigt werden.

(3) Wahrend der Kiindigungsfrist sollen Verhandlun-
gen wegen Erneuerung bzw Abanderung dieses Zu-
satzkollektivvertrages gefuhrt werden.

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
Sektion Industrie der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

ZKV Kilometergeld
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ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft,
und zwar zwischen dem Fachverband der

Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

einerseits

und dem

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Industrie und Gewerbe,

andererseits

iiber Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen

ARTIKEL | GELTUNGSBEREICH

Der Zusatzkollektivvertrag gilt

a) raumlich:
fur alle Bundeslénder der Republik Osterreich;

b) fachlich:

fir alle Mitgliedsfirmen des obigen Fachverbandes.
Flr Mitgliedsfirmen, die gleichzeitig auch anderen als
den vertragschlieBenden Fachverbanden angehoren,
ist in Zweifelsfallen die Vertragszugehorigkeit einver-
nehmlich zwischen den beteiligten Fachverbanden

und der Gewerkschaft der Privatangestellten, Sektion
Industrie und Gewerbe, festzustellen. Bei dieser Fest-
stellung ist davon auszugehen, welcher Produktions-
zweig Uberwiegend ausgeiibt wird;

c) personlich:

fur alle dem Rahmenkollektivvertrag flir Angestellte
der Industrie in seiner jeweiligen Fassung unterlie-
genden Dienstnehmer, soweit es sich um Angestellte
im Sinne des Artikels II, § 1, handelt.

ARTIKEL Il SEG-ZULAGEN

§ 1 Anspruchsberechtigung

Anspruchsberechtigt sind Angestellte im Sinne des
§ 17 des Rahmenkollektivvertrages (Meister, Steiger
bzw Aufseher), weiters technische Angestellte in Pro-
duktionsanlagen, Werkstatten, auf Montagestellen fir
industrielle, gewerbliche und bauliche Anlagen sowie
in Laboratorien und Prifanstalten, die regelmaBig
mehr als 1/3 ihrer monatlichen Normalarbeitszeit in
diesen Bereichen tatig sind, soweit der Arbeitgeber

des Angestellten gemaB dem fir sein Unternehmen
(seinen Betrieb) geltenden Arbeiterkollektivvertrag
seinen Arbeitern bei Beschaftigung in diesen Berei-
chen SEG-Zulagen zu bezahlen hat bzw hatte.

[(gilt ab 1. M&rz 1988. (In der Fassung des KV vom 20. Ok-
tober 1987; siehe die Einfihrungsbestimmungen zum KV
vom 20. Oktober 1987 auf Seite 92.)]

§ 2 Definition

(1) Schmutzzulage:

Flr Arbeiten, die im Vergleich zu den allgemein (bli-
chen Arbeitsbedingungen eine auBerordentliche Ver-
schmutzung von Koérper und Bekleidung des Ange-
stellten zwangslaufig bewirken, geblhrt eine
Schmutzzulage.
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(2) Erschwerniszulage:

Flr Arbeiten, die im Vergleich zu den allgemein Gbli-
chen Arbeitsbedingungen eine auBerordentliche Er-
schwernis mit sich bringen, gebuhrt eine Erschwernis-
zulage.

ZKV SEG-Zulagen



(3) Gefahrenzulage:

Flr Arbeiten, die infolge schadlicher Einwirkung von
gesundheitsgefahrdenden Stoffen oder Strahlen, von
Hitze, Kalte oder Nasse, von Gasen, Dampfen, Sau-
ren, Laugen, Staub oder Erschitterungen oder infolge

einer Sturz- oder anderen Gefahr zwangslaufig eine
Gefahrdung von Leben, Gesundheit oder kérperlicher
Sicherheit des Angestellten mit sich bringen, gebtlhrt
eine Gefahrenzulage.

§ 3 Hohe der Zulagen

(1) Fur die Feststellung der allgemein Ublichen Ar-
beitsbedingungen (im Sinne des § 2) sind die allge-
mein Ublichen Arbeitsbedingungen der Arbeiter he-
ranzuziehen. Die Zulagen gebihren nur flr arbeitsbe-
dingte Belastungen und werden, soweit die Ubrigen
Bestimmungen dieses Zusatzkollektivvertrages einen
Zulagenanspruch begrinden, nur fir jene Arbeitszei-
ten bezahlt, in denen die entsprechenden Arbeiten ge-
leistet werden.

(2) Die Zulagen gebihren Uberdies nur, wenn die Ar-
beit unter Belastung im Sinne des § 2 am Arbeitstag
langer als zwei Stunden andauert.

(3) Soweit aufgrund der vorangegangenen Bestim-
mungen ein Anspruch auf eine Zulage besteht, ge-
bihrt eine Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzula-
ge in der Mindesthdhe, wie sie kollektivvertraglich fir
die Arbeiter vorgesehen ist.

(4) Die H6he der Zulage richtet sich nach der bei glei-
cher Belastung im Betrieb geltenden Arbeiterrege-
lung, sofern diese die Mindesthéhe nach Abs 3 er-
reicht. Ist der Grad der Belastung des Angestellten ge-
ringer als die des Arbeiters unter der gleichen Belas-

tungsart, entsteht nur ein entsprechend verringerter
bzw wenn die Verringerung des Belastungsgrades ei-
nen Zulagenwert ergibt, der unter der kollektivver-
traglichen Mindesthdhe lage, Uberhaupt kein An-
spruch.

(5) Ist die Zulage fur die Arbeiter nicht in festen Be-
tragen erstellt (sondern zum Beispiel in Prozenten
vom Lohn), haben die Angestellten einen Anspruch
in der Hohe der in feste Betrage (Euro und Cent) um-
gerechneten Arbeiterregelung, wobei die vorstehen-
den Bestimmungen sinngemdaB anzuwenden sind.
Diese Umrechnung ist so vorzunehmen, dass die
durchschnittliche Zulagenhéhe der unter der gleichen
Belastung arbeitenden Arbeitergruppe flr jede Belas-
tungsart festgestellt wird. Der so ermittelte Durch-
schnitt bildet die Zulage flir die Angestellten, die unter
der gleichen Belastung arbeiten.

(6) Uber den Personenkreis der Anspruchsberechtig-
ten, Uber die Zeitdauer und den Grad der Belastung
sowie Uber die Art der Umrechnung im Sinne des Abs 5
kdénnen Betriebsvereinbarungen abgeschlossen wer-
den.

§ 4 Pauschale

(1) Die Abgeltung der Belastung im Sinne des § 2
kann in Form einer Pauschalierung vorgenommen
werden.

Bei dieser Pauschalierung ist von den regelmaBigen
oderin regelmaBigen Abstanden wiederkehrenden Ar-
beitsbelastungen auszugehen. Zur erstmaligen Fest-
stellung des Pauschales ist eine Belastungsbeurtei-
lung vorzunehmen, flr die hilfsweise die durchschnitt-
liche Belastung bzw der durchschnittliche Zulagenver-
dienst des letzten Jahres vor Festsetzung des Pau-
schales heranzuziehen ist. Bei wesentlichen und dau-
ernden Anderungen der Belastung wahrend dieses
Zeitraumes, etwa aufgrund einer neuen Verwendung,
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ist der Zeitraum ab dieser Veranderung zu berticksich-
tigen.

(2) Das Pauschale ist neu zu errechnen, wenn sich die
regelmaBige Belastung a@ndert, es sei denn, bei Be-
rechnung des Pauschales wurde von vornherein auf
die am betreffenden Arbeitsplatz bestehenden unter-
schiedlichen Belastungen Bedacht genommen. Fallt
die Belastung nicht nur voribergehend weg, entfallt
das Pauschale.

(3) Innerbetrieblich kénnen fir die Durchrechnung
andere Durchrechnungszeitraume, etwa drei Kalen-
dermonate vereinbart werden.
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§ 5 Arbeitsplatzbewertung

(1) Die 8§ 1 bis 4 kommen nicht zur Anwendung,
wenn im Betrieb flir die Angestellten ein Arbeitsplatz-
bewertungssystem besteht, in dem die Belastungen
im Sinne des § 2 bereits abgegolten sind.

(2) Besteht nur bei den Arbeitern ein Arbeitsplatzbe-
wertungssystem, in dem die Belastung fir SEG be-

rtcksichtigt ist, kann durch Betriebsvereinbarung die
Ubertragung der aufgrund des Bewertungssystems
ermittelten Geldsatze fir SEG auf die Angestellten
vereinbart werden. Liegt keine derartige Betriebsver-
einbarung vor, ist die Zulagenhéhe der Angestellten
im Sinne dieses Zusatzkollektivvertrages zu ermit-
teln.

§ 6 Geltendmachung

Die Angestellten haben ihren Anspruch aufgrund einer
Zeitaufstellung geltend zu machen bzw nachzuwei-
sen, aus der die Art der Belastung und die genaue
Zeitdauer hervorgehen muss. Der Anspruch verfallt,
wenn er nicht binnen 6 Monaten nach Beendigung
des Monats, in dem die Belastung eingetreten ist, in

Form einer Zeitaufstellung nachgewiesen wird. Die
Verlangerung der Frist auf 6 Monate gilt flr Anspri-
che, die nach dem 31.10. 2006 fallig bzw bekannt
werden.

(§ 6 idF 1. November 2006)

§ 7 Paritdtischer Ausschuss

Kommt es aus diesem Zusatzkollektivvertrag zu Strei-
tigkeiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, ist vor
Anrufung des Einigungsamtes oder Arbeitsgerichtes*)
ein paritatischer, aus je drei Vertretern der Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite zusammengesetzter Aus-

schuss zu befassen, dessen Mitglieder tunlichst aus
dem Kreis der an den Verhandlungen lber diesen Zu-
satzkollektivvertrag Beteiligten zu entnehmen ist.

*) Richtig: Arbeits- und Sozialgericht

ARTIKEL Ill EINFUHRUNGSVORSCHRIFTEN

§ 1 Anrechnung

(1) SEG-Zulagen, die bereits vor In-Kraft-Treten die-
ses Zusatzkollektivvertrages bezahlt wurden, sind
auf Zulagen im Sinne dieser Bestimmungen anzurech-
nen. Dies gilt auch fir Zulagen oder sonstige neben
dem Monatsgehalt gewahrte Entgeltsteile, die nicht
ausdriicklich als SEG-Zulagen bezeichnet werden, je-
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doch ihrem Wesen nach Schmutz, Erschwernis, Ge-
fahren abgelten. Diese Entgeltsteile sind den in Art II,
§8 2 und 3, angefiihrten Zulagen zuzuordnen.

(2) Uber die Zuordnung gemaB Abs 1 kénnen Be-
triebsvereinbarungen abgeschlossen werden.

ZKV SEG-Zulagen



§ 2 Herausrechnung

(1) Besteht bei In-Kraft-Treten dieses Zusatzkollek-
tivvertrages ein Anspruch auf Zulagen, sind diese
aus dem vor dem In-Kraft-Treten bezahlten Monats-
entgelt fur die Normalarbeitszeit herauszurechnen
und dieses entsprechend zu kiirzen. Diese Heraus-
rechnung ist nicht nur insoweit vorzunehmen, als
mundlich oder schriftlich vereinbart wurde, dass die
Belastungen flir SEG im Entgelt fir die Normalarbeits-
zeit berucksichtigt sind, sondern auch dann, wenn aus
den Umstdnden des Einzelfalles abzuleiten ist, dass in
diesem Entgelt die Belastungen fiir SEG beriicksichtigt
sind.

(2) Liegt keine derartige Vereinbarung Uber die Be-
ricksichtigung der Belastungen im Normalentgelt

vor, ist die Feststellung im Sinne des Abs 1 unter Mit-
wirkung des Betriebsrates vorzunehmen.

(3) Die Herausrechnung ist vom Arbeitgeber spates-
tens innerhalb eines Monats nach In-Kraft-Treten die-
ses Zusatzkollektivvertrages gegeniber dem Ange-
stellten schriftlich (allenfalls durch Dienstzettel) gel-
tend zu machen. Wird vom Angestellten gegen die He-
rausrechnung Einspruch erhoben, sind innerbetriebli-
che Verhandlungen mit dem Ziel einer einvernehmli-
chen Losung zu flihren, wobei die Kollektivvertrags-
partner beigezogen werden kdnnen. Kommt es auch
hiebei zu keiner Einigung oder Betriebsvereinbarung,
ist vor Anrufung des Arbeitsgerichtes der paritdtische
Ausschuss gemaB Art II, § 7, dieses Zusatzkollektiv-
vertrages anzurufen.

ARTIKEL IV 13. UND 14. MONATSGEHALT

Bei Berechnung des 13. und 14. Monatsgehaltes im
Sinne des Rahmenkollektivvertrages flir Angestellte
der Industrie in der jeweiligen Fassung sind die Zula-
gen im Sinne dieses Kollektivvertrages mit dem

Durchschnitt der letzten drei Monate zu berlicksichti-
gen. Innerbetrieblich kédnnen auch andere Berech-
nungszeitraume vereinbart werden.

ARTIKEL V GELTUNGSBEGINN

Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt am 1. Oktober 1976 in Kraft.

Wien, 8.Juli 1976

Fachverband der Gas- und
Warmeversorgungsunternehmungen

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe

EINFUHRUNGSBESTIMMUNGEN ZUM KV VOM 20. OKTOBER 1987

Art 111 § 2 ist auf den durch die Anderung des Art 11 § 1
bewirkten zusatzlichen Umfang an Anspruchsberech-
tigten mit der MaBBgabe anzuwenden, dass als Zeit-
punkt des In-Kraft-Tretens des Zusatzkollektivvertra-
ges als fur die Frist fur die Geltendmachung der He-
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rausrechnung maBgeblich der Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Kollektivvertrages (1.Marz
1988) gilt. Dasselbe gilt sinngemaB fiir die Anwen-
dung der Regelung im Zusatzprotokoll zum Kollektiv-
vertrag Uber SEG-Zulagen vom 8. Juli 1976.
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ZUSATZPROTOKOLL

zum Kollektivvertrag iiber SEG-Zulagen

vom 8. Juli 1976, abgeschlossen zwischen dem Fach- Insoweit keine ausdrtickliche schriftliche oder mindli-
verband der che Vereinbarung tber die Abgeltung der Belastungen
im Normalentgelt bestanden hat und es innerhalb von
drei Monaten nach In-Kraft-Treten des Zusatzkollek-
einerseits und dem tivvertrages zu keiner betrieblichen Einigung Uber
die Herausrechnung im Sinne des Art I1I, § 2, und zu
keinem arbeitsgerichtlichen Verfahren kommt, ist die
Halfte der aufgrund der Bestimmungen des Zusatzkol-
lektivvertrages zustehenden Zulagen aus dem Mo-
andererseits. natsentgelt fur die Normalarbeitszeit herauszurech-
nen.

Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen

Osterreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft der Privatangestellten,
Sektion Industrie und Gewerbe

Wien, 8.Juli 1976
Fachverband der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
Osterreichischer Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Privatangestellten
Sektion Industrie und Gewerbe
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ZUSATZINFORMATION

Um einen Riickblick auf vergangene KV-Erho- die jeweiligen Gehaltsordnungen der letzten
hungen und die Mindestgrundgehaltsanspriiche Jahre zusammengefasst; vorangestellt ist au-
zu ermoglichen, sind in diesen Zusatzinforma- Berdem nochmals die Gehaltsordnung 2017.

tionen die Erhohungen der Ist-Gehadlter sowie

Mindestgehaltsordnung 2017

fiir Angestellte der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
Giiltig ab 1. November 2017

Erhohung der Ist-Lohne und -Gehdlter und der
KV-Mindest-Lohne und -Gehdlter um 3,0 %

in€
Mindestgrundgehalter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,12]

A 1.924,07 1.961,09 1.998 11 37,02

B 1.924.07 1.961,42 1.99877 2,017 44 2.036,11 2.054,78 37,35 18,67
C 2.055,92 2.095,87 213582 2.155,82 2.175,82 2.195,82 39,95 20,00
D 2.252,60 2.302,96 2.353,32 2.378,50 2.403,68 2.428 86 50,36 25,18
E 2.548,29 2.605,30 2.662,31 2.690,81 2719,31 274181 57,01 28,50
F 2.872.96 2.956,86 3.040,76 3.082,71 3.124,66 3.166,61 83,90 41,95
G 3.338,56 3.468,71 3.598,86 3.663,95 3.729,04 379413 130,15 65,09
H 3.667,48 3.810,45 3.95342 402492 4.096,42 416792 142,97 71,50
I 4.612,99 4.792,85 4972, 5.062,63 5.152,55 5.242.41 179,86 89,92
I (MIII -15 %) 3.921,02 4.073,89 4.226,76 4.303,19 4.379,62 4.456,05 152,87 76,43
] 5.100,25 5.299,29 5.498,33 5.597,84 5.697,35 5.796,86 199,04 99,51

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]

K 6.463,14 6.715,35 6.841,46 6.967,57 7.093,68 2521 126,11
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Mindestgehaltsordnung 2016

fiir Angestellte der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
Giiltig ab 1. November 2016

Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehalter:

BG A 2,00 %
BGB-F 1,75%
BGG-H 1,50%
BGI-K 1,20%

in €
Mindestgrundgehalter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,121]

A 1.855,34 1.891,28 1.927,22 35,94

B 1.868,03 1.904,29 1.940,55 1.958,68 1.976,81 1.994,94 36,26 18,13
C 1.996,04 2.034,83 2.073,62 2.093,04 211246 2.131,88 38,79 19,42
D 2.186,99 2.235,88 2.284,77 2.309,22 2.333,67 2.358,12 48,89 24,45
E 2.474,07 2.529,42 2.584,77 2.612,44 2.640,11 2.667,78 55,35 27,67
F 2.789,28 2.870,74 2.952,20 2.99293 3.033,66 3.074,39 81,46 40,73
G 3.241,32 3.367,68 3.494,04 3.557,23 3.620,42 3.683,61 126,36 63,19
H 3.560,66 3.699,47 3.838,28 3.907,70 3.977,12 4.046,54 138,81 09,42

I 4.478,63 4.653,25 482787 491517 5.002,47 5.089,77 174,62 87,30
I (MIII -15%) 3.8006,82 3.95524 4.103,66 4.177 86 4.252,06 4.326,26 148,42 74,20
] 4.951,70 5.144,94 5.338,18 543479 5.531,40 5.628,01 193,24 96,61

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]

K 6.274,89 6.519,75 6.642,19 6.764,63 6.887,07 244,86 122,44
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Mindestgehaltsordnung 2015

fiir Angestellte der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
Giiltig ab 1. November 2015

Erhdhung der Ist-Lohne und -Gehalter und der
KV-Mindest-Lohne und -Gehadlter um 1,5 %

in€
Mindestgrundgehalter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,12]
A 1.818,96 1.854,20 1.889,44 3524
B 1.835,90 1.871,54 1.907,18 1.925,00 1.942,82 1.960,64 35,64 17,82
C 1.961,71 1.999,83 2.037,95 2.057,04 2.076,13 2.095,22 38,12 19,09
D 2.149,38 2.197,43 2.245,48 2.269,51 2.293,54 2.317,51 48,05 24,03
E 243152 2.485,92 2.540,32 2.567 51 259470 2.621,89 54,40 27,19
F 2.741,31 287,37 2.901,43 2.941,46 2.981,49 3.021,52 80,06 40,03
G 3.193,42 33179 3.442,40 3.504,66 3.566,92 3.629,18 124,49 62,26
H 3.508,04 3.644,80 3.781,56 3.849,95 3.918,34 3.986,73 136,76 68,39
I 4.425,52 4.598,07 4.770,62 4.856,88 4.943,14 5.029,40 172,55 86,26
I (MIII -15 %) 3.761,68 3.908,34 4.055,00 4.128,32 4.201,64 4.27496 146,66 7332
J 4.892,98 5.08393 5.274,88 5.370,34 5.465,80 5.561,26 190,95 95,46
Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 6.200,48 6.442,44 6.563,43 6.684,42 6.805,41 241,96 120,99

Mindestgehaltsordnung 2014

Giiltig ab 1. November 2014

Erhohung der Ist-Lohne und -Gehalter und der
KV-Mindest-Lohne und -Gehdlter um 2,1 %

in €
Mindestgrundgehailter
BG Grund- nach 2 nach 4 nach 6 nach 9 nach 12 Vorriickungswerte
stufe Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 2,4] 6,9,12]

A 1.792,08 1.826,80 1.861,52 3472
B 1.808,77 1.843,88 1.878,99 1.896,55 191411 1.931,67 351 17,56
@ 1.932,72 1.970,28 2.007,84 2.026,65 2.045,46 2.064,27 37,56 18,81
D 2.117,62 2.164.96 2.212,30 2.23597 2.259,64 2.28331 47,34 23,67
E 2.395,59 2.449,19 2.502,79 2.529,58 2.556,37 2.583,16 53,60 26,79
F 2.700,80 2.779,68 2.858,56 2.898,00 2.937 44 2.976,88 78,88 39,44
G 3.146,23 3.268, 88 3.391,53 3.452.87 35140 3.575,55 122,65 61,34
H 3.456,20 3.590,94 3.725,68 3.793,06 3.860,44 3.927,82 134,74 67,38
I 4.360,12 4.530,12 4.700,12 478511 4.870,10 4.955,09 170,00 84,99
I (MIII-15%) 3.706,09 3.850,58 3.995,07 4.067,31 4.139,55 4,79 144,49 72,24
] 4.820,67 5.008,80 5.196,93 5.290,98 5.385,03 5.479,08 188,13 94,05

Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 6.108,85 6.347,23 6.466,43 6.585,63 6.704,83 238,38 119,20
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Mindestgehaltsordnung 2013

giiltig ab 1. November 2013

Erh6hung der Ist-Lohne und -Gehdlter sowie der KV-Mindest-Lohne und -Gehalter:
BGA3,2%);BGB3,0%;BGC2,9%);BGD 2,85%;BGE 2,8%;BGF2,7%;BGG-I2,6%;BGI-K2,5%

in€
nach nach nach nach nach Vorriickungswerte
BG Grundstufe ; jahren 4Jahren  6Jahren 9 Jahren 12 Jahren 2,4] 6,9,12]
A 1.755,22 1.789,23 1.823,24 34,01
B 107,57 1.805,96 1.840,35 1.857,55 1.87475 1.891,95 3439 17,20
C 1.892,97 1.929,76 1.966,55 1.984,97 2.003,39 2.021,81 36,79 18,42
D 2.074,06 2.120,43 2.166,80 2.189,98 221316 2.236,34 46,37 23,18
E 2.346,32 2.398,82 2.451,32 2.4717,56 2.503,80 2.530,04 52,50 26,24
F 2.645,25 272251 2.799,77 2.838,40 2.877,03 2.915,66 77,26 38,63
G 3.081,52 3.201,65 3.321,78 3.381,86 3.441.94 3.502,02 120,13 60,08
H 3.385,11 3.517,08 3.649,05 3.715,04 3.781,03 3.847,02 131,97 65,99
I 4.270,44 4.436,94 4.603,44 4.686,68 476992 4.853,16 166,50 83,24
I (MIII -15 %) 3.629,86 3.771,38 3.912,90 3.983,65 4.054,40 412515 141,52 70,75
] 472,52 4.905,78 5.090,04 5.182,16 5.274,28 5.366,40 184,26 9212
Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6 J nach 9] 2] 4,6,9]
K 5.983,20 6.216,68 6.333,43 6.450,18 6.566,93 233,48 116,75

Mindestgehaltsordnung 2012

giiltig ab 1. November 2012

Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehilter: BG A-G 3,3 %; BG H-I 3,1 %; BG J-
K 3,0 %

Erhohung der KV-Mindest-Lohne und -Gehdlter: BG A-G 3,4 %; BG H-K 3,3 %

in€
nach nach nach nach nach Vorriickungswerte

BG Grundstufe ; jahren 4Jahren  6Jahren 9 Jahren 12 Jahren 2,4] 6,9,121]
A 1.700,79 1.734,80 1.768,81 34,01

B 1.719,97 1.754,36 1.788,75 1.805,95 1.823,15 1.840,35 34,39 17,20
C 1.839,62 1.876,41 1.913,20 1.931,62 1.950,04 1.968 46 36,79 18,42
D 2.016,59 2.062,96 2.109,33 213251 2.155,69 2.178,87 46,37 23,18
E 2.282.41 2.334.91 2.387.41 2.413,65 2.439,89 2.466,13 52,50 26,24
F 2.57511 2.652,97 2.730,23 2.768,86 2.807,49 2.846,12 77,26 38,63
G 3.003,43 3.123 56 3.243,69 3.303,77 3.363,85 342393 120,13 60,08
H 3.299,33 3.431,30 3.563,27 3.629,26 3.695,25 3.761,24 131,97 65,99

I 4.162,22 4.328,72 4.495,22 4.578 46 4.661,70 4.744.94 166,50 83,24

I (MIII -15 %) 3.537,88 3.679,40 3.820,92 3.891,67 3.962,42 4.033,17 141,52 70,75
] 4.606,36 4.790,62 4.974,88 5.067,00 5.159,12 5.251,24 184,26 92,12

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6 J nach 9] 2] 4,6,9]

K 583127 6.070,75 6.187,50 6.304,25 6.421,00 233,48 116,75
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Mindestgehaltsordnung 2011

giiltig ab 1. November 2011

Erhohung der Ist-Lohne und -Gehdlter: BG A-B 4,4 %; BG C-D 4,3 %; BG E-F
4,2 %;
BG G 4,0 %; BG H-K 3,8 %, mindestens jedoch um € 80,- pro Monat

Erhéhung der KV-Mindest-Lohne und -Gehalter:
BG A-B 4,4 %; BG C-D 4,3 %; BG E-F 4,2%; BG G 4,0 %; BG H-K 3,8 %

in€
nach nach nach nach nach Vorriickungswerte

BG Grundstufe 2 Jahren 4 Jahren 6 Jahren 9 Jahren 12 Jahren 2,4] 6,9,12]
A 1.644 86 1.677,75 1.710,64 32,89
B 1.663,41 1.696,67 1.729,93 1.746,56 1.763,19 1.779,82 33,26 16,63
C 177913 181471 1.850,29 1.868,10 1.885,91 1.90372 35,58 17,81
D 1.950,28 1.995,13 2.039,98 2.062,40 2.084,82 2.107,24 44,85 2242
E 2.207,36 2.258,13 2.308,90 2.334,28 2.359,66 2.385,04 50,77 25,38
F 2.491,02 2.565,74 2.640,46 2.677,82 2.715,18 2.752,54 7472 37,36
G 2.904,67 3.020,85 3.137,03 3.195,13 325323 3.311,33 116,18 58,10
H 3.193,93 3.321,68 3.449,43 3.513,31 3.577,19 3.641,07 127,75 63,88
I 4.029,25 4.190,43 4.351,61 443219 451277 4.593,35 161,18 80,58
I (MIII - 15%) 3.424,86 3.561,86 3.698,86 3.767,35 3.835,84 3.904,33 137,00 68,49
] 44590 4.637,58 4.815,95 4.905,13 499431 5.083,49 178,37 89,18

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 5.650,79 5.876,81 5.989,83 6.102,85 6.215,87 226,02 113,02

Mindestgehaltsordnung 2010

Giiltig ab 1. November 2010

Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehalter um 2,3 %
Erh6hung der KV-Mindest-Lohne und -Gehalter um 2,5 %

in€
Vorriickungswert:
BG Grundstufe 2 ?aalf:‘en 4 .!l‘:l‘l:li-‘en 6 ?:Ifren 9 ;‘:lfren 12I.11aa(;\l:-en 2? 4l_'I|c ! 965’ g,e 1: J
A 1.575,54 1.607,04 1.638,54 31,50
B 1.593,30 1.625,16 1.657,02 1.672,95 1.688,88 1.704,81 31,86 15,93
C 1.705,78 1.739,89 1.774,00 1.791,08 1.808,16 1.825,24 34,11 17,08
D 1.869,88 1.912,88 1.955,88 1.977,38 1.998,88 2.020,38 43,00 21,50
E 2.118,39 2.167,11 2.215,83 2.240,19 2.264,55 2.288,91 48,72 24,36
F 2.390,61 2.462,32 2.534,03 2.569,88 2.605,73 2.641,58 nn 35,85
G 2.792,95 2.904,66 3.016,37 3.072,24 3.12811 3.183,98 mmn 55,87
H 3.077,00 3.200,07 3.323,14 3.384,68 3.446,22 3.507,76 123,07 601,54
I 3.881,74 4,037,02 4.192,30 4.269,93 4.347 56 442519 155,28 77,63
I (MIII-15 %) 3.299,48 3.431,46 3.563,44 3.629,42 3.695,40 3.761,38 131,98 65,98
] 4.295,96 4.467,80 4.639,64 4.725,56 4.811,48 4.897,40 171,84 85,92
Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 5.44392 5.661,67 5.770,55 5.879,43 5.988,31 N7,75 108,88

Zusatzinformationen (friihere Abschliisse) -98 -



Mindestgehaltsordnung 2009

Giiltig ab 1. November 2009

Erhohung der Ist-Lohne und -Gehdlter um 1,45 %
Erh6hung der KV-Mindest-Lohne und -Gehdlter um 1,5 %

in€
nach nach nach nach nach Vorriickungswerte

BG Grundstufe ; jahren 4Jahren  6Jahren 9 Jahren 12 Jahren 2,4] 6,9,12]
A 1.537,11 1.567,84 1.598,57 30,73

B 1.554,44 1.585,52 1.616,60 1.63214 1.647,68 1.663,22 31,08 15,54
C 1.664,18 1.697,46 1.730,74 1.747,40 1.764,06 1.780,72 33,28 16,66
D 1.824,27 1.866,22 1.908,17 1.929,15 1.950,13 1.971,11 41,95 20,98
E 2.066,72 211425 2.161,78 2.185,55 2.209,32 2.233,09 47,53 2377
F 2.332,30 2.402,26 247222 2.507,20 2.542,18 2.577,16 69,96 34,98
G 2.724,83 2.833,82 2.942,81 2.997,32 3.051,83 3.106,34 108,99 54,51
H 3.001,95 3.122,02 3.242,09 3.302,13 3.362,17 3422, 120,07 60,04

I 3.787,06 3.938,55 4.090,04 4.165,78 424152 4.317,26 151,49 7574

I (MIII-15%) 3.219,00 3.347,76 3.476,52 3.540,89 3.605,26 3.669,63 128,76 64,37
] 4.191,18 4.358,83 4.526,48 4.610,30 4.694,12 477794 167,65 83,82

Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6 J nach 9] 2] 4,6,9]

K 5.311,14 5.523 58 5.629,80 5.736,02 5.842,24 212,44 106,22

Mindestgehaltsordnung 2008

Giiltig ab 1. November 2008

Erhohung der Ist-Lohne und -Gehalter in den unteren Beschiftigungsgruppen (BG A-C) um 3,9 %, ab
BG D um 3,8%
Erhohung der KV-Mindest-Lohne und -Gehdlter in den unteren Beschiaftigungsgruppen (BGA — C) um
3,9 %, abBG D um 3,8%

in€
nach nach nach nach nach Vorriickungswerte

BG Grundstufe 2 Jahren 4 Jahren 6 Jahren 9 Jahren 12 Jahren 2,43 6,9,12]
A 1.514,39 1.544,67 1.574,95 30,28
B 1.531,47 1.562,09 1.592,71 1.608,02 1.623,33 1.638,64 30,62 15,31
C 1.639,59 1.672,38 1.705,17 1.721,58 1.737,99 1.754,40 3279 16,41
D 179731 1.838,64 1.879,97 1.900,64 192131 1.941,98 4,33 20,67
E 2.036,18 2.083,01 212984 2.153,26 2.176,68 2.200,10 46,83 23,42
F 2.297,83 2.366,76 2.435,69 2.470,15 2.504,61 2.539,07 68,93 34,46
G 2.684,56 2.791,94 2.899.32 2.953,02 3.006,72 3.060,42 107,38 53,70
H 2.957,59 3.075,89 3.194,19 3.253,34 3.31249 3.371,64 118,30 59,15
I 3.731,09 3.880,34 4.029,59 410421 417883 4.253,45 149,25 74,62
I (MIII-15%) 3.171,43 3.298,29 342515 3.488,57 3.551,99 3.61541 126,86 63,42
] 412924 429441 4.459 58 454216 4.624,74 4707,32 165,17 82,58

Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 5.232,65 5.441,95 5.546,60 5.651,25 5.755,90 209,30 104,65
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Mindestgehaltsordnung 2007

giiltig ab 1. November 2007

Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehadlter um 3,5 %
Erhohung der KV-Mindest-Lohne und -gehdlter um 3,6 %

in€
h h h h h

BG Grundstufe 2 ;‘:ifren 4 ?aalfren 6 ?:ifren 9 .!:aai‘\:ren lzr;:\‘l:':ren
A 1.457,55 1.486,69 1.515,83

B 1.473,98 1.503,45 1.532,92 1.547,66 1.562,40 157714
C 1.578,05 1.609,61 1.641,17 1.656,96 1.672,75 1.688,54
D 1.731,51 1.771,33 1.811,15 1.831,06 1.850,97 1.870,88
E 1.961,64 2.006,76 2.051,88 2.074,44 2.097,00 2.119,56
F 221371 2.280,12 2.346,53 237973 241293 2.446,13
G 2.586,28 2.689,73 2.793,18 2.844.91 2.896,64 2.948,37
H 2.849.32 2.963,29 3.077 26 3.13424 3.191,22 3.248,20
I 3.594,50 3.738,29 3.882,08 3.953,97 4.025,86 4.097,75
I (MIII-15%) 3.055,33 3.177,55 3.299,77 3.360,87 342197 3.483,07
] 3.978,07 413719 4.296,31 4.375,87 445543 4.534,99

Grundstufe nach 2] nach 4] nach 6] nach 9]
K 5.041,09 5.242,73 5.343,55 5.444 37 5.545,19

Mindestgehaltsordnung 2006

Vorriickungswerte
2,43 6,9,12]
29,14
29,47 1474
31,56 1579
39,82 19,91
4512 22,56
66,41 33,20
103,45 51,73
113,97 56,98
143,79 71,89
122,22 61,10
159,12 79,56
2) 4,6,9]
201,64 100,82

giiltig ab 1. November 2006

Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehadlter um 2,6 %
(Verteiloption 2,4 % + 0,5 %)
Erhohung der KV-Mindest-L6hne und -gehdlter um 2,6 %

in €
h h h h h

BG Grundstufe 2 .'rl‘:r(l:ren 4 .;Iaal‘l:ren 6 .'ll‘:lfren 9 ;‘aalsren 123:?1ren
A 1.406,90 1.435,03 1.463,16

B 142275 1.451,20 1.479,65 1.493,88 1.508,11 1.522,34
C 1.523,22 1.553,68 1.584,14 1.599,38 1.614,62 1.629,86
D 1.671,33 1.709,77 1.748 21 1.767,43 1.786,65 1.805,87
E 1.893,47 1.937,02 1.980,57 2.002,35 2.024,13 2.04591
F 2.136,78 2.200,88 2.264,98 2.297,03 2.329,08 2.361,13
G 2.496,41 2.596,27 2.696,13 2.746,06 2.795,99 2.845,92
H 2.750,31 2.860,32 2.970,33 3.025,33 3.080,33 3.135,33
I 3.469,60 3.608,39 3.747,18 3.816,57 3.885,96 3.955,35
I (MIII-15%) 2.949,16 3.067,13 3.185,10 3.244,08 3.303,06 3.362,04
] 3.839,83 3.993,42 414701 4.223,81 4.300,61 431741

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9]
K 4.865,91 5.060,54 5.157,86 5.255,18 5.352,50
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Vorriickungswerte
2,4)] 6,9,12)]
28,13
28,45 14,23
30,46 15,24
38,44 19,22
43,55 21,78
64,10 32,05
99,86 49,93
110,01 55,00
138,79 69,39
117,97 58,98
153,59 76,80
2] 4,6,9]
194,63 97,32



Mindestgehaltsordnung 2005

giiltig ab 1. November 2005

Erh6ohung der Ist-Lohne und -Gehadlter um 3,1 %
Erhdhung der KV-Mindestlohne und -gehélter um 3,1 %

in €

Fiir bereits vor dem 1.11. 2005 beschéftigte Arbeitnehmer sind jedoch die Ubergangsbestimmungen sowie die
individuellen Mindestgehalter zu beachten.

Vorriickungswerte

BG Grundstufe 2 ;‘aalf:‘en 4 .!l‘:lfren 6 ;‘:I(\Ten 9 ;‘:Ifren 12'.112(;\2en 2,4] gs, 9,123
A 1.371,24 1.398,66 1.426,08 27 42
B 1.386,69 1.414,42 1.442,15 1.456,02 1.469,89 1.483,76 2113 13,87
C 1.484,63 1.514,32 1.544,01 1.558,86 1.573,71 1.588,56 29,69 14,85
D 1.628,98 1.666,45 1.703,92 1.722,65 1.741,38 1.760,11 37,47 18,73
E 1.845,48 1.887,93 1.930,38 1.951,61 1.972,84 1.994,07 42,45 21,23
F 2.082,62 2.145,10 2.207,58 2.238,82 2.270,06 2.301,30 62,48 31,24
G 243316 2.530,49 2.627,82 2.676,48 272514 2.773,80 97,33 48,66
H 2.680,61 2.787,83 2.895,05 2.948,66 3.002,27 3.055,88 107,22 53,61
I 3.381,69 3.516,96 3.652,23 3.719,86 3.787,49 3.855,12 135,27 67,63
I (M III -15 %) 2.874,42 2.989,40 3.104,38 3.161,87 3.219,36 3.276,85 114,98 57,49
] 3.742,53 3.892,23 4.041,93 4.116,78 4.191,63 4.266,48 149,70 74,85

Grundstufe nach 23] nach 4] nach 6] nach 9] 2] 4,6,9]
K 4.742,61 493231 5.027,16 5.122,01 5.216,86 189,70 94 85

Gehaltsordnung 2004

Giiltig ab 1. November 2004

Erhohung der Mindestlohne und -gehdlter um 2,5 %
Erhéhung der Ist-Lohne und -Gehalter um 2,5 %

in€
Xﬁ:‘vgv:_n- Verwendungsgruppen
gruppen- MII MII
jahre I II III v IVa v Va A" MI o.F. m.F. M III M IV

l.u2. 1.330,03 146068 175973 230424 253498 326242 358852 458665 207057 2.38257 2.524,08 275653 3.092,79

n. 2. 138896 152809 185086 242340 26659 343390 377717 493930 207057 238257 252408 290631 3.26491
n. 4. 144789 159550 194199 254256 279694 360538 396582 529195 214051 251322 262627 305609 343703
n. 6. 166291 203312 266172 292792 377686 415447 564460 221045 264387 272846 3.20587 3.609,15
n. 8. 173032 212425 278088 305890 394834 434312 599705 228039 277452 283065 335565 378127
n. 10. 179773 221538 290004 318988 4.119.82 453177 235033 290517 293284 350543 3.95339
BS 5893 6741 9113 11916 13098 17148 18865 35265 6994 13065 10219 14978 17212
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Gehaltsordnung 2003

Erhohung der IST-Gehalter um 2,1 %,
mindestens € 35,-

Giiltig ab 1. November 2003

in €
Xﬁ;v;:_n- Verwendungsgruppen
gruppen- MII MII
jahre I II III IV IVa Vv Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

1.u2. 1.297,60 142504 171680 224805 247316 3.182,84 350099 447478 202008 2.32447 246251 2.689,29 3.017,37

n. 2. 135509 149081 180571 236430 260104 335014 368504 481883 202008 232447 246251 283542 318529
n. 4. 141258 155658 189462 248055 272892 351744 386909 516288 208831 245193 256221 298155 335321
n. 6. 162235 198353 259680 285680 3.68474 405314 550693 215654 257939 266191 312768 3.521,13
n. 8. 168812 207244 271305 298468 385204 4237,19 585098 222477 270685 276161 327381 3.689,05
n. 10. 175389 2161,35 282930 311256 401934 442124 229300 283431 286131 341994 385697
BS 5749 6577 8891 11625 12788 167,30 18405 34405 6823 12746 9970 14613 167,92

Gehaltsordnung 2002

Erhohung der IST-Gehalter um 2,2 %
Giiltig ab 1. November 2002

in€
Xs:‘vgv:_n- Verwendungsgruppen
gruppen- MII MII
jahre I II III IV IVa Vv Va VI MI o.F. m.F. M III1 M IV
1.u?2.
3.117,373-
127091 139572 1.68150 220181 242229 42899 438275 197852 2.276,65 241186 263399 295530
n. 2. 132722 146014 176858 231567 254754 328123 3.60925 471972 197852 2276,65 241186 277711 3.119,77
n. 4. 1.383,53 1.52456 1.85566 242953 267279 344509 378951 5.056,69 2.04535 240149 250951 292023 3.284,24
n. 6. 1.58898 1.94274 254339 279804 3.60895 396977 539366 211218 252633 260716 3.06335 3.44871
n. 8. 1.653,40 2.02982 2.657,25 292329 377281 415003 573063 217901 2.651,17 270481 3.20647 3.613,18
n. 10. 171782 211690 2.771,11 3.04854 3.936,67 4.330,29 224584 2.776,01 280246 3.349,59 3.777,65
BS 56,31 64,42 8708 11386 12525 16386 180,26 336,97 6683 12484 97,65 14312 16447
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Gehaltsordnung 2001

Erhohung der IST-Gehalter um 2,9 %, mindestens ATS 600,-
Giiltig ab 1. November 2001

in €
Xﬁ;vgv:r- Verwendungsgruppen
gruppen- MII MII
jahre I 11 II1 v Iva \' Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

l.u2. 124233 1.364,34 1.64369 215231 236782 3.047,28 335191 428422 193405 222545 235764 257478 288887

n. 2. 129804 142764 172922 226414 249075 320821 352894 461498 193405 222545 235764 271532 3.05036
n. 4. 135375 149094 181475 237597 261368 336914 370597 494574 199991 234815 245376 285586 321185
n. 6. 155424 190028 248780 273661 353007 3.88300 527650 206577 247085 254988 299640 3.37334
n. 8. 161754 198581 259963 285947 369100 406003 560726 213163 259355 264600 313694 3.534,83
n. 10. 168084 207134 271146 298293 3.851,93 4.237,06 219749 271625 274212 327748 3.69,32
BS 5571 6330 8553 11183 12293 16093 17703 33076 658 12270 9612 14054 161,49

Umrechnungstabelle zur Gehaltsordnung - ATS

Umrechnungstabelle von 1. November bis 31. Dezember 2001

Flr jene Betriebe, die nicht mit 1.11. 2001 auf EURO umstellen, wird flir die Monate November und Dezember
2001 unten stehende Aufstellung der neuen Betrage in ATS unter Anwendung der EURO-Verordnung herausge-

geben.
in ATS
Verwen- Verwendungsgruppen
dungs- M II M II
gruppen-
jahre I II II1 v IVa \"/ Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

1.u2.  17.09483 1877373 2261767 29.61643 3258191 4193149 46.12329 58.952,15 26.613,11 30.622,86 3244183 3542975 3975172
n. 2. 1786142 19.64475 2379459 31.15525 34.27347 4414593 48.559,27 63.503,51 2661311 30.622,86 32.44183 37.363,62 4197387

n. 4. 18.628,01 20.51578 24.971,50 32.694,06 35.965,02 46.360,38 50.99526 68.054,87 27.519,36 32.311,25 33.764,47 39.297,49 44.196,02
n. 6. 21.386,81 26.148,42 34.232,87 37.656,57 48.574,82 53.431,24 72.606,22 28.425,61 33.999,64 35.087,11 41.231,36 46.418,17
n. 8. 2225784 77.32534 35.771,69 39.348,13 50.789,27 55.867,23 77.157,58 129.331,87 35.688,03 36.409,75 43.165,24 48.640,32
n. 10. 23.128,86 28.502,26 37.310,50 41.039,68 53.00371 58.303,22 30.238,12 37.376,41 37.732,39 45.099,11 50.862,47
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Gehaltsordnung 2000

Erhohung der IST-Gehalter um 3,4 %, mindestens ATS 650,- (VOP: 3,2% + 0,5 %)
Erhohung der KV-Gehdlter um 3,7 %

Giiltig ab 1. November 2000

Verwen- Verwendungsgruppen

dungs- M II M II

gruppen-

jahre I II II1 v IVa \"/ Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

l.u2. 16597 18227 21959 28754  31.633 40710 44780 57235 25838 29731 31497 34398  38.5%4

n. 2. 17.350 19077 23107 30255 33283 42870 47.156  61.672 25838 29731 31497 36284  40.761
n. 4. 18103 19927 24255 31756 34933 45030 49532  66.109 26725 31379 32790  38.170 42928
n. 6. 20777 25403 33257  36.583  47.190 51908 70546  27.612  33.027  34.083  40.056  45.095
n. 8. 21.627 26551 34758 38233 49350 54284 74983 28499 34675 35376 41942  47.262
n. 10. 22477 77.699 36259  39.883 51510  56.660 29386 36323  36.669  43.828  49.429
BS 753 850 1.148 1.501 1.650 2.160 2376 4.437 887 1.648 1.293 1.886 2.167

Gehaltsordnung 1999

Erhohung der IST-Gehdlter um 1,9 % (VOP: 1,7 %, + 0,5 %)
Erhohung der KV-Gehdlter um 2,4 %

giiltig ab 1. November 1999

Verwen- Verwendungsgruppen

dungs- M II M II

gruppen-

jahre I II 111 v IVa Vv Va VI MI o.F. m.F. MIII MIV

l.u2. 16.005 17576  21.176 27729  30.505  39.257 43183 55192 24917 28671 30373 33170  37.216

n. 2. 16731  18.3% 22283 29176  32.09  41.340 45474 59471 24917 28671 30373 34989  39.306
n. 4. 17457 19216 23390 30623  33.687 43423 47765 63750 25772 30260  31.620  36.808  41.396
n. 6. 20036 24497 32070 35278 45506  50.056  68.029  26.627  31.849 32867  38.627  43.486
n. 8. 20856  25.604 33517  36.869 47589  52.347 72308 27482 33438 34114 40446  45.576
n. 10. 21676 26711 34964 38460  49.672  54.638 28337 35027 35361 42265  47.666
BS 126 820 1.107 1.447 1.591 2.083 2.9 4219 855 1.589 1.247 1.819 2.090

Gehaltsordnung 1998

Erhohung der IST-Gehdlter um 2,9 % (VOP: 2,7 %, + 0,5 %)
Erhohungen der KV-Gehalter um 3,7 %

giiltig ab 1. November 1998

Verwen- Verwendungsgruppen

dungs- M II M II

gruppen-

jahre I II II1 v IVa \"/ Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

l.u2. 15630  17.163 20680  27.080 29789  38.338 42172 53897 24333 27998  129.660  32.394  36.344
n. 2 16339 17964 21761 28493 31343 40372 44409 58076 24333  27.998  29.660 34170  38.385

n. 4 17.048 18765 22842 29906  32.897 42406  46.646 62255  25.168 29550  30.878 35946  40.426
n. 6 19.566 23923 31319 34451 44440 48883  66.434 26003 31102 32096  37.722 42467
n. 8 20367  25.004 32732  36.005 46474  51.120 70613 26838  32.654 33314  39.498 44508
n. 10 21.168  26.085 34145 37559 48508  53.357 27673 34206 34532 4274 46.549
BS 709 801 1.081 1.413 1.554 2.034 2.3 4.179 835 1.552 1.218 1.776 201
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Gehaltsordnung 1997

Erh6hung der IST-Gehdlter um 2,1 % (VOP: 1,9 %, + 0,5 %)
Erhdhungen der KV-Gehadlter um 2,7 %

giiltig ab 1. November 1997

Verwen- Verwendungsgruppen

dungs- M II M II

gruppen-

jahre I II II1 v IVa \"/ Va VI MI o.F. m.F. M III M1V

l.u2. 15072 16552 19943  26.113 28725 36971  40.668  51.974 23466 26998  28.603  31.237  35.048

n. 2 1575  17.324 20985 27476 30224 38932 42825 56.004 23466  26.998  28.603 32950  37.016
n. 4 16.440  18.09% 22027 28839 31723 40893 44982  60.034 24271 28495 29777  34.663  38.984
n. 6 18.868  23.069 30202 33222 42854  47.139 640604 25076  29.992 30951  36.376  40.952
n. 8 19640 24111 31565 34721 44815 49296  68.094 25881 31489 32125  38.089  42.920
n. 10 20402 25153 32928 36220 46776  51.453 26.686  32.986 33299  39.802  44.888
BS 684 177 1.042 1.363 1.499 1.961 2157 4.030 805 1.497 1.174 1.713 1.968

Gehaltsordnung 1. Mai 1997

giiltig ab 1. Mai 1997

Verwen- Verwendungsgruppen

dungs- MII MII

gruppen-

jahre I II III v IVa \") Va A" MI o.F. m.F. M III M IV

l.u2. 14676 16116 19418 25427 27969  36.000  39.600  50.608  22.848  26.287  27.852 30416  34.128

n. 2 15342 16.868 20433 26754 29429 37909 41700 54532 22848 26287  27.852  32.084  36.044
n. 4 16.008  17.620 21448  28.081 30889  39.818 43800 58456 23632 27745 28.995 33752  37.960
n. 6 18372 22463 29408 32349 41727 45900 62380 24416  29.203 30138 35420  39.876
n. 8 19124 23478 30735 33809  43.636  48.000  66.304 25200  30.661  31.281  37.088  41.792
n. 10 19.876 24493  32.062 35269 45545  50.100 25984 32119 32424 38756  43.708
BS 666 752 1.015 1.327 1.460 1.909 2.100 3.924 784 1.458 1.668 1.916

Gehaltsordnung 1996

Erhohung der Istgehalter um 2,0 %
Erh6hung der KV-Gehdlter um 2,6 %

Giiltig ab 1. November 1996

3 Verwendungsgruppen

Verwendungsgruppenjah- M II M II

re I II III v v A" MI o.F. m.F. M III M IV
1.u 2. 14676 15349 18492 24273 34367  50.608 21970 25216  26.716  29.036  32.581
n. 2. 15342 16148 19573 25705 36424 55891 21970 25216 26716  30.828  34.635
n. 4. 16.008 16947  20.654  27.137  38.481 59.362 22846 26784  27.984 32620  36.689
n. 6. 16.674 17746 21735 28569 40538  62.833 23722 28352  29.252 34412 38743
n. 8. 17.340 18545 22816  30.001 42595 66304 24598 29920 30520  36.204  40.797
n. 10. 18.006 19344 23897 31433  44.652 25474 31488 31788  37.996  42.851
n. 12. 18.672  20.143 24978 32865  46.709 26350  33.056  33.056  39.788  44.905
n. 14. 19.338 20942  26.059 34297  48.766 27109 34123 34023 41.246  46.571
n. 16. 20004 21741 27140 35729  50.823 27.868 35190 35190 42704  48.237
n. 18.%) 20337 22141 27.681  36.445  51.852 28.248 35724 35724 43433  49.070

*) Die Position nach 18 Verwendungsgruppenjahren gilt nur fiir jene Angestellte, die vor dem 1. 11. 1988 in die Position
nach 12 Verwendungsgruppenjahren oder héher eingestuft sind bzw waren und in dieser Verwendungsgruppe verbleiben.
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Gehaltsordnung 1995

Erh6ohung der Istgehdlter um 3,5 %, mindestens S 650,-, einmalige Konjunkturpramie von S 2500,-
Erhohung der KV-Gehdlter um 3,8 %

Giiltig ab 1. November 1995

3 Verwendungsgruppen

Verwendungsgruppenjah- M II M II

re I II III v \") A" MI o.F. m.F. M III M IV
1.u2. 14305 14959  18.021  23.657 33495 49326 21.412 24578 26038 28299  31.755
n. 2. 14954 15738  19.075 25053 35500 54475 N2 24578 26038 30046  33.757
n. 4. 15603 16517 20129 26449 37505 57858 22266  26.106  27.274 31793 35759
n. 6. 16252 17296  21.183  27.845 39510  61.241 23120  27.634 28510 33540 37761
n. 8. 16.901 18.075 22237  29.241 41515 64624 23974  29.162  29.746 35287  39.763
n. 10. 17550  18.854 23291  30.637  43.520 24828 30690 30982  37.034  41.765
n. 12. 18.199  19.633 24345  32.033 45525 25.682 32218 32218 38781 43767
n. 14. 18.848 20412 25399 33429 47530 26422 33258 33258 40202  45.391
n. 16. 19497 21191 26453 34825  49.535 27.162 34298 34298  41.623  47.015
n. 18.%) 19822 21581  26.980 35523  50.538 27.532 34818 34818 42334 47827

*) Die Position nach 18 Verwendungsgruppenjahren gilt nur fir jene Angestellte, die vor dem 1. 11. 1988 in die Position
nach 12 Verwendungsgruppenjahren oder héher eingestuft sind bzw waren und in dieser Verwendungsgruppe verbleiben.

Gehaltsordnung 1994

Erhéhung der Ist-Gehadlter um 3,5 %, mindestens S 600,—-
Einmalige Konjunkturpramie von S 2000,-

Giiltig ab 1. November 1994

Verwendungsgruppenjah- Verwendungsgruppen
re M II M II

I II II1 v \" VI MI o.F. m.F. M III M1V
1.u2. 13782 14413  17.363 22790 32267 47520 20627  23.679  25.084  27.263  30.592
n. 2. 14407 15163 18378 24135 34199 52481 20.627  23.679 25084 28946 32521
n. 4. 15032 15913  19.393 25480  36.131 55740 21450 25151 26275  30.629  34.450
n. 6. 15.657  16.663 20408  26.825  38.063 58999 22273  26.623 27466 32312  36.379
n. 8. 16282 17413 21423 28170  39.995 62258  23.096  28.095  28.657 33995  38.308
n. 10. 16907 18163 22438  29.515 41927 23919 29567 29848 35678  40.237
n. 12. 17532 18913 23453  30.860  43.859 24742 31.039 31039 37361 42166
n. 14. 18.157  19.663 24468  32.205 45791 25455 32040 32040 38730 43730
n. 16. 18782 20413 25483  33.550 47723 26168  33.041  33.041 40099  45.294
n. 18.%) 19.095 20788  25.991 34223  48.689 26.525 33542 33542 40784  46.076

*) Die Position nach 18 Verwendungsgruppenjahren gilt nur fiir jene Angestellte, die vor dem 1. 11. 1988 in die Position
nach 12 Verwendungsgruppenjahren oder héher eingestuft sind bzw waren und in dieser Verwendungsgruppe verbleiben.
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UBERSICHT DER EU-AUSLANDSSATZE AB 1.11 2017-31.10. 2018

1.11.2017 - 31.12. 2017

1.1.2018 - 31.10. 2018

Land

Beitrittsdatum

Taggeld in €

Nachtigungs-

Taggeld in €

Nachtigungs-

geld in € geld in €
Belgien* 54,34 32,23 54,34 32,23
Briissel* 1.1.1958 54,34 32,23 54,34 32,23
Bulgarien** 1.1.2007 31,00 22,70 34,00 25,70
Danemark* 1.1.1973 54,34 41,40 54,34 41,40
Deutschland* 1.1.1958 54,34 32,23 54,34 32,23
Grenzorte* T 54,34 32,23 54,34 32,23
Estland** 1.5. 2004 36,80 31,00 39,80 32,23
Finnland* 1. 1995 54,34 41,40 54,34 41,40
Frankreich* 1.1. 1958 54,34 32,23 54,34 32,23
Paris und StraBburg* T 54,34 32,70 54,34 32,70
Griechenland* 1.1.1981 54,34 32,23 54,34 32,23
GroBbritannien und Nordirland* 1.1.1973 54,34 36,40 54,34 36,40
London* o 54,34 41,40 54,34 41,40
Irland* 1.1.1973 54,34 33,10 54,34 33,10
Italien* 54,34 32,23 54,34 32,23
Rom und Mailand* 1.1. 1958 54,34 36,40 54,34 36,40
Grenzorte* 54,34 32,23 54,34 32,23
Kroatien* * 1.7.2013 31,00 23,30 34,00 26,30
Lettland** 1.5. 2004 36,80 31,00 39,80 32,23
Litauen** 1.5.2004 36,80 31,00 39,80 32,23
Luxemburg* 1.1. 1958 54,34 32,23 54,34 32,23
Malta** 1.5. 2004 30,10 30,10 33,10 32,23
Niederlande* 1.1.1958 54,34 32,23 54,34 32,23
Polen** 1.5. 2004 32,70 25,10 35,70 28,10
Portugal* 1.1.1986 54,34 32,23 54,34 32,23
Rumadanien** 1.1.2007 36,80 27,30 39,80 30,30
Schweden* 1.1. 1995 54,34 41,40 54,34 41,40
Slowakei* * 1.5.2004 27,90 15,90 30,90 18,90
Pressburg (Bratislava)** T 31,00 24,40 34,00 27,40
Slowenien** 1.5.2004 31,00 23,30 34,00 26,30
Grenzorte** T 27,90 15,90 30,90 18,90
Spanien* 1.1. 1986 54,34 32,23 54,34 32,23
Tschechien** 1.5. 2004 31,00 24,40 34,00 27,40
Grenzorte** T 27,90 15,90 30,90 18,90
Ungarn** 26,60 26,60 29,60 29,60
Budapest** 1.5.2004 31,00 26,60 34,00 29,60
Grenzorte** 26,60 18,10 29,60 21,10
Zypern** 1.5.2004 28,60 30,50 31,60 32,23
Liechtenstein* 54,34 32,23 54,34 32,23
Norwegen** 42,90 41,40 45,90 41,40
Schweiz* 54,34 32,70 54,34 32,70
Grenzorte* 54,34 32,23 54,34 32,23

* Bei Reisen in Mitgliedsstaaten der EU zum Stand 1. 11. 2001 sowie in die Schweiz und Liechtenstein geblihren Tages- und
Néchtigungsgelder zumindest im AusmaB der flir Inlandsreisen vorgesehenen Sétze, soweit sich daraus ein héherer An-

spruch ergibt. Fiir die Schweiz und Liechtenstein gilt diese Bestimmung fiir Dienstreisen, die nachdem 1. 11. 2007 beginnen.

** Bei Reisen nach Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Norwegen, Polen, Rumé&nien, Slowakei, Slowenien,

Tschechien, Ungarn und Zypern sind die Tages- und Néchtigungsgelder der Geblihrenstufe 3 der Bundesbedienstetenab 1. 1.

2018 bis 31. 10. 2018 um € 3,— anzuheben. Ab 1. 11. 2018 sind bei Reisen in die o.a. Lander die Tages- und Néchtigungs-
gelder der Geblihrenstufe 3 der Bundesbediensteten pro 12-Monatszeitraum (1. 11.-31. 10.) schrittweise um die auf das In-
land anzuwendende Erh6hung der kollektivvertraglichen Aufwandsentschéddigung sowie um jeweils € 3,— anzuheben, bis der

Wert des Tages- bzw. Ndchtigungsgeldes fiir Dienstreisen innerhalb Osterreichs erreicht ist. Ab dem 29. Tag der Dienstreise
darf das Taggeld und das Nachtgeld um nicht mehr als 10 % unterschritten werden; siehe auch § 15 (6) c), Seite 12.
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Kandigung .......oovvviiiiiiiiinnnns 28-29,41-42,75
Krankenurlaube ... 40
L
Lehrlinge .............. 19, 33, 43-44, 55, 57, 65, 83
Behaltepflicht ......coviiiiii 46
Lehrlingsentschadigung..........ccoovvvvvvinnnn, 19
Lehrlingsentschadigung ...........cccoovvvvinaetn 55
M
Mehrarbeit ... 10, 18, 27-28, 34, 36-37, 70, 79, 82
Mindestgehaltstabelle .............ccoviviiiiiinnnn 51
Mindestgrundgehalter....................... 17,47,57
Mindestgehaltstabelle ... 6
Mindestgrundgehalter bei Teilzeitbeschaftigung . 56
N
Nachtarbeitszulage ............coovviviinnt 19, 34, 39
Niederkunft der Ehefrau bzw Lebensgefahrtin.... 39
P
Praktikanten
Ferialpraktikanten ...........cociiiiiiiiiiinnnn 57
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Pflichtpraktikanten................coooieiets 26, 57

Volontare ...vvvivi e 4,26, 59
Prifungsvorbereitung — Freizeit .................... 40
R
Reisekosten und Reiseaufwandsentschadigungen

Aufwandsentschadigung ............cooovvvne 7,12

Auslandsdienstreisen................ 12-11,13-14

Uberstundenvergiitung fir Reisezeit .............. 8

Fahrtvergltung......c.ccovvvviiii i eeees 6

Heimfahrten (Inland) .......ccoovviiiiiiiiiin e 9

Lenkzeitvergltung ......oovvviiiiiiiii i 7

Messegelder ......ooviiiiiiiii s 10

Reisedauer .......oooviiiiiiii e 6

Reisezeitvergltung ........covviiiiiiiiiiiiiniiinenns 7

sonstige Reiseaufwendungen ...................... 7

Tag- und Ubernachtungsgeld....................... 7

Vergltung flr Reisezeiten ............oovvvvvnnnn. 13

Versicherungen.......coooviiiiiiiiiiiinneaenns 14-15
Ruferreichbarkeit ... 10
S
Schichtplan ..o e 32
Schichtzulage (Nachtarbeit) ...................t 38-39
Schichtzulage flir die zweite und dritte Schicht .. 19
Schlichtung von Gesamtstreitigkeiten ............. 60
Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulage
(€51 = C) 46, 89
Sondervereinbarungen, siehe Betriebsvereinbarun-
gen
Sonntagsarbeit ... 37
Studienzeiten-Anrechnung

fUrUrlaub ..o 40

T
Teilzeitbeschaftigte
Abfertigung .....coooviiiiii 45,72
Mindestgrundgehalt ..................oil 51, 56
Teilzeitbeschaftigung - 13. und 14. Gehalt ....... 45
Telearbeit ...ovvvviiiii 57, 79-80
Todesfall
Abfertigung, Gehaltszahlung ................ 42,71
Freizeit ..o 39
Trennungskostenentschadigung ................... 8-9
U
Ubersicht der EU-Auslandsséatze ................... 107
Umstufung ....ccoovvvviiiinininnnnnn. 23,50, 52-53, 64
Urlaub ..o 9, 34, 36
Anrechnung von Studienzeiten .................. 40
Urlaubsentgelt......ccooviiiiiii i 46
Urlaubszuschuss (14. Monatsgehalt) .. 44-45, 52
\")
Verbesserungsvorschlage ..........cccovvviiiiienn 47
Verfall von Anspriichen ................ 14-15, 87, 91
Verteilungsvolumen ................. 5,47,52-55, 63
AV o] o] 0] =] o = I 4,26, 59
Vorrlickung ........... 11, 21-23, 47, 50-55, 63-67
w

Weihnachtsremuneration (13. Monatsgehalt) 43-45,
52

Wohnungswechsel ...........ooiiiiiiiiiii 39
z

Zeitausgleich .......ccoovvviiiiiiinnnn, 27-29, 32-34
Zeitkontenmodell ......ooviiiiiiii 29

Zeitvorrickung, siehe Vorrickung

Trotz sorgfaltiger Priifung samtlicher Angaben in dieser Broschiire sind Fehler nicht auszuschlieBen und die Rich-

tigkeit des Inhalts ist daher ohne Gewahr.

Eine Haftung des Verlages oder des Verfassers ist ausgeschlossen.
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HINWEIS:

Trotz mehrmaliger genauer Uberarbeitung der gegensténdlichen
Kollektivvertrdage kénnen Fehler nicht mit Sicherheit ausgeschlossen
werden,; rechtsverbindlich sind daher weiterhin die hinterlegten
Kollektivvertrdge im Vollwortlaut

Als Service bieten wir Ihnen den

Kollektivvertrag fiir Angestellte der Gas- und
Warmeversorgungsunternehmungen

als Datei zum Download an.

Folgende Dateien stehen flr Sie zum Download bereit:

1. Kollektivvertrag flir Angestellte der Gas- und Warme-
versorgungsunternehmungen mit Rahmenkollektiv-
vertrag fir Angestellte der Industrie und Zusatzkollek-
tivvertragen

Stand 1. November 2017

http://www.gaswaerme.at/service/kollektivvertrag/
KV 2017.pdf

Impressum:
Herausgeber: Fachverband der Gas- und Warmeversorgungsunternehmungen
A-1010 Wien, Schubertring 14
Telefon: (01) 513 15 88-0
Telefax: (01) 513 15 88-25
e-mail: office@gaswaerme.at
www.gaswaerme.at
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